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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums
fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
iiber die Anzeige von Kanalisationsnetzen gemif} § 71
des Brandenburgischen Wassergesetzes
(KanalnetzAnzeigeVV)

Vom 18. Dezember 2013

1 Allgemeines

Seit dem 20. Dezember 2011, dem Zeitpunkt des Inkrafttretens
der letzten Anderung des § 71 Absatz 1 des Brandenburgischen
Wassergesetzes (BbgWG), besteht fiir die Plane zur Erstellung
oder wesentlichen Verdnderung sowie den Betrieb von Kanali-
sationsnetzen fiir die 6ffentliche Abwasserbeseitigung oder die
private Abwasserbeseitigung von befestigten gewerblichen Fla-
chen, die groBer als drei Hektar sind und die unmittelbar in ein
Gewidsser einmiinden, eine Anzeigepflicht. Mit dem Wegfall der
bis dahin bestehenden Genehmigungspflicht fiir Kanalisations-
netze mit weniger als 300 mm Nennweite wurde eine weiterge-
hende Deregulierung im Sinne von § 5 Absatz 5 und Absatz 4
des Landesorganisationsgesetzes angestrebt. Mit dieser Deregu-
lierung geht eine Starkung der Verantwortung des Betreibers fiir
die Einhaltung der fiir Kanalisationsnetze maf3geblichen Anfor-
derungen nach § 60 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes
(WHG) einher, die unabhéngig von der Verfahrenserleichterung
unverdndert einzuhalten sind.

Diese Verwaltungsvorschrift dient der ndheren Ausgestaltung
des Anzeigeverfahrens. Sie enthdlt die Anlagen 1 bis 4 sowie die
zugehorigen Anhénge 4.1 bis 4.4. Die Anlagen und Anhdnge
sind Bestandteile dieser Verwaltungsvorschrift.

Den Wasserbehorden sind durch die Triger der 6ffentlichen Ab-
wasserbeseitigung sowie die Betreiber privater Kanalisationen
im Wege der Anzeige diejenigen Aspekte darzulegen, die fiir

- die Erfiillung ihrer Aufgaben als Gewésseraufsicht gemaf
§ 100 Absatz 1 WHG, insbesondere in Verbindung mit den
§§ 55, 56 und 60 Absatz 1 WHG und § 66 BbgWG,

- die Ausgestaltung gebiets- und ressourcenbezogener Schutz-
anforderungen sowie

- die Erfiillung ihrer sonderordnungsrechtlichen Zusténdig-
keiten gemiB § 103 Absatz 2 BbgWG in Verbindung mit
§ 11 des Ordnungsbehordengesetzes (OBG)

erforderlich sind.

Hierfiir muss die Wasserbehdrde zumindest {iber folgende Sach-
verhalte Kenntnis erlangen:

- anlagenbezogene Schutzgebietsbetroffenheiten (rdumlich
und qualitativ),

- Aspekte der 6ffentlichen Ordnung und Sicherheit, soweit sie
iiber die Betreiberverantwortlichkeiten hinausgehen,

- die Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik.

Zur Ausilibung ihres Bewirtschaftungsermessens gemifl § 12
WHG ist auerdem erforderlich, dass die Wasserbehorde Kennt-
nis hat iiber:

- diejenigen Anlagen oder Anlagenbestandteile, von denen
Wirkungen auf die Gewisser ausgehen,

- die konkrete Lage von Einleitstellen sowie die Art und den
Umfang der Emissionen, sowohl in hydraulischer als auch in
stoffbezogener Sicht.

Die Wasserbehdrde kann iiberdies unabhingig vom Anzeigever-
fahren gemél § 100 Absatz 1 Satz 2 WHG in Verbindung mit
§ 103 Absatz 1 BbgWG auch nachtréglich zur Durchsetzung des
Wasserrechts, insbesondere der Anforderungen gemif § 60 Ab-
satz 1 und 2 WHG, § 70 BbgWG oder §§ 55, 56 WHG, § 66
BbgWG und zur Vermeidung von Beeintrichtigungen des Wohls
der Allgemeinheit notwendige Maflnahmen anordnen.

2 Geltungsbereich

Diese Verwaltungsvorschrift gilt fiir alle Bestandteile der Kana-
lisation einschlieBlich ihrer technischen Ausriistungen und Son-
derbauwerke. Sie gilt nicht fiir die Einleitungen aus den Kanali-
sationsnetzen in Gewdsser. Diese sind Gegenstand eines ge-
sonderten wasserrechtlichen Erlaubnisverfahrens.

Die Abgrenzungsregelungen zu den Regenentwisserungsanla-
gen qualifizierter Stralen gemafl dem gemeinsamen Runderlass
des Ministeriums fiir Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr
und des Ministeriums fiir Landwirtschaft, Umweltschutz und
Raumordnung Nr. 16/2002 vom 26. August 2002 bleibt hin-
sichtlich der Abgrenzungskriterien zwischen Kanalnetzen und
Regenentwisserungsanlagen qualifizierter Straflen von dieser
Richtlinie unberiihrt.

3 Anzeige zur Erstellung oder wesentlichen Anderung so-
wie zum Betrieb von Kanalisationsnetzen

Das Anzeigeverfahren wird auf der Grundlage von Formblittern
durchgefiihrt (siche Anlagen 1 bis 4 sowie Anhénge 4.1 bis 4.4).
Die Formulare sind, soweit vorgesehen, durch die jeweils zutref-
fenden Anlagen zu ergidnzen und zu unterzeichnen. Von der
Ubergabe kompletter Planungsakten soll abgesehen werden.

Die Wasserbehorde beurteilt:

- ob die geplante MaBinahme dem Wohl der Allgemeinheit
und den einschldgigen wasserrechtlichen Vorschriften tiber
die Abwasserbeseitigung, die Abwasserbeseitigungspflicht
und iiber Abwasseranlagen nicht widerspricht,

- ob vermeidbare Beeintridchtigungen unterbleiben und wel-
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che MafBnahmen gemédB § 100 Absatz 1 WHG gegebenen-
falls erforderlich sind, um nachteilige Auswirkungen zu ver-
hindern oder auszugleichen.

Die Beurteilung orientiert sich im Wesentlichen an den Erfor-
dernissen zum Schutz des Grundwassers und der Oberflichen-
gewisser. Eine vertiefte Priifung ist nur dann erforderlich, wenn
die Kanalisation in Schutzgebieten (insbesondere Wasserschutz-
gebieten, Uberschwemmungsgebieten) verliuft oder wenn auf
andere Objekte mit besonderen Schutzanforderungen (zum Bei-
spiel Verkehrsanlagen) von der Kanalisation eine besondere Ge-
fahrdung ausgehen kann.

Die Anzeige gemil § 71 Absatz 1 BbgWG bei der zustdndigen
unteren Wasserbehorde 1dsst Genehmigungserfordernisse nach
anderen wasserrechtlichen (zum Beispiel nach § 87 BbgWG bei
Gewisserquerungen) und anderen fachrechtlichen Vorschriften
unbertihrt.

Im Anzeigeverfahren ist eine Mitwirkung des Wasserwirt-
schaftsamtes regelméfig nicht erforderlich.

3.1 Anzeige eines Vorhabens

Die zustidndige Wasserbehorde wirkt darauf hin, dass fiir die An-
zeige die Formblatter

,,Anzeigeverfahren fiir Kanalisationen* (Anlage 1)
- ,,Anlage Baubeschreibung® (Anlage 2)

sowie die zutreffenden Unterlagen gemdfl Nummer 8 des Form-
blatts ,,Anzeigeverfahren fiir Kanalisationen* (Anlage 1) ver-
wendet werden. Gehen formlose Anzeigen ein, sind dem Vorha-
benstriger die Formblétter zu ibermitteln oder deren Fundstel-
len mitzuteilen.

Die Wasserbehorde sichtet die Unterlagen auf Vollstdndigkeit
und fordert unter Vorgabe einer Frist erforderlichenfalls nétige
Ergdnzungen oder Konkretisierungen nach.

Die Wasserbehorde kann innerhalb von vier Wochen nach dem
Vorliegen vollstdndiger Unterlagen Hinweise fiir die Bauaus-
fiihrung erteilen und erforderlichenfalls Mafinahmen gemif
§ 100 Absatz 1 WHG in Verbindung mit § 60 Absatz 1, § 61,
§ 55, 8§ 56 WHG, §§ 75 und 66 BbgWG oder anderen anordnen.
Ferner soll sie den Vorhabenstriager erforderlichenfalls auf eine
noch zu beantragende wasserrechtliche Erlaubnis sowie gegebe-
nenfalls bestehende Beteiligungspflichten anderer Behorden
hinweisen.

3.2 Anzeige des Baubeginns

Uber den Baubeginn soll mit dem Formblatt

- ,Mitteilung iiber den Baubeginn“ (Anlage 3)
informiert werden.

Hiermit bestétigt der Vorhabenstriager zugleich, dass die gege-
benenfalls behordlich angeordneten Maflnahmen (siche Num-

mer 3.1) erfillt werden sowie die bautechnischen Nachweise,
soweit vorgesehen, abschlielend gepriift wurden und beanstan-
dungsfrei vorliegen.

3.3 Mitteilung iiber die Fertigstellung

Uber den Abschluss des Bauvorhabens soll die Wasserbehorde
innerhalb von vier Wochen nach Fertigstellung mit dem Form-
blatt

-, Mitteilung iiber die Fertigstellung® (Anlage 4)
informiert werden.
Gleichzeitig sollen - soweit zutreffend - die Anhdnge

- ,Erklarung der Baubetreuung zur Fertigstellung” (An-
hang 4.1)

- ,,Bestdtigung der Priifung der Dichtheit der Kanalisation
und zugehdriger Bauwerke zur Fertigstellung® (Anhang 4.2)

- ,Bestitigung der Priifung der Méngelfreiheit der Kanalisa-
tion im Ergebnis der Kamerabefahrung zur Fertigstellung*
(Anhang 4.3)

- ,Bestitigung der Priifung der ordnungsgemiflen Beschaf-
fenheit und Betriebssicherheit der technischen Anlagen und
Einrichtungen in der Kanalisation zur Fertigstellung® (An-
hang 4.4)

- ,,Bescheinigung der Priifingenieurin/des Priifingenieurs fiir
Standsicherheit zur Fertigstellung* (Vordruck gem. § 1 Abs. 2
BbgBauVorlV, Anlage 10.4; dieses Formular wird hier nach-
richtlich wiedergegeben)

jeweils unter Verweis auf die vorliegenden Inspektionsergeb-
nisse vorgelegt werden. Die einzelnen Priifprotokolle sind der
Wasserbehorde auf Anforderung zur Einsicht vorzulegen.

Der Vordruck gemédfB § 1 Absatz 2 der Brandenburgischen Bau-
vorlagenverordnung (BbgBauVorlV), Anlage 10.4 bezieht sich
auf die bautechnischen Nachweise von Sonderbauwerken, soweit
diese baugenehmigungspflichtig sind. Dieser Nachweis ist mit
Anlage 10.4 der Vordrucke gemdl3 § 1 Absatz 2 BbgBauVorlV
gegeniiber der zustindigen Bauaufsichtsbehdrde zu erbringen.
Das hierfiir bestehende Formblatt ist der Wasserbehorde in Ko-
pie zuzuleiten.

4 Anzeige zum Betrieb bestehender Kanalisationsnetze

Die Anzeigepflicht gilt auch fiir Kanalisationsnetze, die bereits
vor dem 20. Dezember 2011 betrieben wurden, aber nicht ge-
nehmigt oder angezeigt worden sind. Fiir den Betrieb von Kana-
lisationsnetzen, die bei Inkrafttreten des Brandenburgischen
Wassergesetzes am 14. Juli 1994 bereits bestanden, war nach al-
ter Rechtslage bis zum 31. Dezember 2000 eine Genehmigung
zu beantragen. Solche Genehmigungen bleiben giiltig. Bisher
nicht beschiedene Antrage auf Genehmigung bestehender Ka-
nalisationsnetze gelten als Anzeige.

Fiir die Anzeige von vor dem 20. Dezember 2011 weder geneh-
migten noch angezeigten, aber tatsdchlich bestehenden Kanali-
sationsnetzen gelten die folgenden formalen Anforderungen:
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a) Angaben zur Einhaltung der grundlegenden Anforderungen
an das Kanalisationsnetz in Hinblick auf

- die Funktionsfahigkeit,
- die Standsicherheit sowie
- die Dichtheit.

MalBgebend hierfiir sind die unter Nummer 1 dieser Richtli-
nie genannten Kriterien.

b) Die vorzulegenden Unterlagen umfassen mindestens eine
Bestandsdokumentation, bestehend aus:

- kartografischen und (soweit vorliegend) digitalen Be-
standspldnen,

- Funktionsbeschreibungen,

- Einleitstellen beziechungsweise Auslésse in ein oberirdi-
sches Gewisser,

- vorliegende Nachweise oder empirische Erhebungen
zum Uberflutungsschutz,

- eine tabellarische Bauzustandserfassung und -beurtei-
lung.

c) Die Zustandserfassung soll sich auf die Ergebnisse der ein-
gehenden Sichtpriifung mittels Begehung oder Kanalfernse-
hen, der Leckage-Detektion sowie gegebenenfalls durchge-
fithrter Dichtheitspriifungen stiitzen. Hierfiir kann auch auf
ein gegebenenfalls elektronisch vorliegendes Kanalkataster
Bezug genommen werden. Die Dokumentation soll Anga-
ben enthalten iiber:

- das Rohrmaterial,

- den Querschnitt,

- die ordnungsgeméfie Aufnahme und Fortleitung des Ab-
wassers,

- die festgestellte Kanalzustandsklasse in der Klassifika-
tion gemdfl Merkblatt DWA-M 149-3 oder ISYBAU,

- vorliegende Dichtheitsnachweise,

- den Zeitpunkt der letzten Inspektion.

Bei neu errichteten oder sanierten Abschnitten kénnen die
Inspektionsergebnisse der Neubau-, Gewihrleistungs- oder
Sanierungsabnahme gleichwertig herangezogen werden.

Fiir zusammenhdngend neu hergestellte oder sanierte Teil-
bereiche von Kanalisationsnetzen kann, soweit diese nicht
alter als 15 Jahre sind, von einer haltungsweisen Darstellung
abgesehen werden. Ferner ist darzulegen, ob die Einleitun-
gen aus dem spéter erschlossenen Teileinzugsgebiet aus hy-
draulischer Sicht von der vorhandenen Kanalisation ord-
nungsgemal aufgenommen und fortgeleitet werden.

d) Fir die Einleitstellen der Niederschlagswasserkanalisation
im Trennsystem in ein Oberflachengewisser ist der Regen-
wetterabfluss Q, fiir den Bemessungsfall (Dauerstufe 15 Mi-
nuten) eines einjahrigen sowie eines fiinfjahrigen Ereignis-
ses anzugeben. Soweit diese Nachweise zum Zeitpunkt der
Anzeige nicht vorliegen, soll die Wasserbehorde den Aufga-
bentriger der Niederschlagswasserbeseitigung dazu auffor-
dern, in angemessener Frist die entsprechenden Angaben

vorzulegen. Hiervon unberiihrt bleiben die Anforderungen
zur Bemessung und zum hydraulischen Nachweis im Zu-
sammenhang mit der Erteilung einer wasserrechtlichen Er-
laubnis fiir das Einleiten von Niederschlagswasser in ein
Oberflichengewdsser.

Hinweise zur Bewertung der angezeigten Sachverhalte

Die Bewertung von Anzeigen fiir bestehende Kanalnetze soll in
verhdltnismaBiger Weise und nach Maf3gabe des Einzelfalls er-
folgen. Hierbei kann zum Beispiel beriicksichtigt werden, dass
ein bestehendes Kanalnetz wihrend der zuriickliegenden Be-
triebsdauer bestimmte Priifkriterien (zum Beispiel den Uberflu-
tungsschutz) faktisch unter Beweis gestellt hat, auch wenn hier-
fiir kein numerischer Nachweis vorliegt.

Fiir Kanalabschnitte mit der Schadensklasse 0 oder 1 (gemaf3
DWA-M 149-3) beziehungsweise der entsprechenden Klassifi-
zierung nach ISYBAU soll die Wasserbehorde nach Mafigabe
des Einzelfalls weitergehende Kontrollen, Uberwachungen oder
den Erlass von Sanierungsanordnungen in Betracht ziehen. Sa-
nierungsanordnungen sind vor allem dann zu treffen, wenn sich
aus der Art oder der ortlichen Lage eines festgestellten Schadens
oder sonstigen Umstidnden (zum Beispiel die Schadenshdufung
in einem bestimmten Kanalabschnitt) besondere Gefahrdungen
des Wohls der Allgemeinheit (zum Beispiel in Wasserschutzge-
bieten und Uberschwemmungsgebieten, Gefihrdungen der Ver-
kehrssicherheit) ergeben kdnnen.

Liegt der Wasserbehorde weder eine Genehmigung noch eine
Anzeige vor, so kommt eine Anordnung der Wasserbehorde von
Amts wegen zur Anpassung der Anlage, ihres Betriebs oder ih-
rer Unterhaltung an die allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik und sonstiger notwendiger Mafinahmen gemaf3 § 100 Absatz 1
Satz 2 WHG, § 103 Absatz 1 BbgWG in Verbindung mit § 60
Absatz 1, Absatz 2 WHG, § 70 BbgWG oder §§ 55, 56 WHG,
§ 66 BbgWG oder anderen in Betracht.

5 Nachrichtliche Hinweise zur Anwendung des Regel-
werks sowie zu den wasserbehordlichen Aufgaben in Zu-
sammenhang mit der Durchfiihrung von Dichtheitsprii-
fungen

Die Uberpriifung von Abwasseranlagen auf ihre Dichtheit ist Be-
standteil der Selbstliberwachung gemdf3 § 75 BbgWG. Die dafiir
geltenden Anforderungen richten sich an den jeweiligen Betrei-
ber der Anlage. Die zustindige Wasserbehorde tiberwacht die
ordnungsgemifle Ausiibung der gesetzlichen Verpflichtung zur
Selbstiiberwachung von Abwasseranlagen, einschlielich Kana-
lisationen und Grundstiicksentwésserungsanlagen, gemaf3 § 100
Absatz 1 WHG in Verbindung mit § 75 Satz 1 BbgWG und kann
die erforderlichen Anordnungen zur Durchsetzung des Wasser-
rechts treffen. Unter Umsténden kann die Durchfithrung von
Dichtheitspriifungen in Wasserschutzgebieten schon auf Grund
der jeweiligen Wasserschutzgebietsverordnung geboten sein.
Entsprechen vorhandene Anlagen den Anforderungen an die
Abwasserbeseitigung insbesondere nach § 57 Absatz 1 WHG
nicht, so hat sie der Betreiber innerhalb einer angemessenen
Frist anzupassen (§ 60 Absatz 2 WHG).
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Die materiellen Anforderungen der einzuhaltenden anerkannten
Regeln der Technik ergeben sich grundsitzlich aus den jeweili-
gen technischen Normen sowie den Verdffentlichungen der Re-
gelwerksgeber (insbesondere der DWA). Die Normen und Re-
gelwerke sind in der jeweils aktuellen Fassung anzuwenden. Die
nachfolgenden Hinweise gelten der Orientierung fiir den Regel-
fall.

Der Dichtheit von Kanidlen und abwassertechnischen Entwisse-
rungsanlagen kommt sowohl bei der Zustandserfassung als auch
beim Betrieb eine zentrale Bedeutung zu. Aus dem Nebeneinan-
der von Normen und technischem Regelwerk ergibt sich eine ge-
wisse Uniibersichtlichkeit, die sowohl die Priifung von Unterla-
gen als auch den Vollzug erschwert.

Zur Dichtheitspriifung gibt es eine Vielzahl von Normen und
Regelwerken. Die in nachfolgender Tabelle aufgefiihrten Quel-
len enthalten Priifbestimmungen zur Durchfithrung von Dicht-
heitspriifungen fiir bestehende sowie neue und sanierte abwas-
sertechnische Anlagen.

Regelwerk Titel Datum Neubau, Bestand
Sanierung
DIN EN 1610 Verlegung und Priifung von Abwasserleitungen und -kanélen 10/97 X
DIN EN 12889 Grabenlose Verlegung und Priifung von Abwasserleitungen 03/00 X
und -kanilen
DWA-A 139 Einbau und Priifung von Abwasserleitungen und -kanélen 12/09 X
ATV-DVWK-A 142 | Abwasserkanile und -leitungen in Wassergewinnungsgebieten 11/02 X X
Merkblatt Nr. 4.3/6 Priifung alter und neuer Abwasserkanile, Teil 2: Priifverfahren, 07/99 X X
LFW - Teil 2 Bayerisches Landesamt fiir Wasserwirtschaft
DIN 1986-30 Entwisserungsanlagen fiir Gebdude und Grundstiicke, 02/12 X
Teil 30: Instandhaltung
ATV-M 143-6 Inspektion, Instandsetzung, Sanierung und Erneuerung von 06/98 X
Abwasserkanilen und -leitungen, Teil 6: Dichtheitspriifung
bestehender, erdiiberschiitteter Abwasserleitungen und
-kanile und Schichte mit Wasser, Luftiiber- und Unterdruck

Anlésse und Zeitspannen fiir die wiederkehrende Priifung der
Dichtheit von bestehenden Grundstiicksentwisserungsanlagen
sind in DIN 1986-30 enthalten. Demzufolge gilt zum Beispiel
fiir Anlagen zur Ableitung von héuslichem Abwasser auflerhalb
von Wassergewinnungsgebieten im Zuge der optischen Inspek-
tion der Nachweis der Dichtheit als erbracht, wenn keine dicht-
heitsrelevanten Schiden und Fremdwassereintritte festgestellt
wurden. Die Kanalinspektion mittels TV-Befahrung kann daher
als anerkanntes Verfahren der optischen Dichtheitspriifung gleich-
wertig angewendet werden. Ist die optische Inspektion nicht
durchfiihrbar beziehungsweise das Ergebnis nicht ausreichend
aussagekréftig, muss eine Dichtheitspriifung durchgefiihrt wer-
den. Offentliche Abwasseranlagen sind vom Geltungsbereich
der DIN 1986-30 nicht erfasst.

Eine Dichtheitspriifung nach DIN EN 1610 wird nur bei Neubau
und Renovierung gefordert. Fiir bestehende Abwasserkanile
und -schichte ist ATV-M 143-6 maligebend.

6 Schlussbestimmungen
Diese Richtlinie tritt am Tag nach der Verdffentlichung im Amts-

blatt fiir Brandenburg in Kraft. Mit dem Inkrafttreten dieser
Richtlinie tritt die Richtlinie des Ministeriums fiir Landliche

Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz ,,Anzeige und Ge-
nehmigung von Kanalisationsnetzen* vom 3. September 2009
(ABIL. S. 1919) auBler Kraft.

Anlagen

- Anlage 1: ,,Anzeigeverfahren fiir Kanalisationen*

- Anlage2: ,Anlage Baubeschreibung*

- Anlage3: ,Mitteilung iiber den Baubeginn*

- Anlage4: ,Mitteilung iiber die Fertigstellung*

- Anhang4.1: , Erklarung der Baubetreuung zur Fertigstellung™

- Anhang4.2: ,Bestitigung der Priifung der Dichtheit der
Kanalisation und zugehoriger Bauwerke zur
Fertigstellung®

- Anhang4.3: ,Bestitigung der Priifung der Méngelfreiheit
der Kanalisation im Ergebnis der Kamerabe-
fahrung zur Fertigstellung*

- Anhang4.4: ,Bestitigung der Priifung der ordnungsgema-
Ben Beschaffenheit und Betriebssicherheit der
technischen Anlagen und Einrichtungen in der
Kanalisation zur Fertigstellung*

- nachrichtlich Vordruck gem. § 1 Abs. 2 BbgBauVorlV, Anla-

ge 10.4: ,,Bescheinigung der Priifingenieurin/des Priifinge-
nieurs fiir Standsicherheit zur Fertigstellung™
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An die untere Wasserbehérde
des Landkreises/der Stadt

Anzeigeverfahren fiir Kanalisationen

(gemaR § 71 Abs. 1 BbgWG)

1. Kurzbezeichung des Vorhabens

r Errichtung

| Sanierung/Reparatur/

Renovierung/Erneuerung

Anlage 1

Eingangsvermerk

Aktenzeichen der UWB

| sonstige Anderung

2. Regionale Lage

Gemarkung

Flur

Flurstick(e)

Ort, PLZ

Ortsteil

3. Bauherrschaft/Bauherrschaftsgemeinschaft (Gemeinde, Verband oder Firma)

Name

StralRe Haus-Nr. PLZ Ort
Telefon Fax E-Mail

4. vertreten durch (Ansprechpartner)

Name Vorname

Stralle Haus-Nr. PLZ Ort
Telefon Fax E- Mail

5. Objektplanung

Name des Planungsbiros

Stralle Haus-Nr. Land PLZ Ort
Telefon Fax E-Mail

6. Baubetreuung/-tiberwachung

Name der Firma Name des Betreuers
StralRe Haus-Nr. PLZ Ort
Telefon Fax E-Mail

171



172

Amtsblatt fir Brandenburg — Nr. 5 vom 5. Februar 2014

7. voraussichtlicher Baukostenwert

€

8. Die angekreuzten Unterlagen sind beigefiigt

[ 1-fach
[ 1-fach
[ 1-fach
[ 1-fach

[ 1-fach

Auszug aus der Liegenschaftskarte M 1 : 1.000

Objektbezogene Lagepléane (geeigneter Malstab, vorzugsweise 1 : 200)
Bauzeichnungen (ausgewahlte Langs- und Querschnitte, Grundrisse, Ansichten)
Anlage Baubeschreibung

Besondere Bauvorlagen (z. B. hydraulischer Langsschnitt, Baugrundprofile)

9. Erklarung der Bauherrschaft zu Bauantragen im Baugenehmigungsverfahren (soweit zutreffend)

~

-
>

10. Unterschrift

Fir die Bauwerke in der Kanalisation, die baugenehmigungspflichtig sind,
wurden die baufachlichen Nachweise fristgemafn

bei der zustandigen unteren Bauaufsichtsbehérde eingereicht

(§ 66 Abs. 3 BbgBO).

Die Priifung der Nachweise der Standsicherheit wurde:

bei einem der im Land Brandenburg anerkannten Priifingenieure

bei der zustandigen unteren Bauaufsichtsbehérde (§ 66 Abs. 4 u. 5 BbgBO)
beantragt.

Ort

Datum

Unterschrift der Bauherrschaft/Vertretung

Soweit die Unterschrift flir die Bauherrschaft durch einen Vertreter geleistet wird, ist eine Vollmacht beizufligen.
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Anlage Baubeschreibung Anlage 2

Zur Anzeige vom
fur Anlagen

[ der Mischwasserkanalisation,
[] der Schmutzwasserkanalisation im Trennsystem,

[ der Niederschlagswasserkanalisation im Trennsystem,
| fur Sonderentwasserungsverfahren.

[ fur Sonderbauwerke

1. Kurzbezeichnung des Vorhabens

|_ Errichtung r Sanierung/Reparatur/ |_ sonstige Anderung
Renovierung/Erneuerung

2. Emissionen

Die zu errichtenden Anlagen fuhren zu unmittelbaren Einleitungen in ein Gewasser
(auch Notauslasse berlicksichtigen)

|_ ja |_ nein

3. Verwaltungsrechtliches Verfahren

Zu dem angezeigten Vorhaben wurden aulerdem folgende Verwaltungsverfahren eingeleitet:

| immissionsschutzrechtliches Verfahren
Planfeststellungsverfahren
Baugenehmigungsverfahren

=
M
|_ wasserrechtl. Erlaubnisverfahren
r

=
4. Vorliegende Zustimmungen/Genehmigungen
[] Baugenehmigung Nr. vom
| Wasserrechtl. Erlaubnis Nr. vom
[ Grundstickseigentiimer vom
M
r

5. Bestandteil des Abwasserbeseitigungskonzeptes

|_ ja |_ nein
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6. Ortliche Besonderheiten
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N&herung bzw. Querung von

Deponiegebiet

00 00

Gewadassern

Trinkwasserschutzzonen | /11 / 1l

Bergbau beeinflusstem Gebiet

Natur-, Landschaftsschutzgebiet, Naturpark, Biospharenreservat

Uberschwemmungsgebieten

7. Baugrund/Grundwasserverhéltnisse

Baugrundgutachten erstellt
Baugrundeignung gegeben
Grundwasseranschnitt
- wenn ja, Ableitung in

| offentl. Kanalisation

| Gewasser

| ja [ nein

l ja [ nein

| ja [ nein

| private Kanalisation | Grundwasser
M

8. Baustoffe/Konstruktionen

Teil des Baues

Zu verwendende Bauprodukte, Bauteile, Bauarten

Griindungen (RLA)

Rohrleitungen

Schéachte

Pumpwerke

Ausristungen

Einsatz von bauartzugelassenen
Produkten fir

sonstige ergdnzende Angaben




9. Berechnungen/Nachweise
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Berechnungen wurden gefiihrt zur

[ Hydraulischen Dimensionierung
[] Uberstaugefahrdung

[] Standsicherheit

=

=

auf Grundlage folgender DIN bzw. DWA Regel

(bitte kennzeichnen, ggf. ergénzen)

DWA-A 110/111/112

116/118

DIN EN 752

ATV-DVWK-A 127

10. Sonstige ergdnzende Angaben

(z. B. Uber bauzeitliche Abwasserbeseitigung, -Uberleitung u.a.)

11. Unterschriften

Ort

Datum

Ort

Datum

Unterschrift der Bauherrschaft/\Vertretung

Unterschrift der Objektplanung

Soweit die Unterschrift fir die Bauherrschaft durch einen Vertreter geleistet wird, ist eine Vollmacht beizuftigen.
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An die untere Wasserbehérde
des Landkreises/der Stadt

Mitteilung liber
den Baubeginn

1. Kurzbezeichnung des Vorhabens

| Errichtung | sanierung/Reparatur

Anlage 3

Eingangsvermerk

|Anzeige vom

IAktenzeichen der UWB

| sonstige Anderung

Renovierung/Erneuerung

2. Erklarung der Bauherrschaft

| Die notwendigen Voraussetzungen (Abarbeitung der Forderungen/Auflagen aus den
verwaltungsrechtlichen Verfahren) zum Beginn der Bauarbeiten sind gegeben.

3. Baubeginn

Mit dem Bau wird/wurde am |

| begonnen.

(soweit zutreffend) liegen vor.

[ Mirist bekannt, dass bis zur Fertigstellung jede maRgebliche Veranderung der techn.
Anlagen der unteren Wasserbehorde schriftlich anzuzeigen ist.

| Die nach § 68 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2 und 3 BbgBO erforderlichen Nachweise

4. Unterschriften

Ort Datum

Ort

Datum

Unterschrift der Bauherrschaft/Vertretung

Unterschrift Baubetreuung

Soweit die Unterschrift fir die Bauherrschaft durch einen Vertreter geleistet wird, ist eine Vollmacht beizufiigen.
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An die untere Wasserbehorde
des Landkreises/der Stadt

Mitteilung liber
die Fertigstellung

1. Kurzbezeichnung des Vorhabens

[ Errichtung | Sanierung/Reparatur

Anlage 4

Eingangsvermerk

|Anzeige vom

| Aktenzeichen der UWB

Hinweis:

Diese Mitteilung ist der unteren Wasserbehdrde
innerhalb von vier Wochen nach Fertigstellung
mit allen erforderlichen Anhangen vorzulegen.

| sonstige Anderung

Renovierung/Erneuerung

2. AbschlieRende Fertigstellung des Bauvorhabens

Die Anlage wird/wurde am

Die VOB Abnhame erfolgt/erfolgte am

Die erforderlichen Bescheinigungen

- des Bauiiberwachers bzw. des Bauausfiihrenden oder seines Beauftragten,

mit denen

[ die Bauausfiihrung entsprechend den angezeigten bzw. gednderten Unterlagen,

[ die Dichtheit der Kanalisation und Bauwerke,

[ die Mangelfreiheit im Ergebnis der Kamerabefahrung,

[ die Betriebssicherheit der techn. Anlagen und Einrichtungen sowie

- des zugelassenen Priifingenieurs/Prifsachversténdigen,

fertiggestelit.

[ 7 mit denen die Bauausfiihrung entsprechend den bautechnischen Nachweisen (Kopie des

Vordruckes 10.4 der BbgBauVorlV "Bescheinigung der Prifingeneurin/-ingenieurs fur

Standsicherheit zur Fertigstellung" nach § 76 Abs. 1 Nr. 2 BbgBO)

erklart wird, sind beigefugt.

3. Unterschrift

Ort Datum

Unterschrift der Bauherrschaft/Vertretung

Soweit die Unterschrift fiir die Bauherrschaft durch einen Vertreter geleistet wird, ist eine Vollmacht beizufiigen.
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Anhang 4.1 zur Mitteilung Uber die Fertigstellung

An die untere Wasserbehotrde Eingangsvermerk
Landkreis/Stadt

|Anzeige vom

|Aktenzeichen der UWB

Hinweis:
Diese Erklarung ist der unteren Wasserbehtrde mit der
Mitteilung Uber die Fertigstellung vorzulegen.

Erklarung der Baubetreuung
zur Fertigstellung

1. Kurzbezeichnung des Vorhabens

r Errichtung [ Sanierung/Reparatur [ sonstige Anderung
Renovierung/Erneuerung

2. Baubetreuung

Firma Name, Vorname
Stralle Haus-Nr. PLZ Ort
Telefon Fax E-Mail

3. Erklarung der Baubetreuung
Hinweis:
Diese Erklarung darf nur abgeben, wer mit der Baulberwachung beauftragt war und sie durchgefiihrt hat.

Ich habe die Uberwachung durchgefiihrt und erklére, dass die Bauausfiihrung entsprechend den

[ angezeigten [ geanderten und mit der UWB abgestimmten

Planungsunterlagen erfolgt ist.

4. Unterschrift

Ort Datum

Unterschrift der Baubetreuung
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Anhang 4.2 zur Mitteilung Uber die Fertigstellung

An die untere Wasserbehoérde Eingangsvermerk
Landkreis/Stadt

|Anzeige vom |

|Aktenzeichen der UWB |

Hinweis:
Diese Bestatigung ist der unteren Wasserbehdrde mit der
Mitteilung tber die Fertigstellung vorzulegen.

Bestitigung der Priifung der Dichtheit
der Kanalisation und zugehériger Bauwerke
zur Fertigstellung

1. Kurzbezeichnung des Vorhabens

[ Errichtung [ Sanierung/Reparatur [ sonstige Anderung
Renovierung/Erneuerung

2. Die Dichtheitsprifung geman DWA-A 139 wurde ausgefiihrt

r nach DIN EN 1610 | nach DIN EN 805 (far Druckrohrleitungen) durch
[ den Bauunternehmer | einen sachkundigen Dritten

Firma Name, Vorname
Stralle Haus-Nr. PLZ Ort

Telefon Fax E-Mail

3. Bescheinigung des Priifers

Hiermit bestatige ich die Dichtheit nach Prifung gemal DWA-A 139
fur folgende Kanalisationsabschnitte/Bauwerke:

[ [
[ [
[ | Die Prufergebnisse sind beigeflgt.

4. Unterschrift

Ort Datum

Unterschrift des Prifers
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Anhang 4.3 zur Mitteilung Uber die Fertigstellung

An die untere Wasserbehoérde Eingangsvermerk
Landkreis/Stadt

|Anzeige vom

|Aktenzeichen der UWB

Hinweis:
Diese Bestéatigung ist der unteren Wasserbehdrde mit der
Mitteilung tber die Fertigstellung vorzulegen.

Bestitigung der Priifung der Mangelfreiheit
der Kanalisation im Ergebnis der Kamerabefahrung
zur Fertigstellung

1. Kurzbezeichnung des Vorhabens

[ Errichtung [ Sanierung/Reparatur [ sonstige Anderung
Renovierung/Erneuerung

2. die optische Kanalinspektion wurde ausgefthrt durch:

|_ den Bauunternehmer |_ einen sachkundigen Dritten

Firma Name, Vorname
Stralle Haus-Nr. PLZ Ort

Telefon Fax E-Mail

3. Bescheinigung des Prifers

Hiermit bestatige ich die ordnungsgemafe Durchfuhrung der optischen Kanalinspektion fur
nachfolgende Haltungen und bescheinige deren Mangelfreiheit.

[ [
[ "
[] [ Die Prufergebnisse sind beigefiigt.

4. Unterschrift

Ort Datum

Unterschrift des Prifers
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Anhang 4.4 zur Mitteilung Gber die Fertigstellung

An die untere Wasserbehotrde Eingangsvermerk

Landkreis/Stadt
|Anzeige vom ]
|Aktenzeichen der UWNB |

Hinweis:
Diese Bestatigung ist der unteren Wasserbehdrde mit der
Mitteilung Uber die Fertigstellung vorzulegen.

Bestidtigung der Priifung der ordnungsgemafRen Beschaffenheit
und Betriebssicherheit der techn. Anlagen und Einrichtungen in der Kanalisation
zur Fertigstellung

1. Kurzbezeichnung des Vorhabens

|_ Errichtung |_ Sanierung/Reparatur |_ sonstige Anderung
Renovierung/Erneuerung

2. Die Funktionsprifung der technischen Anlagen und Einrichtungen wurde ausgefiihrt durch:

r den Bauunternehmer [_ einen sachkundigen Dritten

Firma Name, Vorname
Stralie Haus-Nr. PLZ Ort

Telefon Fax E-Mail

3. Bescheinigung des Prifers

Hiermit bestatige ich die ordnungsgemafie Beschaffenheit und Betriebssicherheit folgender
technischen Anlagen und Einrichtungen in dem Kanalisationssytem:

[ Pumpen [] [
[ Schieber [] |_
| Splleinrichtungen [ u

4. Unterschrift

Ort Datum

Unterschrift des Prifers
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Land Brandenburg

Landkreis / Stadt

An die untere Bauaufsichtsbehtrde

Eingangsvermerk

Bescheinigung
der Priifingenieurin / des Priifingenieurs
fur Standsicherheit zur Fertigstellung

nach § 76 Abs. 1 Nr. 2 BbgBO

1. Kurzbezeichnung des Vorhabens

Anlage 10.4

Bauanzeige vom |

Baugenehmigung vom |

Aktenzeichen |

Hinweis:

Diese Erkldrung ist nach § 76 Abs. 1 BbgBO der Bauaufsichts-
behérde mit der Anzeige der Fertigstellung vorzulegen.

[] Errichtung [ ] Anderung [ ] Nutzungsinderung
2. Baugrundstiick
Gemarkung Flur Flurstiick(e)
Stralie Hausnummer | PLZ Ort Ortsteil
3. Bauherrschaft / Bauherrschaftsgemeinschaft
Name / Firma Vorname [ Ansprechpartner/in
Straie Hausnummer Land PLZ Ort
Telefon Fax E-Mail
4. Priifingenieurin / Priifingenieur
Name Vomame
Strafle Hausnummer Land PLZ Ort
Telefon Fax E-Mail

5. Bestétigung der Priifingenieurin / des Priifingenieurs

Hiermit bestétige ich, dass die Bauausfiihrung den gepriiften bautechnischen Nachweisen entspricht.

6. Unterschrift

Ort

Datum

Unterschrift der Prifingenieurin / des Priffingenieurs

Anlage 10.4 Stand 01-2010
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Technische Regeln
zur Selbstiiberwachung von Abwasseranlagen
(TRSiiw)

Bekanntmachung des Ministeriums fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
als Oberste Wasserbehorde

Vom 18. Dezember 2013

1 Allgemeines

Abwasseranlagen sind Abwasserbehandlungsanlagen im Sinne
des § 64 des Brandenburgischen Wassergesetzes (BbgWG), Ka-
nalisationen und sonstige Anlagen, die der Abwasserbeseitigung
gemil § 54 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) die-
nen (zum Beispiel Abwassersammelgruben, private Zuleitungen
zum Offentlichen Kanalisationsnetz).

Abwasseranlagen sind nach § 60 WHG grundsitzlich nach den
allgemein anerkannten Regeln der Technik zu errichten, zu be-
treiben und zu unterhalten. Ferner sind gemél § 61 Absatz 2
WHG in Verbindung mit § 75 BbgWG die Abwasseranlagen ei-
ner regelméifBigen Selbstiiberwachung zu unterziechen.

Die Selbstiiberwachung von Abwasseranlagen hat nach techni-
schen Uberwachungsregeln zu erfolgen, die durch die oberste
Wasserbehorde hiermit eingefiihrt werden. Sie erstreckt sich auf
ihren Zustand, ihre Funktionsféhigkeit, ihre Unterhaltung und
ihren Betrieb sowie gegebenenfalls auf die Art und Menge des
Abwassers und seiner Abwasserinhaltsstoffe. Der Betreiber hat
sie auf eigene Kosten durchzufiihren oder durchfiihren zu lassen
und hieriiber Aufzeichnungen anzufertigen. Er hat die Abwas-
seranlagen mit den dazu erforderlichen Einrichtungen zu verse-
hen und entsprechende Uberwachungsgerite vorzuhalten. Die
Selbstiiberwachung ist nach Vorgabe der einschlidgigen Normen
und Regelwerke durchzufiihren.

Diese Technischen Uberwachungsregeln fiir Abwasseranlagen
gelten fiir Betreiber von Abwasseranlagen gemif § 75 BbgWG
unmittelbar. Sie ersetzen gegebenenfalls abweichende Regelun-
gen in Bescheiden, die aufgrund des § 71 Absatz 1 BbgWG al-
ter Fassung erlassen wurden.

Diese Technischen Uberwachungsregeln beriicksichtigen die fiir
den Regelfall zu stellenden Anforderungen. Im Einzelfall kon-
nen durch die Wasserbehorde gemifl § 100 Absatz 1 WHG,
§ 103 Absatz 1 BbgWG in Verbindung mit § 61 Absatz 2 WHG,
§ 75 BbgWG abweichende oder zusitzliche Regelungen getrof-
fen oder sonstige Maflnahmen angeordnet werden.

Diese Technischen Uberwachungsregeln gelten nicht fiir indus-
trielle und gewerbliche Abwasserbehandlungsanlagen.
2 Selbstiiberwachung von Kanalisationsnetzen
Der Umfang und Priifungsfristen zur Selbstiiberwachung der

Kanalisation und ihrer technischen Einrichtungen ergeben sich
aus der Anlage 1.

Fiir Grundstiicksentwisserungsanlagen bis zum Anschluss-
punkt an die 6ffentliche Kanalisation gelten abweichend die An-
forderungen nach Nummer 4.2.3.

Lassen akut eingetretene Betriebszustdnde, Schiden oder Sto-
rungen eine Beeintrichtigung des Wohls der Allgemeinheit be-
fiirchten, so hat der Betreiber gemdf3 § 70 BbgWG zur Scha-
densverhiitung selbststdndig die notwendigen Mallnahmen zu
treffen und erforderlichenfalls auch die Uberwachungszyklen zu
verdichten. Die Wasserbehorde ist gemd3 § 70 Satz 2 und 3
BbgWG zu unterrichten.

Die Aufzeichnungen iiber Zustand, Funktion und Unterhaltung
der Kanalisation kdnnen auch in einem elektronischen System
gefiihrt werden (Kanalkataster, GIS - Anwendung oder derglei-
chen).

Der Betreiber des Kanalisationsnetzes soll die Einleitungen
Dritter in sein Kanalisationsnetz durch regelméfige Untersu-
chungen tiberwachen, soweit von den Einleitungen besondere
Gefdhrdungen der Umwelt oder Beeintrachtigungen des Betrie-
bes von Kanalnetz und Klédranlage zu erwarten sind. Ungeneh-
migte, aber genehmigungspflichtige Indirekteinleitungen und
Verstofe gegen Anforderungen in einer Indirekteinleitergeneh-
migung sind der unteren Wasserbehorde gemal § 72 Absatz 3
BbgWG unverziiglich anzuzeigen. Im Ubrigen bleiben die
Uberwachungspflichten des Indirekteinleiters fiir genehmigungs-
pflichtige oder anzeigepflichtige Indirekteinleitungen unberiihrt.

3 Selbstiiberwachung von Abwasserbehandlungsanla-
gen fiir kommunales Abwasser

Artund Umfang der Selbstiiberwachung von Anlagen, in denen
kommunales Abwasser im Sinne von § 3 Nummer 1 der Bran-
denburgischen Kommunalabwasserverordnung behandelt wird,
richten sich nach deren Ausbaugréflie. Der Mindestumfang der
durchzufithrenden Untersuchungen ergibt sich aus den Anla-
gen 2.1 bis 2.3. Ferner ist der bauliche Zustand von Becken an-
lassbezogen (zum Beispiel anldsslich einer Entleerung zu War-
tungszwecken) zu tiberpriifen und zu dokumentieren.

Die Selbstiiberwachung kann anhand einer einfachen Stichpro-
be ausgefiihrt werden. Fiir die chemische Analytik kdnnen die
Ergebnisse von Online-Messungen, Schnelltests oder Betriebs-
methoden gleichwertig herangezogen werden, soweit diese Ver-
fahren fiir die in Frage kommenden Messbereiche und die typi-
sche Probenzusammensetzung geeignet sind. Bei einer elektro-
nischen Messwerterfassung ist die regelmifBige Kalibrierung
der Sensoren und Messumformer gemall Herstellerangaben
durchzufiihren und im Betriebstagebuch zu dokumentieren. Die
Analysenergebnisse sowie die aus der Online-Messung heran-
gezogenen Datensétze sind mindestens zehn Jahre aufzube-
wahren beziehungsweise elektronisch zuverldssig zu archivie-
ren.

Bei Regenkldrbecken, Regeniiberlaufbecken sowie Regeniiber-
laufen aus der Mischkanalisation, die im Entlastungsfall zu er-
heblichen Beeintrachtigungen der Gewissergiite fiihren konnen,
ist das Uberlaufverhalten mittels kontinuierlich aufzeichnender
Messgerite zu erfassen. Die Auswertungen hinsichtlich der
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Uberlaufmengen, -dauer und -hiufigkeit sind nach MaBgabe der
Bestimmungen in der wasserrechtlichen Erlaubnis der zustindi-
gen Wasserbehorde vorzulegen.

4 Uberwachung sonstiger Abwasseranlagen

Die Pflicht zur Durchfiihrung der Selbstiiberwachung gemaf3
§ 61 Absatz 2 WHG in Verbindung mit § 75 BbgWG erstreckt
sich auf alle Abwasseranlagen, so auch auf Kleinkldranlagen,
Abwassersammelgruben und Grundstiicksentwésserungsanla-
gen.

4.1  Selbstiiberwachung von Kleinkldranlagen

Art und Umfang der Uberwachung des ordnungsgemifBen Be-
triebs von Kleinkldranlagen ergeben sich aus den typspezifi-
schen Einzelanforderungen der Bauartzulassung, der Betriebs-
anweisung filir die Kleinkldranlage sowie aus den fiir den jewei-
ligen Kleinkldranlagentyp einschldgigen Normen und Regel-
werken. Die Ausfiihrung regelméBiger Wartungen und Uberprii-
fungen durch einen betreiberunabhéngigen Fachkundigen, wie
auch die eigenen Betriebskontrollen, sind durch den Betreiber
fortlaufend zu dokumentieren (§ 75 BbgWG).

Im Ubrigen gilt die Richtlinie iiber den Einsatz von Kleinklr-
anlagen vom 28. Mérz 2003 (ABL. S. 467).

4.2 Dichtheitspriifungen

Der Betreiber hat seine Anlagen gemél § 61 Absatz 2 WHG un-
ter anderem auf ihren Zustand selbst zu iberwachen, was auch
die Uberwachung der Dichtheit der Anlage einschlieBt. Sat-
zungsrechtliche Regelungen des Abwasserbeseitigungspflichti-
gen zur Uberwachung von Abwasseranlagen, auch zur Uberwa-
chung ihrer Dichtheit, bleiben unberiihrt.

4.2.1 Abwassersammelgruben

Zur Durchfiihrung der Dichtheitspriifung ist die DIN 1986 Teil 30
mafigebend. Sofern der Betreiber die Dichtheit seiner Abwas-
sersammelgrube bislang nicht ordnungsgemaf tiberwacht haben
sollte, hat er dies nachzuholen. Die Wasserbehorde kann sich die
Nachweise hieriiber vorlegen lassen (§ 75 Satz 5 BbgWG).

Fiir die wiederkehrende Dichtheitspriifung gelten folgende Fris-
ten:

a) Sammelgruben mit DIBt-Zulassung sowie Sammelgruben
in monolithischer Bauweise, fiir die bereits eine Dichtheits-
priifung vorgenommen wurde:

- innerhalb von Wasserschutzgebieten 5 Jahre
- auBerhalb von Wasserschutzgebieten 20 Jahre

b) iibrige Sammelgruben, fiir die eine Dichtheitspriifung be-
reits vorgenommen wurde:

- innerhalb von Wasserschutzgebieten 3 Jahre
- auflerhalb von Wasserschutzgebieten 10 Jahre

4.2.2 Kleinkldranlagen

Fiir die Dichtheitspriifung von in Betrieb befindlichen Klein-
kliranlagen ist das in DIN EN 12566-1, Anhang A festgelegte
Verfahren mafigebend. Werden Kleinkldranlagen saniert oder
entsprechend dem Stand der Technik beziehungsweise den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik nachgeriistet, ist eine
Dichtheitspriifung der gesamten Anlage wie bei einer Neuanla-
ge nach DIN EN 12566-1 beziehungsweise DIN EN 12566-3
durchzufiihren. Sofern der Betreiber die Dichtheit seiner Klein-
kldranlage bislang nicht ordnungsgemél tiberwacht haben soll-
te, hat er dies nachzuholen. Die Wasserbehorde kann sich die
Nachweise hieriiber vorlegen lassen (§ 75 Satz 5 BbgWG).

Die in Nummer 4.2.1 genannten Fristen gelten analog.
4.2.3 Grundstiicksentwésserungsanlagen

Grundstiicksentwésserungsanlagen sind nach den allgemein an-
erkannten Regeln der Technik zu errichten, zu betreiben und zu
unterhalten. Fiir die wiederholende Dichtheitspriifung werden
folgende, von der DIN 1986 Teil 30 abweichende Intervalle fest-
gelegt:

- innerhalb der Schutzzone 11
von Wasserschutzgebieten 5 Jahre

- innerhalb der Schutzzone 111 A
beziehungsweise 111 von
Wasserschutzgebieten

- inden Gibrigen Gebieten

15 Jahre
30 Jahre

Hinsichtlich der Wiederholungspriifung fiir Grundstiicksent-
wisserungsanlagen, die gewerbliches Abwasser ableiten, gelten
die Fristen aus Tabelle 1 der DIN 1986 Teil 30.

Geringere Intervalle fiir die Dichtheitspriifung von Grundstiicks-
entwisserungsanlagen, die sich aus kommunalen Satzungen er-
geben, bleiben unbertihrt.

5 Schlussbestimmungen

Diese Technischen Uberwachungsregeln treten am Tag nach der
Veroffentlichung im Amtsblatt fiir Brandenburg in Kraft. Mit
dem Inkrafttreten tritt die Richtlinie des Ministeriums fiir Land-
liche Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz tiber Anzei-
ge und Genehmigung von Kanalisationsnetzen vom 3. Septem-
ber2009 (ABI. S. 1919) auler Kraft. Ferner treten Nummer 4 so-
wie die zugehorigen Anlagen 1, 2 und 3 des Erlasses zur Uber-
wachung hiuslicher und kommunaler Abwasserbehandlungsan-
lagen und Abwassereinleitungen vom 26. Mai 1999 (im Amts-
blatt nicht veroffentlicht) auBBer Kraft.

Anlagen
Anlage 1:  Art, Umfang und Héaufigkeit der Selbstiiberwa-
chung von Kanalisationen und ihrer technischen

Einrichtungen

Anlage 2: Mindestumfang der Selbstiiberwachung von Ab-
wasserbehandlungsanlagen nach § 75 BbgWG
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Anlage 1
Art, Umfang und Héufigkeit der Selbstiiberwachung von Kanalisationen
und ihrer technischen Einrichtungen
(ohne Grundstiicksentwisserungsanlagen)
Einrichtungen Priifgegenstand Art der Priifung Hiufigkeit
1. Kanile und Feststellung von Ablagerungen Begehung oder TV-Inspektion | nach Einsatz bzw. Spiilplan;
Einbindungsstellen sonst alle 2 Jahre
Uberpriifung der Dichtigkeit TV-Inspektion, bedarfsweise | Schmutzwasser- und Misch-
erginzt um Druckproben wasserkanile des gesamten
Netzes im Zuge der fortlaufenden
Zustandserfassung
fortlaufende Erfassung des Begehung, TV-Inspektion das gesamte Kanalnetz innerhalb
Zustandes oder geophysikalische von 10 Jahren; neu errichtete Ab-
Methoden schnitte erstmalig nach 15 Jahren
1.a) Kanalisationen in Zustandserfassung optische Inspektion gemifl ATV-A 142
Trinkwasserschutzzonen alle 5 Jahre
Dichtigkeitspriifung Druckprobe alle 5 bzw. 15 Jahre
2. Schachtbauwerke Feststellung des Allgemeinzustan- | Inaugenscheinnahme, im Zusammenhang mit der
des, Schiden an Kanaldeckeln, Begehung oder TV-Inspek- Selbstiiberwachung der hieran
Schmutzfingern und Steigeisen | tion angeschlossenen Kanile
sowie am Schachtkorper, Undich-
tigkeiten, Fremdwasserzufluss,
Ablagerungen
3. Diiker Feststellung von Ablagerungen Inaugenscheinnahme bei Bedarf oder Storung,
und Schwimmstoffen am Ein- sonst jahrlich
und Auslaufbauwerk
Uberpriifung der Funktionsfihig- bei Bedarf oder Storung,
keit von Schmutzfang, Mess- und sonst jahrlich
Steuereinrichtungen
Uberpriifung der Leistungsfihig- | Plausibilitéitskontrolle, nach Stérungen, sonst in Ab-
keit, Riickstauverhalten z. B. Druckhohenverluste hingigkeit von der Bedeutung
zwischen Ein- und Auslauf- | der Diiker und der technischen
bauwerk Durchfiihrbarkeit
Feststellung sichtbarer Schiaden | Optische Inspektion bzw. in Abhingigkeit von der Bedeu-
Inaugenscheinnahme tung der Diiker und der tech-

nischen Durchfiihrbarkeit

Uberpriifung der Wasserdichtig- | Strang- oder Muffenpriifung | nach Stérungen, sonst alle 5 Jahre

keit oder vergleichbare Priifme-
thode
4. Abwasserpumpwerke Uberpriifung der Pumpen nach Probelauf bei nicht stindig nach Stérungen, sonst monatlich
Betriebsanleitung des Herstellers | betriebenen Pumpen, sonst
nach Betriebsanweisung
des Herstellers
Uberpriifung der Signal- und Funktionspriifungen gemif3 | gemif Herstellerangaben,
Alarmeinrichtungen, Ferniiber- | Herstellerangaben sonst halbjahrlich
wachung, Fernwirksysteme
5. Druckleitungen Erfassung sichtbarer Schéiden, Inaugenscheinnahme des gemal} Herstellerangaben,
z. B. durch Korrosion, Abrasion | Bereichs der Kontroll- und sonst jahrlich
Reinigungsdffnungen
Dichtigkeitspriifung Druckprobe nach Umsténden und Erforder-

nissen des konkreten Einzelfalls

Priifung von Armaturen fiir die Kontrolle der Funktionsfahig- | gemifl Herstellerangaben,
Entliiftung, Entleerung, Druck- | keit gemaB Herstellerangaben | sonst jahrlich
stoB3sicherung und von Kontroll-

einrichtungen
6. Einrichtungen in Druck- | Funktionsfdhigkeit, Dichtigkeit |nach den Angaben des gemil Herstellerangaben,
und Vakuumentwisse- | der Unterdruck- und Drucklei- Herstellers sonst jahrlich

rungsnetzen tungen
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Einrichtungen Priifgegenstand Art der Priifung Hiufigkeit
7. Regeniiberldufe Inspektion der Drossel- und der | Uberpriifung der Systemein- | gemiB Herstellerangaben,
Messeinrichtung, beweglichen stellung nach Angaben des sonst jahrlich

Wehre, Heber

Herstellers

Gingigkeit von Schiebern, Funk-
tionsfahigkeit der Mess- und
Regeltechnik

Probelauf und Kalibrierung
nach Angaben des Herstellers

gemal Herstellerangaben,
sonst jéhrlich

Feststellung von Ablagerungen Inaugenscheinnahme nach starken Niederschligen,
und Verstopfungen die eine Entlastung erwarten
lassen
8. Regenkldr-, Regeniiber- | Feststellung von Ablagerungen Inaugenscheinnahme nach Bedarf; Grundraumung

lauf- und Regenriickhal-
tebecken sowie Stau-
raumkanile

und Verstopfungen

alle 2 Jahre

Funktionsfahigkeit von Drossel-
organen, beweglichen Wehren,
Hebern

Funktionskontrolle gemé&f
Herstellerangaben

gemil Herstellerangaben,
sonst jahrlich

Funktionsfahigkeit von Pumpen,
Mess- und Regeltechnik, Reini-
gungseinrichtungen (in der Regel
bei nicht stindig gefiillten Becken),
Schiebern, Klappen, Armaturen
usw., Inspektion der Drossel- und
der Messeinrichtungen

Probelauf nach Angaben des
Herstellers, Uberpriifung der
Systemeinstellung und Kali-
brierung nach Angaben des
Herstellers

gemal Herstellerangaben,
sonst jéhrlich

Inspektion der Messeinrichtungen

Uberpriifung der Geritekenn-

gemdl Herstellerangaben,

linien nach Herstellerangaben | sonst jdhrlich
Feststellung sichtbarer Schiden | optische Kontrolle bzw. alle 5 Jahre
an den Becken, hydraulische Inaugenscheinnahme,

Kalibrierung der Drosseleinrich-
tungen

Kennlinieniiberpriifung nach
Angaben des Herstellers

9. Ein- und Auslaufwerke | Allgemeinzustand, Ablagerungen | Inaugenscheinnahme gemal Herstellerangaben,
sonst jahrlich
10. Hochwasserverschliisse | Funktionsfahigkeit von Probelauf nach Angaben gemil Herstellerangaben,
Verschliissen des Herstellers sonst vierteljahrlich
11. Ubergabepunkte, Inspektion des Allgemeinzu- Inaugenscheinnahme jahrlich
Messstellen standes
Funktionsfihigkeit der Messein- | Uberpriifung der Geritekenn- | gemiB Herstellerangaben,
richtung linien nach Herstellerangaben | sonst monatlich
12. Notstromaggregate, Uberpriifung auf Funktionsfihig- | Probelauf und Funktionskon- | gemiB Herstellerangaben,
Notstromversorgung, keit, Simulation eines Stromaus- | trolle nach Herstellerangabe; | sonst monatlich

sofern sie zu den Bau-
werken der Kanalisation
gehoren

falls

wenn moglich Simulation
eines Stromausfalls
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Anlage 2.1

Mindestumfang der Selbstiiberwachung von Abwasserbehandlungsanlagen nach § 75 BbgWG

Ausbaugrofe 51 bis 999 EW

Untersuchungsgegenstand | Betriebskenndaten |Einheit |Hiufigkeit der Art der Bestimmung,
Untersuchung Durchfiihrung und Protokollierung
Zu- oder Ablauf Abwasserdurchfluss | 1/s vierteljahrlich Kurzzeitmessung mit Messwehr,
Messgefal etc.
Messung gemél'
1-mal jéhrlich in den Nachtstunden
Zulauf pH-Wert - wochentlich Messung gemaf3'
Leitfdhigkeit mS/m wochentlich Messung gemél'
Zulauf zum BSB; mg/l vierteljahrlich Messung gemél'
biologischen Reaktor CSB oder TOC mg/l vierteljahrlich Messung geméil'
Biologischer Reaktor Temperatur °C wochentlich
- Belebungsbecken Schlammvolumen- ml/l wochentlich Messung gemal'
anteil
Schlammtrocken- g/l vierteljahrlich
substanz
Schlammindex ml/g vierteljdhrlich
0,-Konzentration mg/l wochentlich Messung gemél'
- Beliiftete Teiche 0,-Konzentration mg/l wochentlich Momentwert mit Uhrzeit, Messung im
- Tauchkdrper letzten beliifteten Teich bzw. in der
letzten Kaskade
Nachklirung Triibung, cm wochentlich Messung gemél'
z. B. Sichttiefe
Ablauf der Abwasser- CSB oder TOC mg/1 vierteljahrlich Messung geméal'
behandlungsanlage BSB, mg/1 vierteljdhrlich Messung gemaf'
Schlammabgabe Nassschlammmenge |m’ nach Anfall Protokollierung von Datum, Menge
und Verbleib
entwisserte m’ nach Anfall Protokollierung von Datum, Menge
Schlammmenge und Verbleib
Trockenriickstand % jéhrlich

Messungen an unterschiedlichen Wochentagen und Tageszeiten, um ein représentatives Bild zu erhalten
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Anlage 2.2

Mindestumfang der Selbstiiberwachung von Abwasserbehandlungsanlagen nach § 75 BbgWG

AusbaugrofBe 1 000 bis 9 999 EW

Untersuchungsgegenstand | Betriebskenndaten |Einheit | Haufigkeit der Art der Bestimmung,
Untersuchung Durchfithrung und Protokollierung
Zu- oder Ablauf Abwasserdurchfluss | 1/s kontinuierlich Registrierung des Momentwertes
auf Schreibstreifen
Mengenintegration mittels Zahlwerk o. A.
Protokollierung von minimalem und
maximalem Durchfluss und der Tages-
abwassermenge
Rechengut Menge m’ nach Anfall Protokollierung von Datum, Menge
und Verbleib
Sandfanggut Menge m’ nach Anfall Protokollierung von Datum, Menge
und Verbleib
Zulauf (Vorklarung) pH-Wert - arbeitstdglich Messung gemaf3'
Leitfdhigkeit mS/m arbeitstiglich Messung gemal'
Zulauf zum BSB; mg/l monatlich Messung gemal'
biologischen Reaktor CSB oder TOC mg/l monatlich Messung gemaf3'
Biologischer Reaktor Temperatur °C wochentlich
- Belebungsbecken Schlammvolumen- ml/l arbeitstdglich Messung gemaf3'
anteil
Schlammtrocken- g/l monatlich Messung gemal'
substanz
Schlammindex ml/g monatlich Messung gemél'
Riicklaufschlamm- g/l monatlich Messung gemaf3'
Trockensubstanz
Riicklaufverhéltnis % monatlich Messung gemaf3'
O,-Konzentration mg/l kontinuierlich Registrierung des Momentwertes
auf Schreibstreifen
- Beliiftete Teiche 0,-Konzentration mg/1 kontinuierlich Registrierung des Momentwertes
- Tauchkorper auf Schreibstreifen
Messung im letzten beliifteten Teich
bzw. in der letzten Kaskade
Chemisch-physikalische Dosierung, I/d oder |arbeitstiglich Protokollierung der Einsatzstoffe
Dosiereinrichtungen Verbrauch kg/d (Produktname)
Nachklérung Triibung, cm arbeitstiglich Messung gemaf3'
z. B. Sichttiefe
Ablauf der Abwasser- CSB oder TOC mg/1 monatlich Messung gemaf'
behandlungsanlage BSB; mg/l monatlich Messung gemaf'
NH,-N* mg/l monatlich Messung gemaf3'
pH-Wert - wochentlich Messung gemal'
Fremdstoffe’ Menge m’ nach Anfall Protokollierung von Datum, Herkuntft,
Menge und Verbleib
Schlammanfall Menge m’ arbeitstiglich
Schlammwasser Menge m? arbeitstidglich Protokollierung getrennt nach
Anfallstellen
Schlammabgabe Nassschlammmenge |m’ nach Anfall Protokollierung von Datum, Menge
und Verbleib
entwisserte m’ nach Anfall Protokollierung von Datum, Menge
Schlammmenge und Verbleib
Trockenriickstand % vierteljahrlich

2

Messungen an unterschiedlichen Wochentagen und Tageszeiten, um ein représentatives Bild zu erhalten

ab 5000 EW

Fremdstoffe sind die mit Fahrzeugen zur Anlage angelieferten Abwésser und Schlimme, z. B. Deponiesickerwasser, Schlamm von Kleinkldranlagen



Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 5 vom 5. Februar 2014

189

Anlage 2.3

Mindestumfang der Selbstiiberwachung von Abwasserbehandlungsanlagen nach § 75 BbgWG

Ausbaugrofe 10 000 und mehr EW

Untersuchungsgegenstand | Betriebskenndaten |Einheit | Héufigkeit der Art der Bestimmung,
Untersuchung Durchfiihrung und Protokollierung
Zu- oder Ablauf Abwasserdurchfluss | 1/s kontinuierlich Registrierung des Momentwertes
auf Schreibstreifen
Mengenintegration mittels Zahlwerk o. A.
Protokollierung von minimalem und
maximalem Durchfluss und der Tages-
abwassermenge
Rechengut Menge m’ nach Anfall Protokollierung von Datum, Menge
und Verbleib
Sandfanggut Menge m’ nach Anfall Protokollierung von Datum, Menge
und Verbleib
Zulauf (Vorkldrung) pH-Wert - kontinuierlich Registrierung auf Schreibstreifen und
Leitfahigkeit mS/m kontinuierlich tagliche Protokollierung von Minimum/
Maximum mit Uhrzeit
Zulauf zum BSB; mg/l wochentlich Messung gemél'
biologischen Reaktor CSB oder TOC mg/l wochentlich Messung geméil'
Poes. mg/l wochentlich Messung gemél'
N ses. oder TN, mg/l wochentlich Messung gemaf3'
Biologischer Reaktor Temperatur °C wochentlich
- Belebungsbecken Schlammvolumen- ml/l arbeitstdglich Messung gemél'
anteil
Schlammtrocken- g/l wochentlich Messung gemél'
substanz
Schlammindex ml/g wochentlich Messung gemél'
Riicklaufschlamm- g/l wochentlich Messung gemaf3'
Trockensubstanz
Riicklaufverhéltnis % wochentlich Messung gemél'
0,-Konzentration mg/l kontinuierlich Registrierung des Momentwertes
auf Schreibstreifen
mikroskopisches Bild | - monatlich
- Tauchkdrper O,-Konzentration mg/l kontinuierlich Registrierung des Momentwertes
auf Schreibstreifen
Messung in der letzten Kaskade
- Tropfkorper mikroskopisches Bild | - monatlich
- Tauchkédrper
Chemisch-physikalische Dosierung, I/doder |arbeitstiglich Protokollierung der Einsatzstoffe
Dosiereinrichtungen Verbrauch kg/d (Produktname)
Nachkldrung Triibung, cm arbeitstdglich Messung gemél'
z. B. Sichttiefe
Ablauf der Abwasser- CSB oder TOC mg/l wochentlich? Messung gemaf3'
behandlungsanlage
BSB; mg/l wochentlich Messung gemaf3'
pH-Wert - arbeitstdglich Messung gemél'
Nes, oder TN, mg/l wochentlich Messung gemaf3'
P mg/l wochentlich Messung gemél'

ges.
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Untersuchungsgegenstand | Betriebskenndaten |Einheit |Hiufigkeit der Art der Bestimmung,
Untersuchung Durchfithrung und Protokollierung
Fremdstoffe’ Menge m? nach Anfall Protokollierung von Datum, Herkunft,
Menge und Verbleib
Schlammanfall Menge m’ arbeitstdglich
Trockenriickstand % monatlich
Glithverlust % monatlich
Schlammfaulung Temperatur °C arbeitstiglich
pH-Wert - arbeitstéglich
Gasanfall m’ arbeitstiglich
Trockenriickstand % monatlich
Glithverlust % monatlich
Schlammwasser Menge m'/d arbeitstiglich Protokollierung getrennt nach
Anfallstellen
absetzbare Stoffe ml/l monatlich Protokollierung getrennt nach
Anfallstellen
BSB; oder
CSB oder TOC mg/1 monatlich Protokollierung getrennt nach
Anfallstellen
P aes. mg/l monatlich Protokollierung getrennt nach
Anfallstellen
N, oder TN, mg/l monatlich Protokollierung getrennt nach
Anfallstellen
Schlammabgabe Nassschlammmenge |m’ nach Anfall Protokollierung von Datum, Menge
und Verbleib
entwisserte m’ nach Anfall Protokollierung von Datum, Menge
Schlammmenge und Verbleib
Trockenriickstand % vierteljdhrlich

Messungen an unterschiedlichen Wochentagen und Tageszeiten, um ein représentatives Bild zu erhalten

zweitdgige Messungen bei Anlagen ab 50 000 EW

3

Fremdstoffe sind die mit Fahrzeugen zur Anlage angelieferten Abwisser und Schldmme, z. B. Deponiesickerwasser, Schlamm von Kleinkldranlagen
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Einfiihrung technischer Regelwerke
fiir das Straflenwesen im Land Brandenburg

Richtlinien fiir die Anlage von Landstrafien
(RAL, Ausgabe 2012)

Runderlass
des Ministeriums fiir Infrastruktur und Landwirtschaft,
Abteilung 4, Nummer 25/2013 - StraBenentwurf
Vom 20. Dezember 2013

Der Runderlass richtet sich an

- die StraBenbaubehérde des Landes Brandenburg,
- die Landkreise, die kreisfreien Stidte sowie die kreisange-
horigen Stiadte und Gemeinden des Landes Brandenburg.

Mit dem Allgemeinen Rundschreiben Stralenbau (ARS)
Nr. 08/2013 vom 16. Mai 2013, verodffentlicht im Verkehrsblatt
Nr. 11/2013 vom 15. Juni 2013 hat das Bundesministerium fiir
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) die ,,Richtlinien
fiir die Anlage von Landstra3en (RAL), Ausgabe 2012 mit der
Bitte um Einfithrung bekannt gegeben.

Hiermit werden die RAL, Ausgabe 2012 und die Hinweise des
ARS Nr. 08/2013 fiir Bundesfern- und LandesstraBen im Land
Brandenburg eingefiihrt. Fiir die im Zusténdigkeitsbereich der
Landkreise, kreisfreien Stidte sowie der kreisangehdrigen Stid-
te und Gemeinden des Landes Brandenburg liegenden Strafien
wird die Anwendung empfohlen.

Bis zur Anderung der StraBenverkehrs-Ordnung (StVO) und
Einfiihrung der aktualisierten Richtlinien zur Markierung von
StraBen (RMS) behilt sich die Oberste Stralenverkehrsbehorde
die Entscheidung zur Anwendung der von der StVO abweichen-
den Markierungen in Einzelfallen, nach Vorlage projektbezoge-
ner Unterlagen, vor.

Uber die Erfahrungen bei der Anwendung der RAL ist bis zum
1. Dezember 2014 zu berichten.

Es verlieren folgende Runderlasse und Regelungen ihre Giiltigkeit:

1. Im Runderlass des MSWYV, Abteilung 5 Nr. 13/1999 Stra-
Benentwurf, vom 1. Mérz 1999 (ABI. S. 238) folgende
Richtlinien fiir die Anlage von Straflen (RAS):

a) RAS-K-1, Ausgabe 1988

b) RAL-K-2, Ausgabe 1976 mit den zugehdrigen

c) Aktuellen Hinweisen (AH RAL-K2), Ausgabe 1993 und
d) Erginzungen (RAS-K2-B), Ausgabe 1995,

e) RAS-L, Ausgabe 1995

2. Runderlass des MSWYV, Abteilung 5 Nr. 22/1997 Strallen-
bau, vom 4. Juli 1997 (ABI. S. 653) ,,Einfiihrung RAS-Q,
Ausgabe 1996

3. ,,Ubergang von einer zweibahnigen StraRe auf eine einbah-
nige Strafle” bezogen auf das ARS des BMV Straflenbau
Nr. 18/73 vom 4. Oktober 1973

4. Beschilderung und Markierung der Betriebsform 2+1 im
Zuge des blauen Netzes, MSWYV, Gz.: 55.4-7131/42, vom
29. Mai 2001, 2. Fassung vom 3. Juni 2002

5. Vollzug der StVO, MSWV Ref. 55, Rundschreiben 9/2002
vom 10. Juli 2002

6. Runderlass des MSWYV, Abteilung 5 Nr. 9/2003 Straf3enent-
wurf, vom 5. August 2003 (ABI. S. 810) ,,Hinweise zur An-
wendung der RAS-L, Ausgabe 1995

7. Schreiben des MIL: Mindestfahrbahnbreiten fiir Bundes-
und Landstra3en; Abteilung 5, vom 25. Oktober 1996

8. Schreiben des MIL: Fahrbahnbreiten fiir Bundes- und Land-
stra3en; Abteilung 5 vom 4. April 1997

Die RAL 2012 sind beim FGSV-Verlag GmbH, Wesselinger
Strafle 17, 50999 Koln, zu beziehen.

Der Runderlass wird im Amtsblatt fiir Brandenburg ver-
Offentlicht und in das elektronische ,,Brandenburgische
Vorschriftensystem® (BRAVORS) unter der Internetadresse
www.landesrecht.brandenburg.de eingestellt.

Planfeststellungsbeschluss
des Ministeriums fiir Infrastruktur und
Landwirtschaft des Landes Brandenburg
vom 9. Dezember 2013,
Az.:40.1 7171/10.32

Bekanntmachung des Ministeriums fiir Infrastruktur
und Landwirtschaft, Planfeststellungsbehorde
Vom 9. Dezember 2013

Planfeststellung fiir den 6-streifigen Ausbau der Bundes-
autobahn (BAB) 10 von &stlich der Anschlussstelle (AS) Ober-
kramer, km 161,625, bis westlich Autobahndreieck (AD) Schwa-
nebeck, km 193,700 - ohne den Streckenabschnitt im Land Ber-
lin von km 186,560 bis km 191,945 -

einschlieSlich Umbau der AS Birkenwerder und Miihlenbeck
sowie Umbau des AD Pankow (BAB 10/BAB 114)

einschlieBlich Ausbau der BAB 114 bis Landesgrenze Berlin -
Brandenburg, km 0,711,

einschlieflich landschaftspflegerischer Begleitmainahmen, die-
se zum Teil trassenfern, in den Gemarkungen Vehlefanz, Eich-
stadt, Barenklau (Gemeinde Oberkrdmer), Velten, Falkenhage-
ner-Forst (Stadt Velten), Leegebruch (Gemeinde Leegebruch),
Borgsdorf, Bergfelde (Stadt Hohen Neuendorf), Birkenwerder
(Gemeinde Birkenwerder), Miihlenbeck (Gemeinde Miihlen-
becker Land), Lehnitz, Wensickendorf (Stadt Oranienburg), Vo-
gelsang (Stadt Zehdenick) im Landkreis Oberhavel sowie Scho-
nerlinde, Schonwalde (Gemeinde Wandlitz), Schwanebeck (Ge-
meinde Panketal), Ladeburg (Stadt Bernau bei Berlin), Biesen-
thal (Amt Biesenthal-Barnim), Lindenberg (Gemeinde Ahrens-
felde) im Landkreis Barnim im Land Brandenburg


http:7171/10.32
http:www.landesrecht.brandenburg.de

192 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 5 vom 5. Februar 2014

einschlieBlich weiterer notwendiger Folgemaflnahmen am unter-
geordneten Stralennetz und am Schienennetz

Mit Planfeststellungsbeschluss des Ministeriums fiir Infra-
struktur und Landwirtschaft des Landes Brandenburg
(Planfeststellungsbehérde) vom 9. Dezember 2013 (AZ:
40.1.7171/10.32) ist der Plan fiir das oben genannte Bauvorha-
ben gemil § 17 Absatz 1 Satz 1 des Bundesfernstralengesetzes
(FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007
(BGBI. 1S. 1206), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom
31.Mai 2013 (BGBI.IS. 1388) gedndert worden ist, und § 1 Ab-
satz 1 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes fiir das Land
Brandenburg (VwWVfGBbg) vom 7. Juli 2009 (GVBL. I S. 262,
264), das durch Artikel 6 des Gesetzes vom 16. Mai 2013
(GVBL I Nr. 18) geéndert worden ist, in Verbindung mit § 74
Absatz 1 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwWV{G) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBI. I
S. 102), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 25. Juli
2013 (BGBI. I S.2749) gedndert worden ist, festgestellt worden.

Dem Triger der Straf3enbaulast wurden Auflagen erteilt.

In dem Planfeststellungsbeschluss ist iiber alle rechtzeitig vor-
getragenen Einwendungen, Forderungen und Anregungen ent-
schieden worden.

Die Rechtsbehelfsbelehrung des Planfeststellungsbeschlus-
ses lautet:

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines
Monats nach Zustellung, die durch 6ffentliche Bekanntmachung
ersetzt wird, Klage beim

Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg
Hardenbergstrafie 31
10623 Berlin

erhoben werden.

Die Klage ist bei dem Oberverwaltungsgericht Berlin-Branden-
burg schriftlich oder in elektronischer Form mit einer qualifi-
zierten elektronischen Signatur im Sinne des Signaturgesetzes
auf dem unter www.berlin.de/sen/justiz/aktuell/erv/index.html
verdffentlichten Kommunikationsweg zu erheben.

Der Klage und allen Schriftsdtzen sollen Abschriften fiir die
tibrigen Beteiligten beigefligt werden. Die Klage muss den Kla-
ger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens be-
zeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten.

Der Kldger hat innerhalb einer Frist von sechs Wochen die zur
Begriindung seiner Klage dienenden Tatsachen und Beweismit-
tel anzugeben. Das Gericht kann Erkldrungen und Beweismittel,
die erst nach Ablauf dieser Frist vorgebracht werden, zuriick-
weisen und ohne weitere Ermittlungen entscheiden.

Nach § 67 Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 2 Satz 1 der Ver-
waltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. Mirz 1991 (BGBL. I S. 686), die zuletzt durch
Artikel 5 des Gesetzes vom 10. Oktober 2013 (BGBI. 1 S. 3786)

gedndert worden ist, muss sich vor dem Oberverwaltungsgericht
jeder Beteiligte durch einen Rechtsanwalt oder einen Rechtsleh-
rer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule
eines Mitgliedstaates der Europdischen Union, eines anderen
Vertragsstaates des Abkommens {iber den Europiischen Wirt-
schaftsraum oder der Schweiz mit Befdhigung zum Richteramt
als Bevollméchtigtem vertreten lassen. Vor dem Oberverwal-
tungsgericht sind auch die in § 67 Absatz 2 Satz 2 Nummer 4
bis 7 VwGO bezeichneten Personen und Organisationen als Be-
vollmédchtigte zugelassen.

Behdrden und juristische Personen des 6ffentlichen Rechts ein-
schlieBlich der von ihnen zur Erfiillung ihrer 6ffentlichen Auf-
gaben gebildeten Zusammenschliisse konnen sich durch eigene
Beschiftigte mit Befdhigung zum Richteramt oder durch Be-
schiftigte mit Befdhigung zum Richteramt anderer Behdrden
oder juristischer Personen des 6ffentlichen Rechts einschlieflich
der von ihnen zur Erfiillung ihrer 6ffentlichen Aufgaben gebil-
deten Zusammenschliisse vertreten lassen.

Gemal § 17e Absatz 2 FStrG hat die Anfechtungsklage gegen
diesen Planfeststellungsbeschluss keine aufschiebende Wir-
kung, weil nach dem Fernstra3enausbaugesetz vordringlicher
Bedarf festgestellt ist.

Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der An-
fechtungsklage gegen den vorstehenden Planfeststellungs-
beschluss nach § 80 Absatz 5 Satz 1 VwGO kann nur innerhalb
eines Monats nach der Zustellung dieses Planfeststellungs-
beschlusses beim Oberverwaltungsgericht gestellt und begriin-
det werden.

Der Planfeststellungsbeschluss (einschlieBlich Rechtsbehelfs-
belehrung) wird mit einer Ausfertigung des festgestellten Planes
im Bezirk Pankow von Berlin, in den Gemeinden Leegebruch,
Birkenwerder, Panketal, Wandlitz, Ahrensfelde, Miihlenbecker
Land, Oberkrdmer und in den Stiadten Oranienburg, Velten, Zeh-
denick, Hohen Neuendorf, Bernau sowie im Amt Biesenthal-
Barnim

in der Zeit vom 4. Marz 2014 bis 17. Mirz 2014

wihrend der Dienststunden zu jedermanns Einsicht ausgelegt.
Der genaue Ort der Auslegung wird von den genannten Ge-
meinden ortsiiblich bekannt gemacht.

Der Beschluss gilt mit dem Ende der Auslegungsfrist allen
Betroffenen und denjenigen gegeniiber, die Einwendungen
erhoben haben, als zugestellt (§ 1 Absatz 1 Satz 1 VwVfGBbg
in Verbindung mit § 74 Absatz 5 Satz 3 VwV{G).

Bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist kann der Planfeststel-
lungsbeschluss von den Betroffenen und denjenigen, die Ein-
wendungen erhoben haben, beim Ministerium fiir Infrastruktur
und Landwirtschaft des Landes Brandenburg, Referat 40, Post-
fach 601161, 14411 Potsdam, schriftlich angefordert werden.

Unabhingig davon wird unter
http://www.mil.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.237173.de
eine Lesefassung des Planfeststellungsbeschlusses veroftentlicht.


http://www.mil.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.237173.de
www.berlin.de/sen/justiz/aktuell/erv/index.html
http:7171/10.32
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Allgemeine Verwaltungsvorschrift
iiber die Einrichtung und Nutzung
dienstlicher Telekommunikationsanlagen
fiir die Verwaltung des Landes Brandenburg
(Dienstanschlussvorschrift - DAV -)

Runderlass des Ministeriums des Innern
Vom 1. Januar 2014

Inhalt

1 Gegenstand und Geltungsbereich

2 Einrichtung und Nutzung von TK-Anlagen

3 Dienstliche Nutzung privater und dffentlicher TK-Anlagen
4 Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

Gegenstand und Geltungsbereich

1.1 Die nachfolgende Vorschrift regelt die Einrichtung und Nut-

zung dienstlicher Telekommunikations-Anlagen und -End-
einrichtungen (im Weiteren TK-Anlagen) in den obersten
Landesbehorden und deren nachgeordneten Einrichtungen
und Landesbetrieben (im Weiteren Dienststellen) sowie die
dienstliche Nutzung privater und 6ffentlicher TK-Anlagen
durch die Beschiftigten.

1.2 Vom Geltungsbereich dieser Verwaltungsvorschrift ausge-

nommen sind

- der Landtag

- die Landesbeauftragte fiir Datenschutz und fiir das
Recht auf Akteneinsicht

- der Landesrechnungshof

- besondere TK-Anschliisse/TK-Netze fiir Sicherheitsauf-
gaben im Geschiftsbereich des Ministeriums des Innern.

Von den Regelungen der Nummern 2.1 und 2.3 sind die Or-
gane der Rechtspflege ausgenommen.

1.3 Beschiftigte im Sinne dieser Verwaltungsvorschrift sind Be-

2

amtinnen und Beamte, Richterinnen und Richter, Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer (Tarifbeschéftigte und
aufertariflich Beschéftigte) sowie Auszubildende und Prak-
tikantinnen und Praktikanten.

Einrichtung und Nutzung von TK-Anlagen

2.1 Die Telekommunikation in den Dienststellen erfolgt iiber das

einheitliche, vom Brandenburgischen IT-Dienstleister betrie-
bene IP-Telefoniesystem, soweit ein geeigneter Anschluss an
das Landesverwaltungsnetz (LVN) gewihrleistet ist.

Die Ablosung bestehender Telekommunikationsanlagen er-
folgt bedarfsorientiert und auf der Grundlage von wirt-
schaftlichen Betrachtungen der jeweiligen Dienststelle
durch Uberleitung auf das im Brandenburgischen IT-Dienst-
leister betriebene IP-Telefoniesystem.

2.2 Dem Brandenburgischen IT-Dienstleister obliegt die Be-

schaffung und Betreuung der von ihm betriebenen IP-Tele-
kommunikationsanlagen.

Die Betreuung von klassischen, nicht IP-basierten fernmel-
detechnischen Einrichtungen erfolgt durch den Brandenbur-
gischen Landesbetrieb fiir Liegenschaften und Bauen (BLB),
soweit dies zwischen der Dienststelle und dem BLB ver-
traglich vereinbart ist.

2.3 Fiir die Einrichtung und Nutzung der TK-Anlagen werden
vom Brandenburgischen IT-Dienstleister die Anschluss-
daten der Beschéftigten (Vor- und Zuname, Rufnummer,
Dienstadresse und Raumnummer) gepflegt. Eine Erfassung
und Speicherung von Verbindungsdaten erfolgt nicht.

2.4 Uber dienstlich erforderliche Mobilfunkanschliisse, ein-
schlieBlich der fiir Dienstkraftfahrzeuge, entscheiden die
Dienststellen im Rahmen der zur Verfligung stehenden Haus-
haltsmittel in eigener Verantwortung. Fiir den Abschluss ge-
eigneter Mobilfunkvertrage sind die im Intranet der Landes-
verwaltung verdffentlichten Rahmenvertrige zu priifen.

2.5 Bei der Einrichtung dienstlicher TK-Endgeréte auflerhalb
einer dienstlichen TK-Anlage (zum Beispiel Einrichtung
eines dienstlich beauftragten TK-Anschlusses am Heim-
arbeitsplatz) ist der Brandenburgische IT-Dienstleister zu
beteiligen.

3 Dienstliche Nutzung privater und offentlicher TK-Anla-
gen

3.1 Beschiiftigten werden die Gebiihren fiir TK-Verbindungen er-
stattet, die ihnen notwendigerweise aus dienstlichen Griinden
erwachsen sind. Hierfiir haben sie Aufzeichnungen nach Vor-
gabe der zustdndigen Dienststelle zu fiihren. Sie haben die
Richtigkeit der Aufzeichnungen pflichtgemal zu versichern.

3.2 Unbeschadet von Anspriichen nach Nummer 3.1 kann Be-
schiftigten zur Abgeltung dienstlicher Verbindungen von
der zustindigen Dienststelle eine Pauschalabfindung gewahrt
werden, wenn die dienstliche Nutzung des privaten Telefon-
anschlusses anerkannt worden ist. Diese Anerkennung darf
nur erfolgen, wenn die Beschéftigten aus zwingenden dienst-
lichen Griinden regelméBig auch auflerhalb der Dienstzeiten
erreichbar sein miissen.

Die Anerkennung ist in Abstéinden von ldngstens zwei Jahren
daraufzu iiberpriifen, ob die Voraussetzungen noch vorliegen.

Die Abfindung wird vierteljahrlich nachtriglich gezahlt.
Die Hohe richtet sich nach den iiber einen angemessenen Zeit-
raum ermittelten durchschnittlichen Gebiihren der dienst-
lichen Verbindungen. Wird die Pauschalabfindung gewahrt,
entfillt die Pflicht zur Aufzeichnung nach Nummer 3.1.

3.3 Daneben werden Gebiihren fiir Zusatzgerite, die aus dienst-
lichen Griinden erforderlich sind, und die Gebiihren fiir zu-
sdtzliche, dienstlich angeordnete Eintragungen in amtlichen
Teilnehmerverzeichnissen erstattet. Beamtinnen und Beam-
ten der Besoldungsgruppen A 2 bis A 8 sowie vergleichba-
ren Beschiftigten werden vierteljédhrlich nachtriglich die
Halfte der monatlichen Grundgebiihren fiir einen TK-An-
schluss einschlielich dessen Miete erstattet, sofern die
dienstliche Nutzung nach Nummer 3.1 anerkannt worden ist.
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3.4 Wird ein Telefonanschluss ausschlieflich fiir dienstliche Zwe-
cke genutzt, sind die Gebiihren nach Vorlage der bezahlten
Fernmelderechnung zu erstatten. Uber Ausnahmen hiervon
entscheidet die jeweilig zustindige oberste Landesbehorde.

4 Inkrafttreten, AuBlerkrafttreten

Diese Vorschrift tritt am Tag nach Verdffentlichung in Kraft
und am 31. Dezember 2017 aufler Kraft.

Anderung der Mustervordrucke
fiir Kommunalwahlen

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums des Innern
Vom 15. Januar 2014

Das Ministerium des Innern erlésst zur Ausfiihrung des § 93 der
Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung in der Fassung
der Bekanntmachung vom 9. Juli 2009 (GVBL. I S. 326) folgen-
de Verwaltungsvorschrift:

Der Erlass der Mustervordrucke fiir Kommunalwahlen vom
6. Februar 2008 (ABLI. S. 506) wird wie folgt gedndert:

1. IndenAnlagen laund 1b werden in den Tabellen jeweils die
Worter ,,zuletzt verldngert am:“ und die betreffenden letzten
Zeilen gestrichen.

2. In den Anlagen 3, 6, 8c und 16 werden in der Uberschrift
nach den Wortern ,,der Gemeindevertretung® in einer neuen
Zeile ein Kistchen und die Worter ,,der Landritin oder des
Landrates* eingefiigt.

3. Die Anlage 4 erhilt die aus dem Anhang zu dieser Verwal-
tungsvorschrift ersichtliche Fassung.

4. In den Anlagen 5b, 8b, 9b, 10b, 15b und 17b werden nach
der Uberschrift die unter der Linie in Klammern stehenden
Worter ,,Name der Stadt, der Gemeinde oder des Ortsteils
eintragen® durch die Worter ,,Name des Landkreises, der
Stadt, der Gemeinde oder des Ortsteils eintragen‘ ersetzt.

5. IndenAnlagen 5b, 8b und 9b werden in der Uberschrift nach
den in Klammern stehenden Wortern ,,Zutreffendes bitte an-
kreuzen und die erforderlichen Angaben eintragen!* jeweils
in einer neuen Zeile ein Késtchen und die Worter ,,der Land-
ritin oder des Landrates® eingefiigt.

6. In Anlage 5a Nummer 5 und Anlage 5b Nummer 4 wird je-
weils die Angabe ,,§ 82 durch die Angabe ,,§ 89 ersetzt.

7. In Anlage 6 werden in dem Text zu Nummer 3 nach den
Wortern ,,fiir die Wahl zur Stadtverordnetenversammlung
oder Gemeindevertretung,” die Worter ,,fiir die Wahl der
Landritin oder des Landrates,” eingefiigt.

8.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

Die Anlage 7b erhilt die aus dem Anhang zu dieser Verwal-
tungsvorschrift ersichtliche Fassung.

In Anlage 8a wird in dem letzten Satz die Angabe ,,§ 82¢c
Abs. 1 oder 2 durch die Angabe ,,§ 86 Absatz 1 ersetzt.

. In Anlage 8b werden in dem Text zu der mit einem Stern ge-

kennzeichneten FuBinote die Worter ,,zum hauptamtlichen
(Ober-)Biirgermeister durch die Worter ,,zur Landrétin oder
zum Landrat, zur hauptamtlichen (Ober-)Biirgermeisterin
oder zum hauptamtlichen (Ober-)Biirgermeister* ersetzt.

In der Anlage 9a werden im ersten Satz nach den Wortern
,,Versammlung der im Wahlgebiet wahlberechtigten An-
hinger der Wihlergruppe (Anhéngerversammlung),” in
einer neuen Zeile ein Kédstchen und die Worter ,,gemeinsa-
me Versammlung nach § 32 Absatz 2 Nummer 2 des Bran-
denburgischen Kommunalwahlgesetzes fiir die Bestimmung
der Bewerberinnen und Bewerber der Listenvereinigung,
eingefligt sowie jeweils die Angabe ,,§ 82f Satz 1* durch die
Angabe ,,§ 89 Satz 1 ersetzt.

In der Anlage 9b werden im ersten Satz nach den Wortern
,,Versammlung der im Wahlgebiet wahlberechtigten An-
hinger der Wiahlergruppe (Anhéngerversammlung),” in
einer neuen Zeile ein Késtchen und die Worter ,,gemeinsa-
me Versammlung nach § 32 Absatz 2 Nummer 2 des Bran-
denburgischen Kommunalwahlgesetzes fiir die Bestimmung
der Bewerberin oder des Bewerbers der Listenvereini-
gung,“ eingefligt sowie jeweils die Angabe ,,§ 82f Satz 1
durch die Angabe ,,§ 89 Satz 1 ersetzt.

Die Anlage 10b wird wie folgt gedndert:

a) In der Uberschrift werden nach dem Klammerzusatz
»(Zutreffendes bitte ankreuzen und die erforderlichen
Angaben eintragen!)“ in einer neuen Zeile ein Késtchen,
die Worter ,,des Kreiswahlausschusses des Landkreises*
und eine Linie eingefiigt.

b) Inder Nummer 4 werden im zweiten Satz nach den Wor-
tern ,,dass bei der Wahl“ in einer neuen Zeile ein Kést-
chen und die Worter ,,der Landrétin oder des Landrates®
eingefligt.

In den Anlagen 11c und 11le werden jeweils in der Uber-
schrift nach den Wortern ,,fiir die Wahl* die Worter ,,der
hauptamtlichen Biirgermeisterin oder* eingefiigt.

In Anlage 11c werden in dem Text zu Fufinote 1 nach dem
Wort ,,Hauptwahl*“ die Worter ,,der Landrétin oder des
Landrates," eingefiigt.

Die Anlage 11d wird wie folgt gedndert:

a) In der Uberschrift werden nach den Wortern |, fiir die
Stichwahl* die Worter ,,der hauptamtlichen Biirgermeis-
terin oder* eingefiigt.

b) Indem Textzu FuBnote 1 werden nach dem Wort ,,Stich-
wahl*“ die Worter ,,der Landritin oder des Landrates,
eingefligt.



18.

19.

20.

21

22.
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. In Anlage 11e werden in dem Text zu Fufnote 1 nach dem

Wort ,,(Stich-)Wahl“ die Woérter ,,der Landrétin oder des
Landrates," eingefiigt.

In den Anlagen 12b und 12¢ werden jeweils in dem Text zur
FuBnote 3 nach den Wortern ,,Muster fiir die (Stich-)Wahl*
die Worter ,,der Landritin oder des Landrates,” eingefiigt.

In den Anlagen 15a und 15b werden jeweils in der Num-
mer 3.1 nach den Wortern ,,Ermittlung und Feststellung des
Ergebnisses der Wahl® in einer neuen Zeile ein Kastchen
und die Worter ,,des Europdischen Parlaments, des Deut-
schen Bundestages oder des Landtages Brandenburg® ein-
gefligt.

In Anlage 15b werden in der Uberschrift nach dem Wort
»Stichwahl“ und in Nummer 3.1 nach dem Wort ,,Gemein-
devertretung* jeweils in einer neuen Zeile ein Kistchen und
die Worter ,,der Landritin oder des Landrates* eingefiigt.

. In den Anlagen 16, 17a und 17b werden jeweils das Wort

»Wahlumschlag® durch das Wort ,,Stimmzettelumschlag™
und das Wort ,,Wahlumschldge* durch das Wort ,,Stimm-
zettelumschlage* ersetzt.

In der Anlage 16 Nummer 4.2 bis 5, Anlage 17a Num-
mer 3.5.2 bis 3.5.5 und Anlage 17b Nummer 3.5.2 bis 3.5.5
werden jeweils die in Klammern stehenden Wérter ,,im Fal-
le der Wahl des Oberbiirgermeisters, Blirgermeisters oder
Ortsvorstehers® durch die Worter ,,im Falle der Wahl der
Landrétin oder des Landrates, der Oberbiirgermeisterin oder
des Oberbiirgermeisters, der Biirgermeisterin oder des Biir-
germeisters, der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers®
ersetzt.

23. Die Anlage 17b wird wie folgt gedndert:

a) In der Uberschrift werden nach dem Wort ,,Stichwahl*
in einer neuen Zeile ein Kédstchen und die Worter ,,der
Landritin oder des Landrates* eingefiigt.

b) In Nummer 5.3 werden vor den Wortern ,,der Wahlleite-
rin oder dem Wahlleiter der Gemeinde oder Stadt* ein
Kistchen sowie nach diesen Wortern in einer neuen Zei-
le ein weiteres Kéastchen und die Worter ,,der Kreis-
wabhlleiterin oder dem Kreiswahlleiter” eingefiigt.

¢) In Nummer 5.9 wird nach den Wortern ,,der oder dem
Beauftragten der Wahlleiterin oder des Wahlleiters der
Gemeinde® in einer neuen Zeile ein Késtchen und die
Worter ,,der Kreiswahlleiterin oder des Kreiswahllei-
ters* eingefiigt.

24. Die Anlage 18d erhilt die aus dem Anhang zu dieser Ver-
waltungsvorschrift ersichtliche Fassung.
1I.

Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit Wirkung vom 1. Februar
2014 in Kraft.

Anlagen

(Mustervordrucke 4, 7b und 18d) zur Verwaltungsvorschrift
des Ministeriums des Innern iiber Mustervordrucke fiir

Kommunalwahlen gemidfl § 93 der Brandenburgischen
Kommunalwahlverordnung (BbgKWahlV)
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Mustervordruck 4

Anlage 4
zu § 24 Absatz 3 BbgK WahlV
(Vorderseite des Wahlscheins)
Wahlschein

Verlorene Wahlscheine werden nicht ersetzt!

Wahlschein fiir die Wahlen

des Kreistages des Landkreises Spree-Neille im Wahlkreis 2 und
der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Forst (Lausitz) h

am

Frauw/Herr Nur giiltig fiir den obigen Wahlkreis! %)
Wahlschein-Nr.:

Wihlerverzeichnis-Nr.:

oder vorgesehener Wahlbezirk:

0 Eﬂeilung eines Wahlscheins nach § 23 Abs. 2 BbgKWahlV

Die oben genannte Person, geboren am , wohnhatft in

(Strafle, Hausnummer, Postleitzahl, Ort)
kann mit diesem Wahlschein an den oben genannten Wahlen teilnehmen

1. gegen Abgabe des Wahlscheins unter Vorlage eines giiltigen Personaldokuments (mit Lichtbild) durch Stimmabgabe
in einem beliebigen Wahlbezirk des 0 Wahlkreises / 0 Wahlgebietes
oder

2. durch Briefwahl.

O Diesem Wahlschein sind Briefwahlunterlagen
beigefligt worden. , den
(Ort) {Datum)

Die Wahlbehorde
(Dienstsiegel)

(Unterschrift des mit der Erteilung des Wahlscheines beaufiragten
Bediensteten [kann bei automatischer Erteilung entfallen])

Achtung Briefwiihler!
Nachstehende ,Versicherung an Eides statt zur Briefwahl” bitte nicht ausschneiden.
Sie gehort zum Wahlschein und ist mit Unterschrift und Datum zu versehen.
Dann erst Wahlschein mit dem Stimmzettelumschlag in den Wahlbriefumschlag stecken.

Versicherung an Eides statt zur Briefwahl
(Auf die Strafbarkeit einer falsch abgegebenen Versicherung an Eides statt wird hingewiesen!)

Ich versichere an Eides statt, dass ich den oder die beigefligten Stimmzettel

O persénlich O als Hilfsperson gemiB dem erklirten Willen der
Wiihlerin oder des Wihlers (vgl. Nummer 2 der umseitigen
Hinweise)

gekennzeichnet habe.

(Vor- und Familienname der Hilfsperson)

(Strafle, Hausnummer)

(Postleitzahl, Wohnort)

Unterschrift der Wiihlerin oder des Wiihlers - oder - Unterschrift der Hilfsperson

(Datum, Vor- und Familienname) (Datum, Vor- und Familienname)

Hinweise auf der Riickseite beachten!
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(Riickseite des Wahlscheins)

Wichtige Hinweise fiir die Briefwahl!
Verfahrensregeln fiir Briefwahl
Der Stimmzettel ist persénlich und unbeobachtet zu kennzeichnen, bei verbundenen Wahlen fiir jede Wahl ein
Stimmzettel.
Den oder die gekennzeichneten Stimmzettel unbeobachtet in den fiir die Wahl oder Wahlen bestimmten
Die auf dem Wahlschein vorgedruckte ,Versicherung an Eides statt zur Briefwahl” unter Angabe des Datums
Den verschlossenen Stimmzettelumschlag und den unterschriebenen Wahlschein in den daflir bestimmten

Den Wahlbriefumschlag verschlossen an die auf dem Wahlbriefumschlag angegebene Anschrift versenden; er kann dort

Bei verbundenen Kreis- und Gemeindewahlen darauf achten, dass sowohl der fiir die Kreiswahl/en als auch fiir die
Gemeindewahl/en bestimmte Wahlbriefumschlag jeweils nur die fiir die Wahl/en bestimmten Unterlagen enthilt. 7)

Der Hilfeleistung einer anderen Person - Hilfsperson - diirfen sich nur die Wiihlerinnen und Wihler bedienen, die des
Lesens unkundig oder wegen einer kirperlichen Behinderung nicht in der Lage sind, den oder die Stimmzettel persénlich
I zu unterschreiben. Sie ist zur
Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von der Wahl einer anderen Person erlangt hat.

Die briefliche Stimmabgabe ist nur giiltig, wenn der Wahlbrief bis zum Wabhltag, 18.00 Uhr, bei dem auf dem

Der Wahlbrief muss daher rechtzeitig auf den Postweg gegeben werden, und zwar méglichst nicht spiter als
Donnerstagmittag vor der Wahl, bei entfernt liegenden Orten noch frither. Bei der Ubersendung aus dem Ausland kann

AuBerhalb der Bundesrepublik Deutschland ist der Wahlbrief grundsétzlich vollstindig freizumachen. Es muss das im
Einlieferungsland zu entrichtende Entgelt gezahlt werden. Auf dem Wahlbrief unterhalb der Anschrift das Be-

Verlorene Stimmzettel, die mit den Briefwahlunterlagen ausgegeben worden sind, werden nicht ersetzt.

Beachten Sie die Verfahrensregelungen und sorgen Sie fiir eine friihzeitige Absendung
des Wahlbriefs, um die Giiltigkeit der brieflichen Stimmabgabe nicht in Frage zu stellen!

1.2
Stimmzettelumschlag legen und den Stimmzettelumschlag dann verschlieBen.
1.3
unterschreiben,
1.4
Wahlbriefumschlag legen.
1.5
auch abgegeben werden.
1.6
2 Hilfeleistung bei der Stimmabgabe
zu kennzeichnen. Die Hilfsperson hat die ,Versicherung an Eides statt zur Briefwah
3 Sonstige Hinweise
3.1
Wahlbriefumschlag angegebenen Empfinger eingegangen ist.
3.2
der Versand mit Luftpost erforderlich sein.
3.3 Innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ist der Wahlbrief nicht freizumachen.
stimmungsland ,ALLEMAGNE” oder ,, GERMANY* angeben.
3.4
D

2)

3)

Gegebenenfalls Anpassung an die Art der Wahl/en vornehmen. Angabe des Wahlkreises entfillt, wenn das Wahlgebiet nicht
in mehrere Wahlkreise eingeteilt ist.

Gegebenenfalls Anpassung an die Art der Wahl/en vornehmen. Angabe des Wahlkreises entfillt, wenn das Wahlgebiet nicht
in mehrere Wahlkreise eingeteilt ist.

Entfillt, wenn fiir simtliche Wahlen ein einheitlicher Wahlschein ausgegeben worden ist.
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Mustervordruck 7b

Anlage 7b
zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgK WahlV

Zustimmungserklidrung fiir die Wahl
(Zutreffendes bitte ankreuzen und die erforderlichen Angaben eintragen!)

O der Landriitin oder des Landrates

O der Oberbiirgermeisterin oder des Oberbiirgermeisters

O der hauptamtlichen Biirgermeisterin oder des hauptamtlichen Biirgermeisters
O der ehrenamtlichen Biirgermeisterin oder des ehrenamtlichen Biirgermeisters
O der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers

in

(Name des Landkreises, der Stadt, der Gemeinde oder des Ortsteils eintragen)

am

(Tag der Wahl eintragen)
Ich

Familienname:

Vornamen:

Beruf oder Titigkeit:

Tag der Geburt:

Geburtsort:

Staatsangehdorigkeit:

Anschrift
Strafie, Hausnummer:

Postleitzahl, Wohnort:

stimme meiner Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf dem Wahlvorschlag der oder des

Name des etwaige Kurzbezeichnung des
Wahlvorschlags(triigers): Wahlvorschlags(triigers):

fiir die obige Wahl zu.

Ich versichere, dass ich fiir keinen weiteren Wahlvorschlag derselben Wahlart meine Zustimmung zur
Benennung als Bewerberin oder Bewerber gegeben habe.

Diese Erklirung ist nur von Bewerberinnen und Bewerbern abzugeben,
die auf einem Wahlvorschlag einer Partei benannt sind!

Ich versichere, dass ich
a Mitglied der oben genannten Partei und Mitglied keiner weiteren Partei bin.

a Mitglied folgender Partei/en bin:

O parteilos bin.




Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 5 vom 5. Februar 2014 199

Diese Erklirung ist nur abzugeben fiir die Wahl
der Landriitin oder des Landrates,
der Oberbiirgermeisterin oder des Oberbiirgermeisters sowie
der hauptamtlichen Biirgermeisterin oder des hauptamtlichen Biirgermeisters!

Ich versichere, dass ich jederzeit fiir die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des
Grundgesetzes und in diesem Sinne fiir die Verfassung des Landes Brandenburg eintrete.

, den
(Ort) (Datum)

(Handschriftliche Unterschrift der Bewerberin oder des Bewerbers)
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Mustervordruck 18d

Anlage 18d
zu § 74 Absatz 5 Satz 1 BbgKWahlV

(Zutreffendes bitte ankreuzen und die erforderlichen Angaben eintragen!)

Wahlgebiet
(Name des Landkreises, der Stadt, der Gemeinde oder des Ortsteils [= Wahlgebiet] eintragen)
Stadt/Gemeinde
(entfillt bei Wahl der Landriitin oder des Landrates)
Amt
(entfillt bei Wahl der Landritin oder des Landrates sowie in amts- und kreisfreien Stidten und
Gemeinden)
Landkreis
(entfillt in kreisfreien Stidten)
Wahlniederschrift
iiber die Sitzung des Wahlausschusses zur Feststellung des endgiiltigen Wahlergebnisses
O der Wahl

O der Stichwahl

O der Landriitin oder des Landrates

O der Oberbiirgermeisterin oder des Oberbiirgermeisters

O der hauptamtlichen Biirgermeisterin oder des hauptamtlichen Biirgermeisters
O der ehrenamtlichen Biirgermeisterin oder des ehrenamtlichen Biirgermeisters
O der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers

am

(Tag der Wahl eintragen)

1. Zur Feststellung des endgiiltigen Ergebnisses der oben bezeichneten Wahl trat am
nach ordnungsgeméfer Ladung der Wahlausschuss zusammen. Es waren erschienen:

Vor- und Familiennamen Anschrift Funktion

1. als Vorsitzende oder Vorsitzender

2. als Stellvertreterin oder Stellvertreter
der oder des Vorsitzenden

3. als Beisitzerin oder Beisitzer
4, als Beisitzerin oder Beisitzer
5. als Beisitzerin oder Beisitzer
6. als Beisitzerin oder Beisitzer

7. als Beisitzerin oder Beisitzer
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Als Hilfskrifte waren zugezogen:

Vor- und Familiennamen Anschrift Funktion oder Aufgabe

I. als Schriftfiihrerin oder Schriftfiihrer

el

Die oder der Vorsitzende eriffnete um Uhr die offentliche Sitzung und stellte fest, dass Ort, Zeit und
Gegenstand der Sitzung nach § 4 Absatz 1 der Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung &ffentlich bekannt
gemacht worden sind.

Die oder der Vorsitzende wies die erstmals an der Sitzung des Wahlausschusses teilnehmenden Beisitzerinnen und
Beisitzer sowie die Schriftfiihrerin oder den Schriftfiihrer aufihre Verpflichtung zur unparteiischen Wahrnehmung ihres
Amtes und zur Verschwiegenheit iiber die ihnen bei ihrer amtlichen Titigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten hin.

Die oder der Vorsitzende legte dem Wahlausschuss vor:

O die Wahlniederschriften samtlicher Wahlvorstinde des Wahlgebiets,
O die nach den Wahlniederschriften angefertigte Zusammenstellung der Wahlergebnisse in den Wahlbezirken
O die gesondert festgestellten Briefwahlergebnisse.

Der Wahlausschuss nahm Einsicht in die insgesamt Wahlniederschriften der Wahlvorstinde,
(Anzahl)
davon Wabhlvorstinde fiir allgemeine Wahlbezirke,
(Anzahl) (Anzahl)
Wahlvorstinde fiir Sonderwahlbezirke,
(Anzahl) (Anzahl)

Wahlvorstinde zur gesonderten Feststellung des Briefwahlergebnisses (Briefwahlvorstinde),
(Anzahl)

sowie in die als Anlage beigefligte, nach den Wahlniederschriften gefertigte Zusammenstellung der Wahlergebnisse.

Der Wahlausschuss ermittelte, dass die Beschliisse der Wahlvorstinde zu
(O keinen Beanstandungen oder Bedenken Anlass gaben.

O folgenden Beanstandungen oder Bedenken Anlass gaben:

O Der Wahlausschuss traf dazu folgende Entscheidungen:
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3.2 O Der Wahlausschuss nahm rechnerische Berichtigungen in der Wahlniederschrift

- des Wahlvorstands

(nithere Bezeichnung)

- des Wahlvorstands

(nithere Bezeichnung)

- des Briefwahlvorstands

(Nummer)
vor und vermerkte dies in
O der betreffenden Wahlniederschrift,
O den betreffenden Wahlniederschriften.
3.3 O Der Wahlausschuss beschloss abweichend von den Entscheidungen

- des Wahlvorstands

(Name oder Nummer)

- des Wahlvorstands

(Name oder Nummer)

- des Briefwahlvorstands

(Nummer)

iiber die Giiltigkeit von Stimmzetteln oder die Giiltigkeit von Stimmen und vermerkte dies
O in der betreffenden Wahlniederschrift,

O in den betreffenden Wahlniederschriften,

O auf der Riickseite der betreffenden Stimmzettel.

34 O Nicht aufgeklirt werden konnten folgende Bedenken:

4.  Gesamtergebnis der Hauptwahl, an der mindestens zwei Bewerber teilgenommen haben

4.1 Auf der Grundlage der Wahlniederschriften und der als Anlage beigefiigten

(O Zusammenstellung der Wahlergebnisse in den Wahlbezirken
(O gesondert festgestellten Briefwahlergebnisse

stellte der Wahlausschuss folgendes Gesamtergebnis der Hauptwahl fest:

Kennbuchstaben
fiir die Zahlenangaben

A Zahl der wahlberechtigten Personen

B | Zzahl der Wiihler

C Zahl der ungiiltigen Stimmen

D | Giiltige Stimmen insgesamt
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Von den giiltigen Stimmen entfielen auf:

Kenn- Name des Wahlvorschlags
buchstabe | (Wahlvorschlagstriigers)

Vor- und Familiennamen
der Bewerberin oder
des Bewerbers

Stimmenzahl

ad

D3

(usw. entsprechend der Zahl
der Wahlvorschlige)

(usw. laut Stimmzettel)

Erforderliche Stimmenzahl

Summe:

Die Stimmenzahl, die mehr als die Hiilfte der abgegebenen giiltigen Stimmen umfasst, betriigt mindestens:

F1

(Hinweis: Die Stimmenzahl F1 berechnet sich wie folgt: (D /2) + 1 =F1.

Etwaige Stellen hinter dem Komma werden abgerundet.)

Die Stimmenzahl, die 15 vom Hundert der wahlberechtigten Personen umfasst, betrigt:

F2

(Hinweis: Die Stimmenzahl F2 berechnet sich wie folgt: A x 0,15 = F2.

Etwaige Stellen hinter dem Komma werden aufgerundet.)

Die erforderliche Stimmenzahl fiir die Wahl

O  der Landriitin oder des Landrates
O  der Oberbiirgermeisterin oder des Oberbiirgermeisters
O  der hauptamtlichen Biirgermeisterin oder des hauptamtlichen Biirgermeisters
O  der ehrenamtlichen Biirgermeisterin oder des ehrenamtlichen Biirgermeisters
O  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers
betriigt:

F

(Hinweis: Hier die héhere der beiden

- in den vorstehenden Nummern ermittelten -
Stimmenzahlen [F1 oder F2] eintragen!)
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Der Wahlausschuss stellte fest, dass

0O  die Bewerberin oder der Bewerber die erforderliche Stimmenzahl (F)
(Vor- und Familiennamen der/des Gewiihlten)

erhalten hat und damit

zur neuen Landritin oder zum neuen Landrat

zur neuen Oberbiirgermeisterin oder zum neuen Oberbiirgermeister

zur neuen hauptamtlichen Biirgermeisterin oder zum neuen hauptamtlichen Biirgermeister
zur neuen ehrenamtlichen Biirgermeisterin oder zum neuen ehrenamtlichen Biirgermeister
zur neuen Ortsvorsteherin oder zum neuen Ortsvorsteher

aaaaoaa

gewihlt worden ist.

O  keine Bewerberin und kein Bewerber die erforderliche Stimmenzahl (F) erhalten hat.

Fiir die Stichwahl am sind nachstehende Bewerberinnen und Bewerber zugelassen:
(Datum)
1.
(Vor- und Familiennamen) (Kurzbezeichnung oder Name des Wahlvorschlags) (Stimmenzahl)
2.
(Vor- und Familiennamen) (Kurzbezeichnung oder Name des Wahlvorschlags) (Stimmenzahl)

Bei der Ermittlung und Feststellung der Bewerber/innen flir die Stichwahl
0O  war kein Losentscheid erforderlich.

O  wurde wegen der Stimmengleichheit der Bewerber/innen:

(Vor- und Familiennamen) (Kurzbezeichnung oder Name des Wahlvorschlags) — (Stimmenzahl)
(Vor- und Familiennamen) (Kurzbezeichnung oder Name des Wahlvorschlags)  (Stimmenzahl)

ein Losentscheid erforderlich.

Das von der oder dem Vorsitzenden (Wahlleiterin oder Wahlleiter) gezogene Los entschied zugunsten der
Bewerberin oder des Bewerbers:

(Vor- und Familiennamen)
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5. Gesamtergebnis der Stichwahl, an der zwei Bewerber/innen teilgenommen haben

5.1 Auf der Grundlage der Wahlniederschriften und der als Anlage beigefligten

O Zusammenstellung der Wahlergebnisse in den Wahlbezirken
O gesondert festgestellten Briefwahlergebnisse

stellte der Wahlausschuss folgendes Gesamtergebnis der Stichwahl fest:

Kennbuchstaben
fiir die Zahlenangaben

A Zahl der wahlberechtigten Personen

B Zahl der Wihler

Zahl der ungiiltigen Stimmen

Giiltige Stimmen insgesamt

5.2 Von den giiltigen Stimmen entfielen auf:

Kenn- Name des Wahlvorschlags Vor- und Familiennamen Stimmenzahl
buchstabe | (Wahlvorschlagstrigers) der Bewerberin oder
des Bewerbers

2

—— Summe:

5.3 Erforderliche Stimmenzahl

5.3.1 Die Stimmenzahl, die mehr als die Hiilfte der abgegebenen giiltigen Stimmen umfasst, betrigt mindestens:

F1

(Hinweis: Die Stimmenzahl F1 berechnet sich wie folgt: (D /2) + 1 =F1.
Etwaige Stellen hinter dem Komma werden abgerundet.)
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5.3.2 Die Stimmenzahl, die 15 vom Hundert der wahlberechtigten Personen umfasst, betrigt:

F2

(Hinweis: Die Stimmenzahl F2 berechnet sich wie folgt: A x 0,15 = F2.
Etwaige Stellen hinter dem Komma werden aufgerundet.)

5.3.3 Die erforderliche Stimmenzahl fiir die Wahl

O  der Landriitin oder des Landrates
0O  der Oberbiirgermeisterin oder des Oberbiirgermeisters
0O  der hauptamtlichen Biirgermeisterin oder des hauptamtlichen Biirgermeisters
O  der ehrenamtlichen Biirgermeisterin oder des ehrenamtlichen Biirgermeisters
O  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers
betriigt:

F

(Hinweis: Hier die hiéhere der beiden
- in den vorstehenden Nummern ermittelten -
Stimmenzahlen [F1 oder F2] eintragen!)

5.4 Der Wahlausschuss stellte fest, dass

O  die Bewerberin oder der Bewerber die erforderliche Stimmenzahl (F)
(Vor- und Familiennamen der/des Gewiihlten)

erhalten hat und damit

zur neuen Landritin oder zum neuen Landrat

zur neuen Oberbiirgermeisterin oder zum neuen Oberbiirgermeister

zur neuen hauptamtlichen Biirgermeisterin oder zum neuen hauptamtlichen Biirgermeister
zur neuen ehrenamtlichen Biirgermeisterin oder zum neuen ehrenamtlichen Biirgermeister
zur neuen Ortsvorsteherin oder zum neuen Ortsvorsteher

Qaaaoao

gewihlt worden ist.

O  keine Bewerberin und kein Bewerber die erforderliche Stimmenzahl (F) erhalten hat.

6.  Gesamtergebnis der Hauptwahl/Stichwahl,
an der nur eine Bewerberin oder nur ein Bewerber teilgenommen hat

6.1 Auf der Grundlage der Wahlniederschriften und der als Anlage beigefiigten

O  Zusammenstellung der Wahlergebnisse in den Wahlbezirken
O  gesondert festgestellten Briefwahlergebnisse

stellte der Wahlausschuss folgendes Gesamtergebnis der

0O Hauptwahl
O  Stichwahl

fest:
Kennbuchstaben
fiir die Zahlenangaben
A
Zahl der wahlberechtigten Personen
B
Zahl der Wihler
C
Zahl der ungiiltigen Stimmen
D Giiltige Stimmen insgesamt
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6.3
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Von den giiltigen Stimmen entfielen auf:

[ b ]

Kenn- Votum Stimmenzahl
buchstabe

“J A‘Q

Erforderliche Stimmenzahl

Die Stimmenzahl, die mehr als die Hiilfte der abgegebenen giiltigen Stimmen umfasst, betriigt mindestens:

F1

(Hinweis: Die Stimmenzahl F1 berechnet sich wie folgt: (D /2) + 1 =F1.
Etwaige Stellen hinter dem Komma werden abgerundet.)

Die Stimmenzahl, die 15 vom Hundert der wahlberechtigten Personen umfasst, betrigt:

F2

(Hinweis: Die Stimmenzahl F2 berechnet sich wie folgt: A x 0,15 = F2.
Etwaige Stellen hinter dem Komma werden aufgerundet.)

Die erforderliche Stimmenzahl fiir die Wahl

oaoaaaa

der Landriitin oder des Landrates

der Oberbiirgermeisterin oder des Oberbiirgermeisters

der hauptamtlichen Biirgermeisterin oder des hauptamtlichen Biirgermeisters
der ehrenamtlichen Biirgermeisterin oder des ehrenamtlichen Biirgermeisters
der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers

betriigt:

F

(Hinweis: Hier die hohere der beiden
- in den vorstehenden Nummern ermittelten -
Stimmenzahlen [F1 oder F2| eintragen!)

Der Wahlausschuss stellte fest, dass

]

die Bewerberin oder der Bewerber die erforderliche Stimmenzahl (F)

(Vor- und Familiennamen der/des Gewiihlten)

erhalten hat und damit

zur neuen Landritin oder zum neuen Landrat

zur neuen Oberbiirgermeisterin oder zum neuen Oberbiirgermeister

zur neuen hauptamtlichen Biirgermeisterin oder zum neuen hauptamtlichen Biirgermeister
zur neuen ehrenamtlichen Biirgermeisterin oder zum neuen ehrenamtlichen Biirgermeister
zur neuen Ortsvorsteherin oder zum neuen Ortsvorsteher

aaaoaanQ

gewihlt worden ist.

die zur Wahl stehende Bewerberin oder der zur Wahl stehende Bewerber

(Vor- und Familienname)

die erforderliche Stimmenzahl (F) verfehlt hat und somit nach § 72 Absatz 2 Satz 5 oder § 91 Absatz 1 Nummer 3
des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes die Wahl durch

O  den Kreistag des Landkreises
O  die Stadtverordnetenversammlung der Stadt
O  die Gemeindevertretung der Gemeinde

erfolgt.
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7. Die oder der Vorsitzende gab das Wahlergebnis im Anschluss an die Wahlergebnisfeststellung laut bekannt.
Die Sitzung war offentlich und wurde um Uhr geschlossen.
8. Dieser Niederschrift sind folgende von der oder dem Vorsitzenden unterschriebene

O Aufstellungen
O Berechnungen

beigefligt:

Bemerkungen:

9, Vorstehende Wahlniederschrift wurde von der oder dem Vorsitzenden, der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter der
oder des Vorsitzenden, den Beisitzerinnen und Beisitzern sowie der Schriftfiihrerin oder dem Schriftfiihrer genehmigt und
wie folgt unterschrieben:

,den
(Ort) (Datum)

Die oder der Vorsitzende: Die Stellvertreterin oder der Stellvertreter:

Die Schriftfiihrerin oder der Schriftfithrer:

Die Beisitzerinnen und Beisitzer:

Achtung!
Etwa notwendige Erginzungen und Anderungen des Musters sind dem Sitzungsverlauf entsprechend vorzunehmen.
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Wahl zum 8. Europiischen Parlament
am 25. Mai 2014

Bekanntmachung des Landeswahlleiters
Vom 17. Januar 2014

Gemal § 31 Absatz 1 der Europawahlordnung (EuWO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 2. Mai 1994 (BGBI.1S. 957),
zuletzt gedindert durch Artikel 1 der Fiinften Verordnung zur An-
derung der Europawahlordnung (EuWO) vom 16. Dezember
2013 (BGBI. I S. 4335), fordere ich hiermit zur méglichst friih-
zeitigen Einreichung von Wahlvorschligen fiir die Wahl der
Abgeordneten des Européischen Parlaments am 25. Mai 2014
auf.

Fiir die Einreichung von Wahlvorschlidgen gebe ich folgende
Hinweise:

1 Art der Wahlvorschlige

Wabhlvorschldge kdnnen entweder als gemeinsame Liste fiir
alle Lénder (im Folgenden ,,Bundesliste* genannt) oder als
Listen fiir einzelne Lander (im Folgenden ,,Landeslisten*
genannt) aufgestellt werden (§ 2 Absatz 1 des Europawahl-
gesetzes [EuWG] in der Fassung der Bekanntmachung vom
8. Mirz 1994 [BGBL. I S. 423, 555, 852], zuletzt gedndert
durch das Gesetz vom 7. Oktober 2013 [BGBI. I S. 3749)).
Die Entscheidung tiber die Einreichung von Wahlvorschla-
gen treffen der Bundesvorstand oder - wenn ein Bundesver-
band nicht besteht - die Vorstdnde der ndchstniedrigen Ge-
bietsverbande im Wahlgebiet gemeinsam oder eine andere
hierfiir satzungsgemalf bestimmte Stelle der wahlvorschlags-
berechtigten Organisationen.

2 Wahlvorschlagsberechtigte

Wabhlvorschlagsberechtigt sind nach § 8 Absatz 1 EuWG nur
Parteien und sonstige mitgliedschaftlich organisierte, auf
Teilnahme an der politischen Willensbildung und Mitwir-
kung in Volksvertretungen ausgerichtete Vereinigungen mit
Sitz, Geschiftsleitung, Tatigkeit und Mitgliederbestand in
den Gebieten der Mitgliedstaaten der Européischen Union
(sonstige politische Vereinigungen).

3 Form und Inhalt der Wahlvorschléige

Die Landesliste fiir das Land Brandenburg soll nach dem
Muster der Anlage 12 zur EuWO, die Bundesliste nach dem
Muster der Anlage 13 zur EuWO in zweifacher Ausfertigung
eingereicht werden.

Die Wahlvorschlidge miissen enthalten:

a) den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese. Die Partei
kann den Namen und die Kurzbezeichnung ihres euro-
pdischen Zusammenschlusses anfiigen (§ 32 Absatz 1
Satz 2 Nummer 1 EuWO) oder

b) den Namen der sonstigen politischen Vereinigung und,

4.

—

sofern sie ein Kennwort verwendet, auch dieses. Die
Vereinigung kann den Namen und die Kurzbezeichnung
ihrer Mitgliedsvereinigung im Wahlgebiet anfligen (§ 32
Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 EuWO) und

¢) injedem Fall in erkennbarer Reihenfolge die Bewerberin-
nen und Bewerber und, sofern Ersatzbewerberinnen und
Ersatzbewerber benannt sind, auch diese mit dem Fami-
liennamen, den Vornamen, dem Beruf oder Stand, dem
Geburtsdatum, dem Geburtsort und der Anschrift (Haupt-
wohnung) (§ 32 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 EuWO).

Die Wahlvorschlige sollen ferner Namen und Anschriften
der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauens-
person enthalten (§ 9 Absatz 6 EuWG, § 32 Absatz 1 Satz 3
EuWO).

Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber sowie der
Ersatzbewerberinnen und Ersatzbewerber

In jedem Wahlvorschlag kann eine beliebige Anzahl Bewer-
berinnen und Bewerber sowie fiir jede Bewerberin und jeden
Bewerber eine Ersatzbewerberin oder ein Ersatzbewerber
benannt werden (§ 9 Absatz 2 Satz 2 EuWG).

Eine Bewerberin oder ein Bewerber oder eine Ersatzbewer-
berin oder ein Ersatzbewerber in einer Bundesliste kann nur
in einem Wahlvorschlag benannt werden; dabei kann eine
Bewerberin oder ein Bewerber zugleich als Ersatzbewerbe-
rin oder Ersatzbewerber benannt werden. Eine Bewerberin
oder ein Bewerber in einer Landesliste kann auch noch als
Bewerberin oder Bewerber in einer Liste desselben Wahl-
vorschlagsberechtigten fiir ein weiteres Land benannt wer-
den. Sofern sie oder er nur in einem Wahlvorschlag benannt
ist, kann sie oder er in diesem zugleich als Ersatzbewerberin
oder Ersatzbewerber benannt werden. Eine Ersatzbewerbe-
rin oder ein Ersatzbewerber kann in einem Wahlvorschlag
nicht mehrfach als Ersatzbewerberin oder Ersatzbewerber
benannt werden. Bewerberinnen und Bewerber sowie Er-
satzbewerberinnen und Ersatzbewerber kdnnen nur vorge-
schlagen werden, wenn sie ihre Zustimmung dazu schriftlich
nach dem Muster der Anlage 15 zur EuWO erklért haben; die
Zustimmung ist unwiderruflich (§ 9 Absatz 3 EuWG).

Die Bewerberinnen und Bewerber sowie die Ersatzbewerbe-
rinnen und Ersatzbewerber miissen am Wahltag Deutsche
im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes sein
und das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben.

Waihlbar sind auch Unionsbiirgerinnen und Unionsbiir-
ger, die in der Bundesrepublik Deutschland eine Wohnung
innehaben oder sich sonst gewohnlich aufhalten und am
Wahltag die Staatsangehdrigkeit eines Mitgliedstaates der
Europdischen Union (Belgien, Bulgarien, Dédnemark, Est-
land, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien,
Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlan-
de, Osterreich, Polen, Portugal, Ruminien, Schweden, Slo-
wakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Un-
garn, Vereintes Konigreich von Grofbritannien und Nordir-
land sowie Zypern) besitzen und das achtzehnte Lebensjahr
vollendet haben (§ 6b Absatz 2 EuWQG).
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4.2 Nach § 6c EuWG darf sich niemand gleichzeitig in der

Bundesrepublik Deutschland und in einem anderen Mit-
gliedstaat der Européischen Gemeinschaft zur Wahl bewer-
ben (Verbot der Mehrfachbewerbung).

4.3 Als Bewerberin oder Bewerber oder als Ersatzbewerberin

oder Ersatzbewerber kann in einem Wahlvorschlag nur be-
nannt werden, wer nicht Mitglied einer anderen als den
Wahlvorschlag einreichenden Partei oder sonstigen politi-
schen Vereinigung ist; dies muss die oder der Betroffene im
Rahmen der Zustimmungserklérung (Anlage 15 zur EuWO;
vgl. Nummer 7.1 Buchstabe a) dem Bundeswahlleiter an
Eides statt versichern.

4.4 Als Bewerberin oder Bewerber oder als Ersatzbewerberin

oder Ersatzbewerber kann in einem Wahlvorschlag nur be-
nannt werden, wer in einer besonderen oder allgemeinen
Vertreterversammlung oder in einer Mitgliederver-
sammlung der Partei oder sonstigen politischen Vereini-
gung zur Wahl der Bewerberin oder Bewerber in geheimer
Abstimmung hierzu gewéhlt worden ist; dies gilt auch fiir
die Festlegung der Reihenfolge der Bewerberinnen und Be-
werber in dem Wahlvorschlag (§ 10 Absatz 1 und 3 EuWG).
Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimm-
berechtigte Teilnehmer der Versammlung ist hierbei vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerberinnen und Bewerbern ist
Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der Ver-
sammlung in angemessener Zeit vorzustellen. An der Wahl
der Vertreterinnen und Vertreter und der Aufstellung der Be-
werberinnen und Bewerber diirfen nur solche Mitglieder der
Partei oder sonstigen politischen Vereinigung teilnehmen,
die im Zeitpunkt des Zusammentritts der jeweiligen Ver-
sammlung zum Européischen Parlament wahlberechtigt sind.
Der friiheste zuldssige Termin fiir die Wahlen der Vertrete-
rinnen und Vertreter war der 1. Januar 2013, fiir die Wahlen
der Bewerberinnen und Bewerber der 1. April 2013 (§ 10 Ab-
satz 3 EuWG). Uber die Versammlung zur Aufstellung eines
Wahlvorschlags ist eine Niederschrift anzufertigen (vgl.
Nummer 7.1 Buchstabe e).

Das Nahere iiber die Wahl der Vertreterinnen und Vertreter
fiir die Vertreterversammlungen, iiber die Einberufung und
Beschlussfahigkeit der Mitglieder oder Vertreterversamm-
lungen sowie iiber das Verfahren fiir die Wahl der Bewerbe-
rinnen und Bewerber regeln die Parteien oder sonstigen po-
litischen Vereinigungen durch ihre Satzungen (§ 10 Absatz 5
EuWG).

4.5 Bewerberinnen und Bewerber, fiir die im Melderegister auf

Grund ihrer Gefdhrdung ein Sperrvermerk eingetragen ist
(vgl. § 32b Absatz 1 des Brandenburgischen Meldegeset-
zes), missen in dem Wahlvorschlag, in der Niederschrift
iiber die Mitglieder-/Vertreterversammlung zur Aufstellung
der Bewerberinnen und Bewerber fiir den Wahlvorschlag,
der Zustimmungserkldrung und der Bescheinigung der
Waihlbarkeit mit der Anschrift ihrer Hauptwohnung angege-
ben werden. Sie kdnnen allerdings beim Bundeswahlleiter
durch eine bis zum Ablauf der Einreichungsfrist abzugeben-
de schriftliche Erkldrung verlangen, dass an Stelle ihrer An-
schrift eine sogenannte ,,Erreichbarkeitsanschrift* ange-
geben wird. Als Erreichbarkeitsanschrift kommen zum Bei-

spiel das Wahlkreisbiiro oder das Bundestagsbiiro in Be-
tracht; ein Postfach geniigt nicht. Mit der Erkldrung muss
durch eine Bestitigung der Meldebehdrde nachgewiesen
werden, dass fiir die Bewerberin oder den Bewerber eine
melderechtliche Sperrerklérung eingetragen ist.

Unterzeichnung der Wahlvorschlige

Eine Bundesliste ist von mindestens drei Mitgliedern des
Bundesvorstandes des Wahlvorschlagsberechtigten, darun-
ter der oder dem Vorsitzenden oder der oder dem stellvertre-
tenden Vorsitzenden personlich und handschriftlich zu unter-
zeichnen. Hat ein Wahlvorschlagsberechtigter im Wahl-
gebiet keinen Bundesverband oder keine einheitliche Bun-
desorganisation, so ist der Wahlvorschlag von allen Vorstéin-
den der néchstniedrigen Gebietsverbande im Wahlgebiet zu
unterzeichnen. Die Unterschriften des einreichenden Vor-
standes gentigen, wenn er innerhalb der Einreichungsfrist ei-
ne schriftliche Vollmacht der anderen beteiligten Vorstinde
beibringt, die ihrerseits jeweils mindestens drei Vorstands-
mitglieder, unter ihnen die oder der Vorsitzende oder die
oder der stellvertretende Vorsitzende, personlich und hand-
schriftlich unterzeichnen miissen (§ 9 Absatz 4 EuWG, § 32
Absatz 2 EuWO).

Eine Landesliste muss nach den gleichen Vorgaben von
dem Landesvorstand oder von den Vorstinden der néchst-
niedrigen Gebietsverbiande im Bereich des Landes unter-
zeichnet sein.

Hat eine sonstige politische Vereinigung weder einen Bun-
des- noch einen niedrigeren Gebietsverband im Wahlgebiet,
so ist der Wahlvorschlag von drei Mitgliedern ihres obersten
Vorstandes in einem der iibrigen Mitgliedstaaten der Euro-
pdischen Union zu unterzeichnen (§ 32 Absatz 2 EuWO).

Unterstiitzungsunterschriften

Bundeslisten von Parteien und sonstigen politischen Verei-
nigungen, die im Europdischen Parlament, im Deutschen
Bundestag oder einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht
auf Grund eigener Wahlvorschldge im Wahlgebiet ununter-
brochen mit mindestens fiinf Abgeordneten vertreten sind,
miissen auf3erdem von 4 000 Wahlberechtigten personlich
und handschriftlich unterzeichnet sein, entsprechende Lis-
ten fiir das Land Brandenburg von 2 000 Wahlberechtig-
ten. Die Wahlberechtigung der Unterzeichnerinnen und Un-
terzeichner muss im Zeitpunkt der Unterschriftsleistung ge-
geben sein (§ 9 Absatz 5 EuWG).

Die Unterschriften sind auf amtlichen Formbléittern nach
dem Muster der Anlage 14 zur EuWO zu erbringen. Die
Formblétter werden auf Anforderung fiir Bundeslisten vom
Bundeswahlleiter, fiir Landeslisten vom Landeswabhlleiter
(Anschriften sieche Nummer 8) kostenfrei geliefert; sie kon-
nen auch als Druckvorlage oder elektronisch bereitgestellt
werden. Bei der Anforderung ist der Name der Partei oder
sonstigen politischen Vereinigung, die den Wahlvorschlag
einreichen will, und, sofern eine Kurzbezeichnung oder ein
Kennwort verwendet wird, auch die Kurzbezeichnung oder
das Kennwort anzugeben und zu erklaren, fiir welches Land
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oder ob der Wahlvorschlag fiir alle Lander aufgestellt ist.
Der Bundeswahlleiter oder Landeswahlleiter vermerkt diese
Angaben im Kopf der Formbldtter. Die Sammlung von
Unterschriften ist erst zuldssig, wenn der Wahlvorschlag
aufgestellt ist.

Die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag unterstiit-
zen, missen die Erkldrung auf dem Formblatt personlich
und handschriftlich unterzeichnen. Auf dem Formblatt sind
- moglichst in Maschinen- oder Druckschrift - Familien-
name, Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift (Hauptwoh-
nung) der unterzeichnenden Personen sowie der Tag der Un-
terzeichnung anzugeben.

Von Wahlberechtigten im Sinne des § 6 Absatz 1 Nummer 2
Buchstabe b und Absatz 2 EuWG ist auch die letzte Woh-
nung in der Bundesrepublik Deutschland zu bezeichnen
oder anzugeben, dass sie noch nie fiir eine Wohnung dort ge-
meldet waren; der Nachweis fiir die Wahlberechtigung ist
durch die Angaben geméll Anlage 2 EuWO und durch Ab-
gabe einer Versicherung an Eides statt zu erbringen. Unions-
biirgerinnen und Unionsbiirger, die einen Wahlvorschlag un-
terstlitzen, miissen den Nachweis fiir die Wahlberechtigung
ebenfalls durch Abgabe einer Versicherung an Eides statt
gemil Anlage 14A zur EuWO erbringen.

Fiir jede unterzeichnende Person ist auf dem Formblatt oder
gesondert eine Bescheinigung der Gemeindebehdorde, bei
der sie im Wihlerverzeichnis einzutragen ist, beizufiigen,
dass sie zum Zeitpunkt der Unterzeichnung im Land wahl-
berechtigt ist. Gesonderte Bescheinigungen des Wahlrechts
sind vom Wahlvorschlagsberechtigten bei der Einreichung
des Wahlvorschlags mit den jeweiligen Unterstiitzungs-
unterschriften zu verbinden. Wer fiir eine andere Person ei-
ne Bescheinigung des Wahlrechts beantragt, muss nachwei-
sen, dass die oder der Betreffende den Wahlvorschlag unter-
stiitzt. Die Bescheinigung wird kostenfrei erteilt.

Jede oder jeder Wahlberechtigte darf nur einen Wahlvor-
schlag unterzeichnen; hat jemand mehrere Wahlvorschlége
unterzeichnet, so ist die Unterschrift auf allen weiteren Wahl-
vorschldgen ungiiltig (§ 32 Absatz 3 Nummer 4 EuWO).

Anlagen des Wahlvorschlags
Dem Wahlvorschlag sind folgende Anlagen beizufiigen:

a) Erkldrungen der vorgeschlagenen Bewerberinnen und
Bewerber sowie der Ersatzbewerberinnen und Ersatz-
bewerber nach dem Muster der Anlage 15 zur EuWO,
dass sie ihrer Aufstellung zustimmen und fiir keinen an-
deren Wahlvorschlag ihre Zustimmung zur Benennung
als Bewerberin oder Bewerber beziehungsweise Ersatz-
bewerberin oder Ersatzbewerber abgegeben haben oder
ob sie ihrer Benennung als Bewerberin oder Bewerber in
einem weiteren Wahlvorschlag fiir ein Land zugestimmt
haben. Gleichzeitig muss an Eides statt versichert wer-
den, dass sie sich nicht in einem anderen Mitgliedstaat
der Europiischen Union zur Wahl bewerben und dass sie
nicht Mitglied einer anderen als den Wahlvorschlag ein-
reichenden Partei oder politischen Vereinigung sind,

b) fiir jede deutsche Bewerberin und jeden deutschen Be-
werber sowie flir jede deutsche Ersatzbewerberin und
fiir jeden deutschen Ersatzbewerber eine Bescheinigung
der zustidndigen Gemeindebehdrde nach dem Muster der
Anlage 16 zur EuWO, dass sie oder er wihlbar ist,

¢) fiir jede Unionsbiirgerin oder jeden Unionsbiirger eine
Bescheinigung der zustéindigen Gemeindebehorde nach
dem Muster der Anlage 16A zur EuWO, dass sie oder er
dort eine Wohnung innehat oder ihren oder seinen sons-
tigen gewohnlichen Aufenthalt hat und nicht von der
Wihlbarkeit ausgeschlossen ist,

d) fiir jede Unionsbiirgerin oder jeden Unionsbiirger nach
dem Muster der Anlage 16B zur EuWO eine Versiche-
rung an Eides statt iiber die Staatsangehdrigkeit, das Ge-
burtsdatum und den Geburtsort, die letzte Anschrift im
Herkunfts-Mitgliedstaat, die Anschrift in der Bundes-
republik Deutschland, die Gebietskorperschaft oder den
Wahlkreis des Herkunfts-Mitgliedstaates, in dem sie oder
er zuletzt im Wahlerverzeichnis eingetragen war, sowie
dariiber, dass sie oder er sich nicht gleichzeitig in einem
anderen Mitgliedstaat der Europédischen Gemeinschaft
zur Wahl bewirbt und dass sie im Herkunfts-Mitglied-
staat nicht von der Wihlbarkeit ausgeschlossen ist,

e) eine Ausfertigung der Niederschrift iiber die Beschluss-
fassung der Mitglieder- oder Vertreterversammlung, in
der die Bewerberinnen und Bewerber sowie die Ersatz-
bewerberinnen und Ersatzbewerber aufgestellt worden
sind und die Reihenfolge der Bewerberinnen und Be-
werber auf dem Wahlvorschlag festgelegt worden ist,
mit den vorgeschriebenen Versicherungen an Eides statt,
wobei sich die Versicherung an Eides statt auch darauf
zu erstrecken hat, dass die Abstimmung und die Fest-
legung der Reihenfolge der Bewerberinnen und Bewer-
ber im Wahlvorschlag in geheimer Abstimmung erfolgt
ist, jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimm-
berechtigte Teilnehmer an der Versammlung vorschlags-
berechtigt war und die Bewerberinnen und Bewerber
Gelegenheit hatten, sich und ihr Programm der Ver-
sammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Die Nie-
derschrift soll nach den Mustern der Anlage 17 (Lan-
desliste) und 18 (Bundesliste) zur EuWO gefertigt, die
Versicherungen an Eides statt nach dem Muster der
Anlage 19 zur EuWO abgegeben werden.

7.2 Wahlvorschlagsberechtigte, die nicht im Européischen Par-

lament, im Deutschen Bundestag oder in einem Landtag seit
der letzten Wahl auf Grund eigener Wahlvorschlige im
Wabhlgebiet ununterbrochen mit mindestens fiinf Abgeord-
neten vertreten sind, haben zusitzlich beizufiigen:

a) die erforderlichen Unterstiitzungsunterschriften mit den
Wabhlrechtsbescheinigungen fiir die unterzeichnenden
Personen (vgl. Nummer 6),

b) die schriftliche Satzung und das Programm sowie eine
Ausfertigung der Niederschrift iiber die nach demokra-
tischen Grundsétzen durchgefiihrte Wahl der Mitglieder
des Vorstandes, der den Wahlvorschlag zu unterzeichnen
hat, mit Namen und Anschriften der Vorstandsmitglieder.
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Einreichungsfrist

Bundes- und Landeslisten miissen spatestens bis zum 3. Mirz
2014 (83. Tag vor der Wahl), 18 Uhr, schriftlich beim
Bundeswahlleiter eingereicht werden (§ 11 Absatz 1 EuUWG).

Ich weise ausdriicklich darauf hin, dass die im Wahlverfah-
ren vorgegebenen Fristen nur gewahrt sind, wenn die einzu-
reichenden Unterlagen in Schriftform rechtzeitig vorgelegt
werden. Die Schriftform ist nur gewahrt, wenn die schrift-
lich einzureichenden Unterlagen personlich und handschrift-
lich unterzeichnet sind und bei dem Bundeswahlleiter im
Original vorliegen; eine Ubermittlung auf elektronischem
Weg oder mit Fax ist deshalb nicht ausreichend.

Die Einreichungsfrist ist eine gesetzliche Ausschlussfrist; eine
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist nicht vorgesehen.
Es empfiehlt sich daher, Bundes- oder Landeslisten mit allen
erforderlichen Anlagen méglichst frithzeitig einzureichen.

Die Anschrift des Bundeswabhlleiters lautet:

- Postanschrift: 65180 Wiesbaden

- Hausanschrift: Gustav-Stresemann-Ring 11, 65189 Wies-
baden

Die erforderlichen Vordrucke nach den Mustern der EuWO,

und zwar
- Anlage 12 - Liste fiir ein Land,
- Anlage 14 - Formblatt fiir eine Unterstiitzungsunter-

schrift (Liste fiir ein Land),
- Anlage 14A - Versicherung an Eides statt zum Nachweis
der Wahlberechtigung eines Unionsbiirgers,
- Zustimmungserkldrung,
- Bescheinigung der Wihlbarkeit,

- Anlage 15
- Anlage 16

- Anlage 16A - Bescheinigung der Wahlbarkeit fiir Uni-

onsbiirger,

- Anlage 16B - Versicherung an Eides statt eines Unions-
biirgers,

- Anlage 17 - Niederschrifttiber die Aufstellung der Lan-
desliste,

- Anlage 19 - Versicherung an Eides statt

werden vom Landeswahlleiter beschafft und kénnen dort an-
gefordert werden.

Die Anschrift des Landeswahlleiters lautet:

Ministerium des Innern des Landes Brandenburg
Henning-von-Tresckow-Strafle 9 - 13
14467 Potsdam.

Informationen zur Europawahl 2014 sind im Internet-
angebot des Landeswahlleiters unter der Adresse
www.wahlen.brandenburg.de verfiigbar. Der Landeswahl-
leiter und seine Geschiftsstelle sind unter den Telefon-
nummern 0331 866-2600 und -2239 sowie unter der
E-Mail-Adresse landeswahlleiter@mi.brandenburg.de er-
reichbar.

Kreis- und Stadtwahlleiter

Auf der Grundlage von § 4 EuWG in Verbindung mit § 9 Ab-
satz 1 des Bundeswahlgesetzes und § 1 Nummer 2 der Ver-
ordnung iiber die Bestimmung von Zustidndigkeiten nach
dem Bundeswahlgesetz und dem Europawahlgesetz vom
25. Mirz 1994 (GVBI. II S. 281) wurden zu Kreis- und
Stadtwahlleitern sowie zu den Stellvertretern der Kreis- und
Stadtwahlleiter fiir die Wahl der Abgeordneten des Europa-
ischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland am
25. Mai 2014 ernannt:

Kreisfreie Stadt/Landkreis | Kreiswahlleiter Stellvertreter

Brandenburg an der Havel | Hans-Joachim Freund Viola Niemann

(051) Stadt Brandenburg an der Havel Stadt Brandenburg an der Havel
Nicolaiplatz 30 Nicolaiplatz 30

14770 Brandenburg an der Havel
Tel.: 03381 21280216

Fax: 03381 581024
wahlen@stadt-brandenburg.de

14770 Brandenburg an der Havel
Tel.: 03381 581020

Fax: 03381 581024
wahlen@stadt-brandenburg.de

Cottbus Carsten Konzack Andreas Pohle

(052) Stadt Cottbus Stadt Cottbus
Karl-Marx-Stra3e 69 Karl-Marx-Stra3e 69
03044 Cottbus 03044 Cottbus
Tel.: 0355 6123310 Tel.: 0355 6123305
Fax: 0355612133310 Fax: 0355612133305
wahlleiter@cottbus.de wahlleiter@cottbus.de

Frankfurt (Oder) Eyke Beckmann Martina Lohrius

(053) Stadt Frankfurt (Oder) Stadt Frankfurt (Oder)
Marktplatz 1 Marktplatz 1
15230 Frankfurt (Oder) 15230 Frankfurt (Oder)

Tel.: 0335 5523001
Fax: 0335 5523279
wahlbuero@frankfurt-oder.de

Tel.: 0335 5523279
Fax: 0335 5523279
wahlbuero@frankfurt-oder.de
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Kreisfreie Stadt/LandKkreis

Kreiswahlleiter

Stellvertreter

Potsdam

Dr. Matthias Forster

Michael Schrewe

(054) Landeshauptstadt Potsdam Landeshauptstadt Potsdam
Friedrich-Ebert-Stralie 79/81 Friedrich-Ebert-Strafle 79/81
14469 Potsdam 14469 Potsdam
Tel.: 0331 2891253 Tel.: 0331 2891245
Fax: 0331 2893880 Fax: 0331 2893880
Wahlbuero@Rathaus.Potsdam.de Wahlbuero@Rathaus.Potsdam.de
Barnim Ilona Forth Katrin Jann
(060) Kreisverwaltung Barnim Kreisverwaltung Barnim

Paul-Wunderlich-Haus

Am Markt 1

16225 Eberswalde

Tel.: 03334 2141774

Fax: 03334 2142774
kreiswahlleitung@kvbarnim.de

Paul-Wunderlich-Haus

Am Markt 1

16225 Eberswalde

Tel.: 03334 2141779

Fax: 033342142779
kreiswahlleitung@kvbarnim.de

Dahme-Spreewald
(061)

Nadine Starke

Landkreis Dahme-Spreewald
Reutergasse 12

15907 Liibben (Spreewald)

Tel.: 03546 202437

Fax: 03546 201218
wabhlleiter@dahme-spreewald.de

Stefan Klein

Landkreis Dahme-Spreewald
Reutergasse 12

15907 Liibben (Spreewald)

Tel.: 03546 201322

Fax: 03546 201218
wahlleiter@dahme-spreewald.de

Elbe-Elster

Dirk Gebhard

Anett Heppner

(062) Landkreis Elbe-Elster Landkreis Elbe-Elster
Ludwig-Jahn-Straf3e 2 Ludwig-Jahn-Straf3e 2
04916 Herzberg (Elster) 04916 Herzberg (Elster)
Tel.: 03535 461250 Tel.: 03535 461258
Fax: 03535461283 Fax: 03535461283
dirk.gebhard@lkee.de anett.heppner@lkee.de

Havelland Lothar Marquardt Stefan Ritzka

(063) Landkreis Havelland Landkreis Havelland
Platz der Freiheit 1 Platz der Freiheit 1
14712 Rathenow 14712 Rathenow

Tel.: 03385 5511233
Fax: 03385 55131233
kreiswahlleiter@havelland.de

Tel.: 03385 5511293
Fax: 03385 55131293
kreiswahlleiter@havelland.de

Mirkisch-Oderland
(064)

Karla Frenzel

Kreisverwaltung Markisch-Oderland
Puschkinplatz 12

15306 Seelow

Tel.: 03346 8507810

Fax: 03346 8507819
kreiswahlleiter@landkreismol.de

Ulrich Fischer

Kreisverwaltung Mérkisch-Oderland
Puschkinplatz 12

15306 Seelow

Tel.: 03346 8506050

Fax: 03346 8507819
kreiswahlleiter@landkreismol.de

Oberhavel
(065)

Rudi Miefiner
Kreisverwaltung Oberhavel
Adolf-Dechert-Strafie 1
16515 Oranienburg

Tel.: 03301 601125

Fax: 03301 601124
Kreiswahlleiter@oberhavel.de

Jan-Christian Hiibsch
Kreisverwaltung Oberhavel
Adolf-Dechert-Strafie 1

16515 Oranienburg

Tel.: 03301 601373

Fax: 03301 601370
Kreiswahlleiter@oberhavel.de

Oberspreewald-Lausitz
(066)

Petra Borchel

Landkreis Oberspreewald-Lausitz
Dubinaweg 1

01968 Senftenberg

Tel.: 03573 8701432

Fax: 03573 8701410
Wabhlleiter@osl-online.de

Cornelia Tursch

Landkreis Oberspreewald-Lausitz
Dubinaweg 1

01968 Senftenberg

Tel.: 03573 8701437

Fax: 03573 8701410
Wahlleiter@osl-online.de
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Kreisfreie Stadt/Landkreis | Kreiswahlleiter Stellvertreter

Oder-Spree Michael Buhrke Ulrike Gliese

(067) Landkreis Oder-Spree Landkreis Oder-Spree
Breitscheidstralie 7 Breitscheidstrafie 7
15848 Beeskow 15848 Beeskow

Tel.: 03366 351200
Fax: 03366 351209
Kreiswahlleiter@l-os.de

Tel.: 03366 351313
Fax: 03366 351319
Kreiswahlleiter@l-os.de

Ostprignitz-Ruppin
(068)

Dietmar Tripke

Landkreis Ostprignitz-Ruppin
Virchowstralie 14 - 16

16816 Neuruppin

Tel.: 03391 6883020

Fax: 03391 6883002
wahlen@opr.de

Detlef Gelbke

Landkreis Ostprignitz-Ruppin
Virchowstralle 14 - 16

16816 Neuruppin

Tel.: 03391 6881000

Fax: 03391 6887014
wahlen@opr.de

Potsdam-Mittelmark
(069)

Kerstin Kiimpel

Landkreis Potsdam-Mittelmark
Niemollerstrafle 1

14806 Bad Belzig

Tel.: 03384191348

Fax: 03384191218
wahl@potsdam-mittelmark.de

Gabriele Lahn

Landkreis Potsdam-Mittelmark
Niemollerstraf3e 1

14806 Bad Belzig

Tel.: 033841 91320

Fax: 03384191218
wahl@potsdam-mittelmark.de

Prignitz
(070)

Annette Lother
Landkreis Prignitz
Berliner Stralie 49
19348 Perleberg
Tel.: 03876 713395
Fax: 03876 713291
wahl@lkprignitz.de

Karin Zappe
Landkreis Prignitz
Berliner Stralie 49
19348 Perleberg
Tel.: 03876 713262
Fax: 03876 713328
wahl@lkprignitz.de

Spree-Neifle
(071)

Andreas Schober
Landkreis Spree-Neifle
Heinrich-Heine-Strafle 1
03149 Forst (Lausitz)
Tel.: 03562 98611000
Fax: 03562 98611088

Pia Pollex

Landkreis Spree-Neif3e
Heinrich-Heine-Straf3e 1
03149 Forst (Lausitz)
Tel.: 03562 98613008
Fax: 03562 98613088

hauptamt@lkspn.de rechtsamt@lkspn.de
Teltow-Fliming Christiane Spalek André Muskewitz
(072) Kreisverwaltung Teltow-Flaming Kreisverwaltung Teltow-Fldming
Am Nutheflie3 2 Am Nutheflief 2
14943 Luckenwalde 14943 Luckenwalde
Tel.: 03371 6081110 Tel.: 03371 6081025
Fax: 03371 6089100 Fax: 03371 6089000
kreiswahlleiter@teltow-flaeming.de kreiswahlleiter@teltow-flaeming.de
Uckermark Marcel Dziwis Wolfgang Gerhardt
(073) Kreisverwaltung Uckermark Kreisverwaltung Uckermark

Karl-Marx-Straf3e 1
17291 Prenzlau

Tel.: 03984 701016
Fax: 03984 701899
wahlen@uckermark.de

Karl-Marx-Straf3e 1
17291 Prenzlau

Tel.: 03984 701007
Fax: 03984 704099
wahlen@uckermark.de
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Genehmigung fiir eine Anlage
zur zeitweiligen Lagerung von gefihrlichen und
nicht gefihrlichen Abfillen in Verbindung
mit deren Behandlung in 16818 Mirkisch Linden,
OT Werder

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 4. Februar 2014

Der Firma Bunk Recycling GmbH, Dorfstrale 19 in 16818 Mar-
kisch Linden, OT Werder, wurde die Neugenehmigung gemaf
§ 4 Absatz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)
erteilt, auf dem Grundstiick Gemarkung Werder, Flur 2, Flur-
stiicke 81, 82 und 83, eine Anlage zur zeitweiligen Lagerung von
gefahrlichen und nicht geféhrlichen Abfillen (Zwischenlagerung)
einschlieBlich deren Behandlung zu errichten und zu betreiben.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde am
29.11.2013 unter den im Genehmigungsbescheid aufgefiihrten
Nebenbestimmungen erteilt.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz mit ei-
ner Ausfertigung der genehmigten Antragsunterlagen liegt in der
Zeit vom 06.02.2014 bis einschliellich 19.02.2014 im Landes-
amt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Regional-
abteilung West, Genehmigungsverfahrensstelle, Seeburger Chaus-
see 2, Haus 3, Zimmer 328, 14476 Potsdam/OT Grof3 Glienicke
und im Amt Temnitz, Bergstrafie 2, Zimmer 209, 16818 Walsle-
ben zur Einsichtnahme wihrend der Dienststunden aus.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Genehmigungs-
bescheid auch gegeniiber Dritten, die keine Einwendungen
erhoben haben, als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die oben genannte Genehmigung kann innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe (letzter Tag der Auslegung) Wider-
spruch erhoben werden.

Ein schriftlicher Widerspruch ist an das Landesamt fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz, Regionalabteilung West,
Genehmigungsverfahrensstelle, Postfach 601061, 14410 Pots-
dam, zu richten.

Zur Niederschrift kann der Widerspruch beim Landesamt fiir
Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Regionalabteilung
West, Genehmigungsverfahrensstelle, Seeburger Chaussee 2,
14476 Potsdam, OT Grof3 Glienicke, Haus 3, eingelegt werden.

Rechtsgrundlagen

- Gesetz zum Schutz vor schiddlichen Umwelteinwirkungen
durch Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen
und dhnliche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz -
BImSchQG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai
2013 (BGBL. IS. 1274), zuletzt geéindert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 2. Juli 2013 (BGBI. I S. 1943)

- Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungs-
verfahren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 29. Mai 1992 (BGBI. I S. 1001), zuletzt geéndert
durch Artikel 3 der Verordnung vom 2. Mai 2013 (BGBI. |
S.973)

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle

Errichtung und Betrieb von drei Windkraftanlagen
in 16945 Gerdshagen im Landkreis Prignitz

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 4. Februar 2014

Die Firma BayWa r.e. Wind GmbH mit Sitz in 80336 Miinchen,
Herzog-Heinrich-Strafle 13 beantragt eine Genehmigung nach
§ 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), insge-
samt drei Anlagen zur Nutzung von Windenergie (Windkraft-
anlagen) im Landkreis Prignitz in der Gemeinde 16945 Gerds-
hagen auf den Flurstiicken 247/1, 251 und 340 der Flur 2 in der
Gemarkung Gerdshagen zu errichten und zu betreiben:

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den
Betrieb von drei Windkraftanlagen des Typs Vestas V90-2,0 MW
Gridsteamer mit einer Nabenhohe von 105 m, einem Rotor-
durchmesser von 90 m, somit einer maximalen Gesamthohe von
150 m und insgesamt 6 MW Nennleistung.

Die Inbetriebnahme der Anlagen ist im Oktober 2014 vorgese-
hen.

Es handelt sich dabei um Anlagen nach Nummer 1.6.2'V des An-
hanges 1 der Verordnung iiber genehmigungsbediirftige Anlagen
(4. BImSchV) sowie um die Erweiterung einer vorhandenen
Windfarm auf ein Vorhaben der Nummer 1.6.1 Spalte 1 der An-
lage 1 des Gesetzes iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung
(UVPG).

GemiB § 1 Absatz 2 der Neunten Verordnung zur Durchfithrung
des BImSchG ist fiir das Vorhaben die Durchfiihrung einer Um-
weltvertraglichkeitspriifung vorgesehen.

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehorigen erforder-
lichen Unterlagen werden einen Monat vom 12.02.2014 bis
einschlieBlich 11.03.2014 ausgelegt

- im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz, Regionalabteilung West in der Seeburger Chaussee 2
in 14476 Potsdam/OT Grof3 Glienicke, im Haus 3 im Zim-
mer 328,
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- in der Verwaltung des Amtes Meyenburg, Freyensteiner
Str. 42 in 16945 Meyenburg, im Bauamt im Zimmer 1

- in der Stadtverwaltung Pritzwalk, Gartenstrale 12 in
16928 Pritzwalk, im Bauamt im Zimmer 210

und kénnen dort wihrend der Dienststunden von jedermann ein-
gesehen werden.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben kénnen wihrend der Ein-
wendungsfrist vom 12.02.2014 bis einschlieB8lich 25.03.2014
schriftlich bei einer der vorgenannten Stellen erhoben werden.
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen aus-
geschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen.

Erorterungstermin

Die form- und fristgerechten Einwendungen werden in einem
Erorterungstermin am 07.05.2014 um 10:00 Uhr im Versamm-
lungsraum der Stadtverwaltung Pritzwalk in der Gartenstral3e 12
in 16928 Pritzwalk erdrtert. Kann die Erorterung an diesem Tag
nicht abgeschlossen werden, wird der Erérterungstermin an den
folgenden Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen,
dass die formgerecht erhobenen Einwendungen auch bei Aus-
bleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwendun-
gen erhoben haben, erortert werden.

Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
horden, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, bekannt zu geben.
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn
diese zur ordnungsgemafien Durchfithrung des Genehmigungs-
verfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entschei-
dung tiber die Einwendungen kann durch 6ffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274), geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. Juli 2013
(BGBI. IS. 1943)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
2.Mai 2013 (BGBL IS.973)

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBL. 1S. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 3 der Ver-
ordnung vom 2. Mai 2013 (BGBL. I S. 973)

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes vom
25. Juli 2013 (BGBI. I S. 2749)

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle

Wesentliche Anderung
einer Abfallverbrennungsanlage/Industriekraftwerk
in 15562 Riidersdorf OT Herzfelde

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 4. Februar 2014

Im Verfahren der Firma VATTENFALL EUROPE NEW ENER-
GY ECOPOWER GmbH, Siedlerweg 11 in 15562 Riidersdorf
OT Herzfelde zur Erteilung einer Genehmigung nach § 16 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grund-
stiick Siedlerweg 11, 15562 Riidersdorf OT Herzfelde, Gemar-
kung Herzfelde, Flur 1, Flurstiick 239/7 eine Anlage zur Abfall-
verbrennung wesentlich zu dndern (Az. G02913), wird hiermit
offentlich bekannt gemacht, dass der

Erorterungstermin am 01.04.2014 um 10:00 Uhr
im Kulturhaus ,,Martin Andersen Nexo*,
Kalkberger Platz 31 in 15562 Riidersdorf bei Berlin

stattfindet.

Kann die Erorterung an diesem Tag nicht abgeschlossen wer-
den, wird der Erdrterungstermin an den folgenden Werkta-
gen fortgesetzt. Die fiir den Erdrterungstermin vorgesehene
Tagesordnung kann auf der vom Landesamt fir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz betriebenen Internetseite
www.lugv.brandenburg.de/info/genehmigungen_ro eingesehen
werden.

Information der Offentlichkeit iiber Umweltinformationen

Der Genehmigungsverfahrensstelle liegt zur Priifung der Ge-
nehmigungsvoraussetzungen ein Sachverstdndigengutachten
des TUV Nord zum Stand der Technik bzw. der besten verfiig-
baren Technik vor.

Daneben wurden einige Unterlagen im Antrag prizisiert. Zur
Verdeutlichung, welche Textpassagen gegeniiber den bereits
vom 24. Juli 2013 bis einschlieBlich 23. August 2013 ausgeleg-
ten Antragsunterlagen prézisiert wurden, sind diese Textpassa-
gen farblich hinterlegt.

Der inhaltliche Umfang des Antrags hat sich jedoch gegeniiber
den ausgelegten Antragsunterlagen nicht geéndert oder er-
weitert. Mit dem prézisierten Antrag sind keine zusétzlichen
nachteiligen Auswirkungen fiir Dritte zu besorgen.
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Eine erneute Auslegung der Antragsunterlagen ist daher
nicht erforderlich.

Die Offentlichkeit wird daher nach MaBgabe des Umweltinfor-
mationsgesetztes des Landes Brandenburg (BbgUIG) dariiber
informiert, dass fiir die Entscheidung iiber die beantragte Ge-
nehmigung mit den prézisierten Antragsunterlagen und dem
Sachverstindigengutachten weitere Umweltinformationen zur
Verfiigung stehen.

Die prizisierten Antragsunterlagen und das Sachverstindigen-
gutachten konnen gemif BbgUIG im Zeitraum vom 6. Februar
2014 bis einschliefilich 19. Februar 2014 an folgenden Stellen
wihrend der Dienststunden von jedermann eingesehen werden

- Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Ost, Genehmigungsverfahrensstelle,
Miillroser Chaussee 50, Zimmer 103, 15236 Frankfurt (Oder)
Telefonnummer: 0335 560-3182

- Gemeinde Riidersdorf bei Berlin
Biirgerbiiro des Rathauses
Hans-Striegelski-Stralie 5, 15562 Riidersdorf bei Berlin
Telefonnummer: 033638 85-123, -122,-121, -120 und -119

Aullerdem stehen die o. g. Dokumente auf der vom Landesamt
fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz betricbenen
Internetseite www.lugv.brandenburg.de/info/genechmigungen_ro
zur Verfligung.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Information der Offent-
lichkeit nach BbgUIG keine erneute Auslegung der Antrags-
unterlagen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz darstellt;
sie eroffnet keine neue Einwendungsfrist. Mit Ablauf der Ein-
wendungsfrist bis einschlieBlich 6. September 2013 sind alle
Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen.

Rechtsgrundlagen

Umweltinformationsgesetz des Landes Brandenburg (BbgUIG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Mérz 2007, zuletzt
gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2008
(GVBL.1S.369)

Umweltinformationsgesetz (UIG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22. Dezember 2004 (BGBI. 1 S. 3704), zuletzt ge-
andert durch Artikel 2 Absatz 47 des Gesetzes vom 7. August
2013 (BGBI.1S.3154)

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
2.Juli 2013 (BGBI.18S. 1943)

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai

1992 (BGBI.1S. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 3 der Ver-
ordnung vom 2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973)

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Ost
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb
von acht Windkraftanlagen am Standort
03238 Lichterfeld-Schacksdorf OT Lieskau

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 4. Februar 2014

Die Firma UKA Meifen Projektentwicklung GmbH & Co. KG,
Dr.-Eberle-Platz 1 in 01662 Meiflen beantragt die Genehmigung
nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zur
Errichtung und zum Betrieb von acht Windkraftanlagen vom
Typ VESTAS V112 in 03238 Lichterfeld-Schacksdorf OT Lies-
kau (Landkreis Elbe-Elster), auf dem Grundstiick Gemarkung
Lieskau, Flure 1 und 2 Flurstiicke 18,21, 127, 4, 8, 10, 14 und 26.

Es handelt sich dabei um ein Vorhaben der Nummer 1.6.2 V
Spalte ¢ des Anhanges 1 der Verordnung iiber genehmigungsbe-
diirftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der
Nummer 1.6.2 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes iiber die Um-
weltvertraglichkeitspriifung (UVPQG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine Allge-
meine Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstrager vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstéindig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen konnen nach vorheriger Anmeldung unter der Telefon-
nummer 0355 4991-1411 wihrend der Dienstzeiten im Landes-
amt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Regional-
abteilung Sid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zimmer 4.27,
Von-Schon-Stra3e 7 in 03050 Cottbus, eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
liche Vorgiinge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. Juli 2013
(BGBL. I S. 1943) gedndert worden ist
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Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973, 3756)

Gesetz tiber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), das durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli 2013
(BGBI. I S. 2749) gedndert worden ist

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Stid
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb einer
Windkraftanlage in 03172 Schenkendébern

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 4. Februar 2014

Die Firma UKA Cottbus Projektentwicklung GmbH & Co. KG,
Heinrich-Hertz-Stra3e 6 in 03044 Cottbus beantragt die Neu-
genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes (BImSchG) fiir eine Windkraftanlage des Typs Nordex
N117-2.4MW mit einer Gesamthohe von 199 m (Nabenhohe
140,6 m, Rotordurchmesser 116,8 m) und einer Nennleistung
von 2,4 MW. Geplanter Anlagenstandort ist die Gemarkung
Schenkenddbern (Landkreis Spree-Neif3e), Flur 1, Flurstiick 160.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.6.2 V
Spalte ¢ des Anhanges der Verordnung iiber genechmigungs-
bediirftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben
der Nummer 1.6.2 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes iiber die
Umweltvertriglichkeitsprifung (UVPQG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine allge-
meine Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbsténdig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen konnen nach vorheriger Anmeldung unter der Telefon-
nummer 0355 4991-1411 wihrend der Dienstzeiten im Landes-
amt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Regional-
abteilung Sid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zimmer 4.27,
Von-Schoén-Strale 7 in 03050 Cottbus, eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorgiinge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. Juli 2013
(BGBI. I S. 1943) gedndert worden ist

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BlImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973, 3756)

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. |
S. 94), das durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli 2013
(BGBI. I S. 2749) gedndert worden ist

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Stid
Genehmigungsverfahrensstelle
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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE

Feststellen des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben einer Erstaufforstung

Bekanntmachung des Landesbetriebes
Forst Brandenburg, Oberforsterei Herzberg,
Vom 20. Januar 2014

Der Antragsteller plant im Landkreis Elbe-Elster, Gemarkung
Wildenau, Flur 1, Flurstiick 88 die Erstaufforstung gemif3 § 9
LWaldG auf einer Fldche von 2,58 ha (Anlage Mischwald mit
Waldrandgestaltung).

GemiB Nummer 17.1.3 Spalte 2 der Anlage 1 zum Gesetz liber
die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) ist fiir geplante
Erstaufforstungen von 2 ha bis weniger als 20 ha Wald zur Fest-
stellung der UVP-Pflicht eine standortsbezogene Vorpriifung
des Einzelfalls im Sinne des § 3¢ Satz 2 UVPG durchzufiihren.

Die Vorpriifung wurde auf der Grundlage der Antragsunterlagen
vom 29.11.2013, Az.: LFB 7.25 -7020-6/09-2013 durchgefiihrt.
Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir das
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbststindig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden
Unterlagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung
unter der Telefonnummer 03535 22576 wihrend der Dienstzeit
bei der Oberforsterei Herzberg, Am Sender 1 in 04916 Herzberg,
eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen: Gesetz tiber die Umweltvertraglichkeitsprii-
fung (UVPQG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Fe-
bruar 2010 (BGBI. I S. 94), das durch Artikel 10 des Gesetzes
vom 25. Juli 2013 (BGBI. I S. 2749) geédndert worden ist
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Fiir alle nachstehend verdffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder
wird ein Recht spéter als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spitestens im Termin
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw.
Gléaubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht beriicksichtigt und bei der Ver-
teilung des Versteigerungserloses dem Anspruch des Glaubigers
und den iibrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die Anmeldung
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter-
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der
Anspruch aus diesem Recht ginzlich unberiicksichtigt.

Es ist zweckmaBig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine ge-
naue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag,
Zinsen und Kosten der Kiindigung und der die Befriedigung aus
dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfol-
gung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen.
Der Berechtigte kann die Erklarung auch zur Niederschrift der
Geschiftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge-
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehors
entgegensteht, wird aufgefordert, die Authebung oder einstwei-
lige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht
den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt fiir das Recht der
Versteigerungserlds an die Stelle des versteigerten Gegenstan-
des.

Amtsgericht Cottbus

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 1. April 2014, 8:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-
richtsplatz 2, I1. Obergeschoss, Saal 313, das im Grundbuch von
Spremberg Blatt 7803 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1,  Gemarkung Spremberg, Flur 22, Flurstiick 179/25,
Gebdude- und Freiflache, Senftenberger Strafie 111,
345 qm
versteigert werden.
Laut vorliegendem Gutachten ist das Grundstiick mit einer tlw.
unterkellerten Werkstatt (Bj. ca. 1978/79) mit angebautem Win-
tergarten (Bj. nach 1990) bebaut.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
07.01.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 15.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 59 K 139/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 1. April 2014, 10:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-

richtsplatz 2, I1. Obergeschoss, Saal 313, das im Grundbuch von

Forst (Lausitz) Blatt 3200 eingetragene Grundstiick, Bezeich-

nung geméif Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Forst, Flur 33, Flurstiick 1222, Du(e)nen-

weg 26, Gebidude- und Freifliche, Grofie: 1.394 m?
versteigert werden.

(Laut vorliegendem Gutachten ist das Grundstiick wie folgt be-

baut:

- Zweifamilienhaus, Bj. ca. 1925 mit Um-/Anbauten 1929,
1937, 1988 und wesentlichen Sanierungs- und Modernisie-
rungsmafinahmen ca. 1996, freistehend, zweigeschossig,
teilunterkellert

- Nebengebidude, Bj. ca. 1979 mit Um-/Anbauten 1981, 1988,
freistehend, eingeschossig

- Garagengebiude, Bj. ca. Ende 70er Jahre dreiseitig freiste-
hend, eingeschossig

- Auflenanlagen)

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

15.12.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 80.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 59 K 132/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Dienstag, 1. April 2014, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-
richtsplatz 2, II. Obergeschoss, Saal 313, die im Grundbuch von
Leuthen Blatt 693 eingetragenen 1/2 Anteile an dem Grund-
stiick, Bezeichnung gemidf} Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Leuthen, Flur 4, Flurstiick 172, Gebdu-
de- u. Freiflache, Landwirtschaftsfliche, Am Leu-
thener Sportplatz 3, 825 m?
versteigert werden.
Laut Gutachten ist das Objekt bebaut mit einem Einfamilien-
haus (Doppelhaushilfte mit ca. 100 m* Wohnfldche und 4 Wohn-
rdumen), Bj.: um 1965, Mod.: 1994 und einem Stallgebiude (B;.
um 1965). Anschrift: Am Leuthener Sportplatz 3, 03116 Dreb-
kau - OT Leuthen.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
18.02.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemdf3 § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf insgesamt: 31.000,00 EUR (je 1/2 Anteil mithin:
15.500,00 EUR).

Geschifts-Nr.: 59 K 6/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 2. April 2014, 10:30 Uhr
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im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-
richtsplatz 2, II. Obergeschoss, Saal 313 das im Grundbuch von
Spremberg Blatt 2278 eingetragene Grundstiick (ideelle 1/2 Mit-
eigentumsanteile), Bezeichnung gemdf3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Spremberg, Flur 40, Flurstiick 103/2,
Trattendorfer Str. 1, Gebdude- und Freiflache, Gro-
Be: 1.454 gm
versteigert werden.
(Laut vorliegendem Gutachten ist das Grundstiick bebaut mit ei-
nem Einfamilienhaus mit Einliegerwohnung, zweigeschossig,
teilunterkellert, Bj. ca. 1909, Sanierung/Modernisierung ca.
1995 - 1998, WF ca. 218 qm; sowie mit 2 Nebengebduden)
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
27.04.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 162.000,00 EUR (je 1/2 Anteil auf 81.000,00 EUR).

Im Termin am 20.11.2012 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapital-
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen blei-
benden Rechte die Hélfte des Grundstiickswertes nicht erreicht
hat.

Geschifts-Nr.: 59 K 30/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Freitag, 4. April 2014, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-
richtsplatz 2, II. Obergeschoss, Saal 322, das im Grundbuch von
Siewisch Blatt 263 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-
méil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 3, Gemarkung Siewisch, Flur 2, Flurstiick 247, Gebéu-
de- und Freifliche, Drebkauer Straflie 36, Grof3e:
1.675 qm
versteigert werden.
(Laut vorliegendem Gutachten ist das Grundstiick bebaut mit ei-
nem Einfamilienhaus, 1 1/2-geschossig, teilunterkellert, Dach-
geschoss teilausgebaut, WF ca. 126 qm, Bj. ca. 1930, teilweise
Sanierung/Modernisierung sowie mit Nebengebduden und mit
einer Garage)
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
19.04.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 54.700,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 59 K 24/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Dienstag, 8. April 2014, 8:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-

richtsplatz 2, II. Obergeschoss, Saal 313, die im Grundbuch von

Sandow Blatt 14172 eingetragenen 1/2 Anteile an dem Grund-

stiick, Bezeichnung gemidl Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 2, Gemarkung Sandow, Flur 111, Flurstiick 229, Ge-
biude- und Freifliche, Wohnen, Erholungsfldche,
Griinanlage, Anton-Bruckner-Strafie 1 a, 923 m?

versteigert werden.

Laut vorliegendem Gutachten ist das Grundstiick mit einem
unterkellerten Einfamilienhaus (Bj. 1939, Erweiterung 1972,
Modernisierung 2000) sowie mit einem Wirtschaftsgebaude mit
Garage (Bj. unbekannt, Erweiterung/Ausbau 1986 und 2000)
bebaut.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
19.03.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 83.600,00 EUR.
Geschafts-Nr.: 59 K 28/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Dienstag, 8. April 2014, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-
richtsplatz 2, IT. Obergeschoss, Saal 313, die im Grundbuch von
Neuhausen Blatt 516 eingetragenen Grundstiicke, Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Neuhausen, Flur 1, Flurstiick 359, Ge-
baude- u. Freiflache, Miihlenstr., 629 m?,
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Neuhausen, Flur 1, Flurstiick 382, Ge-
baude- u. Freifliche, Wasserfliche, Miihlenstr.,
7.072 m?
versteigert werden.
Laut Gutachten ist das Gdst. Ifd. Nr. 1 unbebaut; es handelt sich
um eine begriinte Fliche des Parks. Das Gdst. Ifd. Nr. 2 ist mit
einem Schloss (B;j. nicht bekannt, erste Bauteile etwa 500 Jahre
alt; gemischter Zustand - z. T. saniert/unsaniert) bebaut, im Ubri-
gen handelt es sich um den begriinten Schlosspark und eine Was-
serfliche.
Anschrift: Miihlenstrale 5, 03058 Neuhausen/Spree - OT Neu-
hausen.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
11.02.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemilf § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt:
a) bzgl. 1fd. Nr. 1 auf 2.000,00 EUR

b) bzgl. Ifd. Nr. 2 auf 335.000,00 EUR.

Geschifts-Nr.: 59 K 7/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 9. April 2014, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-
richtsplatz 2, II. Obergeschoss, Saal 313, das im Grundbuch von
Forst (Lausitz) Blatt 11542 eingetragene Grundstiick (ideelle
1/2 Anteile), Bezeichnung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Forst, Flur 17, Flurstiick 89/2, Schiit-

zenstraf3e 13, GroBe: 1.198 qm
versteigert werden.
(Laut vorliegendem Gutachten hat das Objekt die postalische
Anschrift: ,,03149 Forst (Lausitz), Schiitzenstrae 13 und ist
bebaut mit einem Mehrfamilienhaus, zweigeschossig, unterkel-
lert, tlw. ausgebautes Dachgeschoss, freistehend, Bj. unbekannt,
vermutlich um 1900, Sanierungs- und Modernisierungsmali-
nahmen ab Ende der 1990er Jahre, Sanierungsgebiet ,,Nordost*)
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
19.02.2013 eingetragen worden.
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Der Verkehrswert wurde gemal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 85.400,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 59 K 14/13

Amtsgericht Cottbus - Zweigstelle Guben -

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Donnerstag, 3. April 2014, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus, Zweigstelle
Guben in Guben, Alte Poststralie 66, I. Obergeschoss, Saal 210,
das im Grundbuch von Jamlitz Blatt 250 eingetragene Grund-
stiick (ideelle 1/2 Anteile), Bezeichnung gemdB Bestandsver-
zeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Jamlitz, Flur 2, Flurstiick 45, Mochlitz 4,
GroBe: 484 qm
versteigert werden.
(Laut vorliegendem Gutachten hat das Grundstiick die postali-
sche Anschrift: 15868 Jamlitz OT Mochlitz, Mochlitzer Dorf-
stra3e 4 und ist bebaut mit einer Doppelhaushélfte mit Anbau,
1 1/2-geschossig, unterkellert, Bj. ca. 1900, ca. 2005 teilmoder-
nisiert sowie mit einem Nebengebiude - Gartenlaube in Holz-
bauweise, Schuppen, ehemal. Hundezwinger)
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
10.05.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 52.400,00 EUR (je 1/2 Anteil auf 26.200,00 EUR).

Im Termin am 15.11.2012 ist der Zuschlag aus den Griinden des
§ 85a 1 ZVG versagt worden.
Geschifts-Nr.: 240 K 42/12 (ehem. 40 K 12/10)

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Donnerstag, 3. April 2014, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus, Zweigstelle
Guben in Guben, Alte Poststralie 66, 1. Obergeschoss, Saal 210,
das im Grundbuch von Ressen Blatt 214 eingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung gemif} Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2,  Gemarkung Ressen, Flur 2, Flurstiick 54/6, Gebéu-
de- und Freiflache, Ressener Dorfstralie 39, Grofle:
549 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
03.05.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 70.000,00 EUR.

Postanschrift: Ressener Dorfstrafie 39, 15913 Schwielochsee
Bebauung: Einfamilienhaus mit Einliegerwohnung, einseitig
angebaut, Bj. ca. 1951, Modernisierung bzw. Umbau 1977 u.
2001, teilunterkellert, ausgebautes Dachgeschoss

In einem fritheren Termin ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlielich des Kapital-
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen

bleibenden Rechte die Hélfte des Grundstiickswertes nicht er-
reicht hat.
Geschifts-Nr.: 240 K 34/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Donnerstag, 10. April 2014, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus - Zweigstelle
Guben -, Alte Poststr. 66, 03172 Guben, Saal 210 (im 1. Ober-
geschoss) die im Grundbuch von Sembten Blatt 182 eingetra-
genen Grundstiicke, Bezeichnung gemil} Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 4, Gemarkung Sembten, Flur 2, Flurstiick 365, Erho-
lungsflache, Eichenhof, 34.134 m?,
Ifd. Nr. 5, Gemarkung Sembten, Flur 2,
Flurstiick 435, Erholungsflache, Parkstral3e, 7.124 m?,
Flurstiick 533, Erholungsflidche, Gebdude- und Frei-
flache, Parkstraf3e, 23.254 m?
versteigert werden.
Laut vorliegendem Gutachten sind die Parkgrundstiicke iiber-
wiegend unbebaut.
Eine Teilfliche des Flurstiicks 435 ist mit Garagen (Bj. ca.
1970/80er Jahre) bebaut.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
06.08.2010 eingetragen worden.

Die Verkehrswerte wurden gemaf § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf:

fiir das Grundstiick 4  20.500,00 EUR

fiir das Grundstiick 5 26.000,00 EUR.

Geschifts-Nr.: 240 K 49/12

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Donnerstag, 20. Miirz 2014, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht Frankfurt (Oder), Miillroser
Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Langewahl
Blatt 726 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemif3 Be-
standsverzeichnis:
Ifd. Nr. 3, Gemarkung Langewahl, Flur 1, Flurstiick 336 und
337, GroBe: 1.781 gm und 366 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
17.04.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 162.900,00 EUR.

Postanschrift: Chausseestrafle 28, 15518 Langewahl
Bebauung: Mehrfamilienhaus mit Seitenfliigel, Nebengebéude,
Garage

Geschifts-Nr.: 3 K 50/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Mittwoch, 9. April 2014, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,



Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 5 vom 5. Februar 2014 223

15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, die im Grundbuch von

Lietzen Blatt 781 eingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung ge-

mal Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 3, Flur 2, Flurstiick 315, Gebdude- und Freifliche, Am
Kalischsee 2, Grofe: 6.057 qm

Ifd. Nr. 4, Flur 2, Flurstiick 316, Gebidude- und Freifliche, Am
Kalischsee 2, GroBe: 14.600 qm

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

12.04.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil} § 74a Absatz 5 ZVG wie folgt
festgesetzt:

Bezeichnung gemdB Bestandsverzeichnis Verkehrswert
in Euro

Ifd. Nr. 3, Flur 2, Flurstiick 315, Gebdude- und

Freiflache, Am Kalischsee 2, GroBe: 6.057 qm 55.000,00

Ifd. Nr. 4, Flur 2, Flurstiick 316, Gebdude- und

Freiflache, Am Kalischsee 2, Grofe: 14.600 qm  240.000,00

Postanschrift: Am Kalischsee 2, 15306 Lietzen

Bebauung:

Ifd. Nr. 3, Flur 2, Flurstiick 315: Haus I, ehemals GaLaBau/Asy-
lantenheim

Ifd. Nr. 4, Flur 2, Flurstiick 316: Das Grundstiick wurde fiir die
berufliche Aus- und Weiterbildung verschiedener Gewerke ge-
nutzt.

Haus II, Floristik, Veranstaltungssaal (Kantine)

Haus I1I, Werkstatt, zentrales Heizhaus, Gerédteschuppen

Haus IV, Neubau Haupthaus, Tischlerei, Schulungsrdume, Ver-
waltung

Haus V, Wischerei, Lehrkiiche

Haus VI, Lackiererei

Geschifts-Nr.: 3 K 51/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung zum Zwecke der Aufthebung
der Gemeinschaft soll am
Mittwoch, 9. April 2014, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von
Fiirstenwalde Blatt 11479 auf die Namen:
o) [
¢
- zu je 1/2 Anteil -
eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemifl Bestandsver-
zeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Fiirstenwalde, Flur 107, Flurstiick 505,
Gebdude- und Freiflache, Ulanenring 11, GroBe:
257 m?
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
24.04.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 126.000,00 EUR.

Postanschrift: Ulanenring 11, 15517 Fiirstenwalde

Bebauung: Doppelhaushilfte mit angebautem Nebengebdude/
Schuppen.

Geschifts-Nr.: 3 K 55/12

Amtsgericht Kénigs Wusterhausen

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 24. Mérz 2014, 10:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Konigs Wusterhausen,
Saal 06 (15745 Wildau, Friedrich-Engels-Str. 58), das im
Grundbuch von Eichwalde Blatt 3517 eingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung gemidl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Eichwalde, Flur 8, Flurstiick 408, Geb&u-

de- und Freiflache, Chopinstralle 27, GroBe 993 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 472.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
16.05.2013 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in 15732 Eichwalde, Chopinstr. 27.
Es ist bebaut mit einem 2005 bzw. 2010 fertig gestellten und unter-
kellerten Einfamilienhaus, bestehend aus Erdgeschoss, Oberge-
schoss und ausgebautem Dachgeschoss sowie einer Doppelgarage
und zwei Schuppen. Das Wohnhaus besitzt laut Bauunterlagen ei-
ne Wohnfliche von ca. 270 m*. Die néhere Beschreibung kann bei
dem Amtsgericht Konigs Wusterhausen, Zimmer 015, vorliegen-
den Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen werden.
AZ:8K21/13

Amtsgericht Liibben (Spreewald)

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Montag, 7. April 2014, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Liibben (Spreewald), Ge-
richtsstr. 2 - 3, Erdgeschoss, Saal I, das in Byhlen liegende, im
Grundbuch von Byhlen Blatt 4 eingetragene, nachstehend be-
schriebene Grundstiick
Bestandsverzeichnis Nr. 37
Gemarkung Byhlen, Flur 1, Flurstiick 262, Gebdude- und Frei-
flache, Landwirtschaftsfliche, Byhlener Dorfstrae 43, grof3
5.430 m?
versteigert werden.
Bebauung:
Ehemaliger landwirtschaftlicher Betrieb, bebaut mit einem mas-
siven eingeschossigen teilweise unterkellerten Einfamilien-
wohnhaus mit Anbau - Bj. 1930 - Anfang der 50er Jahre gesamt
um- und ausgebaut, Rekonstruktion 1998, einer Stallscheune Bj.
1930, einigen Holzschuppen sowie Remisen innerhalb des Orts-
teils Byhlen.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
05.11.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméil3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 50.500,00 EUR.

Im Versteigerungstermin am 18.11.2013 ist der Zuschlag ver-
sagt worden, weil das abgegebene Meistgebot einschlielich des
Kapitalwertes der nach den Versteigerungsbedingungen beste-
hen gebliebenen Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht
erreicht hat.

AZ: 52K 27/12
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Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Montag, 7. April 2014, 11:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Liibben (Spreewald), Ge-
richtsstr. 2 - 3, Erdgeschoss, Saal 11, das in Kreblitz liegende, im
Grundbuch von Kreblitz Blatt 212 eingetragene, nachstehend
beschriebene Grundstiick
Bestandsverzeichnis Nr. 1
Gemarkung Kreblitz, Flur 2, Flurstiick 5, Gebdude- und Gebau-
denebenflidchen Gartenland, Dorfanger 15, grof3 3.110 m?
versteigert werden.
Bebauung:
Eingeschossiges Wohnhaus mit umfangreichen Nebengebduden
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
20.12.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 73.900,00 EUR.
AZ: 52K 38/12

Zwangsversteigerung
Zum Zwecke der Zwangsversteigerung soll am

Montag, 14. April 2014, 8:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Liibben (Spreewald),
Gerichtsstralie 2 - 3, Erdgeschoss, Saal II, das im Grundbuch
von Golfien Blatt 1728 eingetragene Grundstiick
Bestandsverzeichnis Ifd. Nr. 1
Gemarkung GolBen, Flur 6, Flurstiick 103/2, Gebdude- und
Freifldche, 361 qm
Stadtwall 3
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
06.12.2012 eingetragen worden.
Laut Gutachten befindet sich auf dem Grundstiick ein Einfami-
lienhaus (Baujahr ca. 1900), Nebengebdude und ein Garagenge-
baude (Baujahr 1960). Das Objekt ist derzeit nicht bewohnt.

Der Verkehrswert wurde gemél3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 42.500,00 EUR.

(Eine Festsetzung erfolgte auf der Grundlage des erstellten
Gutachtens im Verfahren 52 K 35/12)

Im Versteigerungstermin am 11.11.2013 ist der Zuschlag ver-
sagt worden, weil das abgegebene Meistgebot einschlielich des
Kapitalwertes der nach den Versteigerungsbedingungen beste-
hen gebliebenen Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht
erreicht hat.

Hinweis:

Gemal § 69 Absatz 1 ZVG n. F. ist die Leistung der Sicherheit
durch Barzahlung ausgeschlossen.

AZ: 52K 35/12

Amtsgericht Luckenwalde

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 25. Mérz 2014, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,

Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
Mahlow Blatt 3487 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-
méif Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, 7,81/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick:
Gemarkung Mahlow, Flur 2, Flurstiick 205/6, Berliner Straf3e,
Gebaude- und Freiflache, Grofie 76.116 m?

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Erdge-
schoss Nr. 88 des Aufteilungsplanes; mit Keller Nr. 88 des Auf-
teilungsplanes.

Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt
(Grundbuch von Mahlow Blitter 3400 bis 4855; der hier einge-
tragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen Mitei-
gentumsanteilen gehdrenden Sondereigentumsrechte beschrankt.
Es bestehen Sondernutzungsrechte an der Terrasse und der Gar-
tenflache Nr. 88 des Aufteilungsplanes.

und das im Grundbuch von Mahlow Blatt 4746 eingetragene
Grundstiick, Bezeichnung gemif3 Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, 2,00/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick:
Gemarkung Mahlow, Flur 2, Flurstiick 205/6, Berliner Straf3e,
Gebdude- und Freifliache, Grofe 76.116 m?

verbunden mit dem Sondereigentum an der Garage (Vierfach-
garage) Nr. 1305 des Aufteilungsplanes.

Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt
(Grundbuch von Mahlow Blitter 3400 bis 4855; der hier einge-
tragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen Mitei-
gentumsanteilen gehérenden Sondereigentumsrechte beschrénkt;
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 37.400,00 EUR fiir Mahlow Blatt 3487
und auf 1.700,00 EUR fiir Mahlow Blatt 4746 festgesetzt wor-
den.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
23.05.2013 eingetragen worden.

Die Wohnung befindet sich in 15831 Blankenfelde-Mahlow OT
Mahlow, Lindenhof 8. Angaben zur Wohnung: 2 Zimmer, Wfl.
ca. 46,75 m’, vermietet. Der Garagenstellplatz befindet sich in
einem Garagengebdude. Angaben zum Stellplatz: 1. Parkdeck,
Vierfachgarage, Stellplatz oben links. Die nidhere Beschreibung
kann bei dem Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 1501, vorlie-
genden Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen werden.
AZ: 17K 34/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Dienstag, 1. April 2014, 13:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,

Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde die im Grundbuch von

Schonefeld (Niedergorsdorf) Blatt 36 eingetragenen Grund-

stiicke, Bezeichnung gemél3 Bestandsverzeichnis:

1fd. Nr. 4, Gemarkung Schénefeld b. J., Flur 3, Flurstiick 61,
Landwirtschaftsfliche; Ackerland; Waldfldche; Na-
delwald, Grofie 9.980 m?,

Ifd. Nr. 5, Gemarkung Schonefeld b. J., Flur 3, Flurstiick 62,
Landwirtschaftsfliche; Ackerland; Waldflache; Na-
delwald, Grofie 6.130 m?,

1fd. Nr. 6, Gemarkung Schonefeld b. J., Flur 3, Flurstiick 63/1,
Waldfldche; Nadelwald, Grofie 35.540 m?,
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Ifd. Nr. 7, Gemarkung Schonefeld b. J., Flur 3, Flurstiick 63/2,
Waldflache; Nadelwald, Grofie 540 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 19.550,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
28.03.2013 eingetragen worden.

Die Grundstiicke befinden sich in 14913 Niedergorsdorf
OT Schonefeld, an der Landesgrenze zu Sachsen-Anhalt (Rich-
tung Wittenberg). Es handelt sich um land- und forstwirtschaft-
liche Flachen. Die nihere Beschreibung kann dem beim Amts-
gericht Luckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu
den Sprechzeiten entnommen werden.

AZ: 17K 27/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 3. April 2014, 14:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
Wildau Blatt 1134 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-
mél Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Wildau, Flur 2, Flurstiick 229, Gebau-
de- und Freifldche; Puschkinallee 18, Grof3e 801 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 206.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
19.05.2011 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in 15745 Wildau; Puschkinallee
18. Es ist bebaut mit einem nicht unterkellerten Einfamilien-
wohnhaus (Wohnflache ca. 137,46 m?). Die nidhere Beschrei-
bung kann dem beim Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 1501,
vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen wer-
den.

AZ: 17K 140/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 3. April 2014, 15:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
Liidersdorf Blatt 532 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemdl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Liidersdorf, Flur 4, Flurstiick 205, Ge-
baude- und Freifliache; Liidersdorfer Dorfstrafle 25,
Grofle 664 m*
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 6.600,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
16.07.2013 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in 14959 Trebbin OT Liidersdorf;
Liidersdorfer Dorfstrafle 25. Es ist bebaut mit einem ungenutz-

ten ehemaligen Gasthof der Griinderzeit und riickwértig ange-
bautem Saal. Der Baukorper weist eine Vielzahl von Bauscha-
den auf (Vandalismus, Vermiillung, Demontage). Die ndhere Be-
schreibung kann dem beim Amtsgericht Luckenwalde, Zim-
mer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten ent-
nommen werden.

AZ: 17K 89/13

Amtsgericht Neuruppin

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 25. Miérz 2014, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Strafle 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das
im Grundbuch von Badingen Blatt 493 cingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung gemdf Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie
1 Badingen 6 142 1.886 m

laut Gutachter: Wohngrundstiick Badinger Weg 23 in 16792
Zehdenick OT Badingen, bebaut mit einer Dop-
pelhaushilfte mit Anbauten und Nebengebiu-
den

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

05.06.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 80.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 7K 161/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Mittwoch, 26. Mirz 2014, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Strafle 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, die
in den Grundbiichern von Neuruppin Blatt 4740 und 5838 ecin-
getragenen Grundstiicke

Neuruppin Blatt 4740
Bezeichnung geméil Bestandsverzeichnis:
Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

4 Neuruppin 20 823 Gebaude- und Freifliache 975 m*
an der Karl-Marx-Straf3e
5/ Grunddienstbarkeit (Geh- und Fahrrecht) am Grundstiick Flur 20
zu 4 Flurstiick 822, eingetragen im Grundbuch von Neuruppin, Blatt 6590,
Abt. II Nr. 1

Neuruppin Blatt 5838
Bezeichnung geméil Bestandsverzeichnis:
Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

1 Neuruppin 20 478 Gebdude- und Freifliche 1.710 m?
Mischnutzung mit Wohnen
Karl-Marx-Str. 78

laut Gutachter: Karl-Marx-Straf3e 78 in 16816 Neuruppin, be-
baut mit einem Wohn- und Geschiftshaus (Alt-
bau, Einzeldenkmal) und einem Kauthaus
(Neubau), das Erdgeschoss im Altbau und die
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zwei Etagen des Neubaus werden als Kaufthaus
genutzt, im 1. Obergeschoss und Dachgeschoss
des Altbaus befinden sich 8 Wohnungen
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch Neu-
ruppin Blatt 5838 am 13.04.2011 und in das Grundbuch von
Neuruppin Blatt 4740 am 29.02.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt

auf:

- insgesamt: 1.050.000,00 EUR

- Flur 20 Flurstick 478 (Neuruppin Blatt 5838):
980.000,00 EUR

- Flur 20 Flurstiick 823 (Neuruppin Blatt 4740):
82.500,00 EUR.

Im Termin am 10.12.2013 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich der nach den Verstei-
gerungsbedingungen bestehen bleibenden Rechte die Hilfte des
Verkehrswertes nicht erreicht hat.

Geschifts-Nr.: 7K 107/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 15. April 2014, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Straf3e 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das
im Grundbuch von Oranienburg Blatt 2561 eingetragene
Grundstiick, Bezeichnung gemif3 Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie
1 Oranienburg 24  2380/155 633 m*

laut Gutachter: Wohngrundstiick Rheinstrafie 79 in 16515 Ora-
nienburg, bebaut mit einem nicht unterkellerten
Einfamilienwohnhaus mit Erdgeschoss, Flach-
dach und integrierter Garage und einem Neben-
gebdude

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

09.01.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 81.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 7 K 392/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 15. April 2014, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Strafie 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das
im Grundbuch von Henningsdorf Blatt 6342 cingetragene
Wohnungseigentum, Bezeichnung gemif Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

1 137,81/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick:

Hennigsdorf 2 28 4.092 m*
2 30
2 31

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

verbunden mit Sondereigentum an der Wohnung im Gebiude Klin-
genbergstralle 5, Dachgeschoss rechts nebst einem Kellerraum, im
Aufteilungsplan bezeichnet mit Nr. 13.

Das Miteigentum ist beschriankt durch die zu den anderen Miteigen-
tumsanteilen gehorenden Sondereigentumsrechte, eingetragen in
den Blittern 6330 bis 6393 (ausgenommen dieses Grundbuchblatt).
VerduBerungsbeschrankung: Zustimmung durch Verwalter
Ausnahmen: Erstverduflerung, Verduerung durch Konkursverwal-
ter, VerduBerung im Wege der Zwangsvollstreckung.

Wegen Gegenstand und Inhalt des Sondereigentums Bezugnahme
auf Bewilligung vom 20. Oktober 1994 (Ur-Nr. 876/94 Notar Vogel
in Berlin); iibertragen aus Blatt 5820; eingetragen am 29. Septem-
ber 1998.

laut Gutachter: Eigentumswohnung im Mehrfamilienwohnhaus
Klingenbergstralle 5 in 16761 Hennigsdorf, ge-
legen im Dachgeschoss rechts nebst Kellerraum

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

29.05.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt

auf: 43.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 7 K 42/13

Amtsgericht Potsdam

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 25. Mérz 2014, 13:30 Uhr
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 2. Obergeschoss, Saal 310,
das im Erbbaugrundbuch von Drewitz Blatt 4141 eingetragene
Erbaurecht, Bezeichnung geméal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Erbbaurecht an dem Grundstiick Drewitz Blatt 387
Gemarkung Drewitz, Flur 5, Flurstiick 65/2 und
65/3, Rohrenstrafle 8,
Gebdude- und Freiflache, grof3: 4.213 m?,
Verkehrsflache, grof3: 26
eingetragen in Abt. II Nr. 3
und an dem Grundstiick Drewitz Blatt 387
Gemarkung Drewitz, Flur 5, Flurstiick 67, Land-
wirtschaftsfldche,
grof3: 1.000 m?
fiir die Zeit bis 31.12.2097 vom Tage der Grund-
bucheintragung an.
versteigert werden.
Die Grundstiicke sind im Erbbaurecht mit dem ehemaligen Lan-
desausbildungszentrum des Brandeburger Dachdeckerhandwerks
bebaut. Es handelt sich um drei u-férmig aneinander bebaute
nicht unterkellerte zweigeschossige Baukdrper mit nicht ausge-
bautem Walmdach mit drei Treppenhduser (Baujahr Anfang der
1990er Jahre, Erweiterung und Neukonzipierung 2006). Die
Nutzflache betragt etwa 881 m’.
Des Weiteren ein eingeschossiger nicht unterkellerter an den
dlteren Gebaudekomplex angebauter Baukorper mit Staffelge-
schoss (Baujahr 2002 bis 2004). Die Nutzflache betrdgt etwa
1.570 m?.
Die zurzeit leerstehenden Gebdude befinden sich in einem dem
Alter und Nutzung entsprechenden Zustand mit teilweisen
Unterhaltungsriickstau sowie einigen Méangeln und Schéiden.
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Der Zwangsversteigerungsvermerk wurde in das Grundbuch am
16.05.2013 eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf (einschlieSlich Zube-
hér - Kantine, Tische, Stiihle 7.500,00 EUR) insgesamt
1.457.500,00 EUR.

AZ:2K 123/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 25. Mérz 2014, 13:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts in der Hegelallee 8,
14467 Potsdam, 2. OG, Saal 304.1, das im Grundbuch von
Brieselang Blatt 5604 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Brieselang, Flur 1, Flurstiick 1345, Ge-

biude- und Freifliche Fichtestr., grof3: 1.446 m?,
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 52.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
31.01.2013 eingetragen worden.

Das Grundstiick Fichtestrafe 13 in 14656 Brieselang ist mit ei-
nem II-geschossigen Wohnhaus nebst Veranda und einem Ne-
bengebdude bebaut (Bj. ca. 1928, Wfl. ca. 93 m? ohne Innenbe-
sichtigung, vermutlich leerstehend).

AZ:2K 19/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 27. Miérz 2014, 13:30 Uhr
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 2. Obergeschoss, Saal 310,
das im Grundbuch von Zeestow Blatt 633 eingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung gemif3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Zeestow, Flur 2, Flurstiick 213, Gebéu-
de- und Freiflache, Ahornweg, grof3: 207 m?,
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Zeestow, Flur 2, Flurstiick 220, Gebéu-
de- und Freifliche, Ahornweg, grof: 423 m’
versteigert werden.
Das Grundstiick ist mit einem nicht unterkellerten freistehenden
Wohnhaus mit Erdgeschoss, Dachgeschoss als Vollgeschoss und
nicht ausgebautem Spitzboden bebaut. Die Gesamtwohnfldche
betrdgt etwa 166 m>. Fiir Restleistungen und Renovierungsbe-
darf (Malerarbeiten, sdmtliche Tiiren fehlen, Fertigstellung der
Auflenanlage incl. Terrasse und Stellplatz) hat die Gutachterin
mit etwa 25.000 EUR angesetzt.

Der Zwangsversteigerungsvermerk wurde in das Grundbuch am
04.07.2013 eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 165.000,00 EUR.
Das Objekt ist seit 04.2013 nutzungsfrei und im derzeitigen Zu-

stand nicht vermietbar.
AZ:2K 163/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung zum Zwecke der Aufhebung
der Gemeinschaft soll am
Dienstag, 1. April 2014, 13:30 Uhr
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 2. Obergeschoss, Saal 310,
das im Grundbuch von Eiche Blatt 1003 eingetragene Grund-
stiick, Bezeichnung gemil} Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Eiche, Flur 1, Flurstiick 376/90, Gebau-
de- und Freifliche, Wohnen, Baumhaselring 92,
grof3: 684 m’
versteigert werden.
Das Grundstiick ist mit einem unterkellerten Einfamilienhaus
mit ausgebautem Dachgeschoss und Spitzboden (Baujahr 1996)
bebaut. Die Gesamtwohnfldche betragt etwa 210 m®.
Der Zwangsversteigerungsvermerk wurde in das Grundbuch am
05.10.2012 eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf insgesamt
410.000,00 EUR. Das Objekt ist eigen genutzt.
AZ:2K 308/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 2. April 2014, 10:30 Uhr

im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 14467 Potsdam, 2. Ober-

geschoss, Saal 310, das im Teileigentumsgrundbuch von Golm

Blatt 1401 eingetragene Teileigentum, Bezeichnung gemél Be-

standsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1:  106,88/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grund-
stiick der Flur 2, Flurstiick 1323, Gebdude- und Frei-
fliche, Reiherbergstr. 14, 14A, 14B, 14C, 14D, 14E,
15, 15A, 15B, GrofBle: 9.072 m?

versteigert werden.

Die zu versteigernde leerstehende Gewerbeeinheit (Ladenraum,

Toilette) mit ca. 60 m* in der Reiherbergstrafie 14 E liegt It. Gut-

achten im EG eines II-geschossigen Wohn- und Geschéftshau-

ses ohne Keller, Baujahr ca. 1996 und ist durch 2 Zugédnge er-
reichbar. Eine Innenbesichtigung erfolgte nicht.

Der Versteigerungsvermerk wurde am 02.01.2013 in das ge-

nannte Grundbuch eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 68.500,00 EUR.
AZ:2K 394/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 2. April 2014, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 304.1, das im Grund-
buch von Brandenburg Blatt 20741 eingetragene Grundstiick,
Bezeichnung gemal3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Brandenburg, Flur 31, Flurstiick 27,
Gebédude- und Gebidudenebenflichen, Béckerstra-
Be 44, GroBe: 1.248 m?,
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 670.000,00 EUR festgesetzt worden.
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Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 20.06.2013 eingetra-
gen worden.

Das Grundstiick ist bebaut mit einem Mietwohnhaus mit ge-
werblichem Mietanteil (Vorderhaus) und einer Mietwohnanlage
(zwei Hofgebdude) - Baujahr ca. 1900 (genaues Baujahr unbe-
kannt; Umbaujahr und Sanierung 2008/09.

Im Vorderhaus befinden sich zwei Gewerbeeinheiten (EG) und
zwei Wohneinheiten (OG). Die sanierte Wohnanlage im Hofbe-
reich besteht aus einem linksseitigen Mietwohnhaus mit sieben
Wohneinheiten. Rechtsseitig ist ein Mietwohngebédude mit einer
Wohneinheit vorhanden. Das Objekt verfligt iiber eine Netto-
nutzflache von insgesamt 916 m’ (davon Gewerbe: 170 m*, Woh-
nungen: 746 m?).

AZ:2K 132/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 2. April 2014, 12:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Teileigen-
tumsgrundbuch von Golm Blatt 1402 eingetragene Teileigen-
tum, Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, bestehend aus 102,72/10.000 Miteigentumsanteil an
dem Grundstiick
Flur 2, Flurstiick 1323, Gebédude- und Freifliche,
Reiherbergstrafle 14, 14 A, 14 B, 14 C, 14 D, 14 E,
15,15 A, 15 B, groB: 9.072 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der Einheit Nr. 66 des
Aufteilungsplanes,

versteigert werden.
Der Verkehrswert ist auf 81.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 27. Dezember 2012
eingetragen worden.

Die Gewerbeeinheit (Nfl. ca. 58 m?) befindet sich im Erdge-
schoss des Wohn- und Geschiftshauses Reiherbergstrafie 14 E.
Zurzeit der Begutachtung war das Objekt, in dem sich auch eine
Postfiliale befindet, vermietet (Floristikbetrieb/Warmmiete
553,00 EUR monatlich).

AZ:2K 395/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 2. April 2014, 13:30 Uhr
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 2. Obergeschoss, Saal 310,
das im Grundbuch von Golm Blatt 1399 eingetragene Teilei-
gentum, Bezeichnung gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Dbestehend aus 1.022,68/10.000 Miteigentumsanteil
an dem Grundstiick,
Flur 2, Flurstiick 1323, Gebaude- und Freiflache,
Reiherbergstraflie 14, 14 A, 14 B, 14 C, 14 D, 14 E,
15,15 A, 15 B, groB: 9.072 m’
verbunden mit dem Sondereigentum an der Einheit Nr. 63 des
Aufteilungsplanes

versteigert werden.

Die Gewerbeeinheit liegt im Erdgeschoss und besteht aus Wind-
fang, Verkaufsraum und zwei Lagerdumen. Im Obergeschoss
befindet sich ein Pausenraum/Teekiiche und Sozialrdume. Die
Gesamtnutzflache betrigt etwa 580 m’.

Der Zwangsversteigerungsvermerk wurde in das Grundbuch am
27.12.2012 eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 680.000,00 EUR.

Das Objekt ist leerstehend. Eine Innenbesichtigung war nicht
moglich. Es besteht ein Sondernutzungsrecht an 14 Pkw-Stell-
platzen.

AZ:2K 393/12

Amtsgericht Senftenberg

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 10. April 2014, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude 01968 Senftenberg, Steindamm §, Erd-
geschoss, Saal EO1, der im Grundbuch von Lauchhammer
Blatt 4744 eingetragene 220/10.000stel Miteigentumsanteil am
Grundstiick; Bezeichnung gemif Bestandsverzeichnis:
Gemarkung Lauchhammer, Flur 14, Flurstiicke 1261 und 1356,
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im 1. OG
des Hauses, sowie dem Keller, Nr. 3 des Aufteilungsplans,
versteigert werden.
Lage: 01979 Lauchhammer, Hohe Str. 24
Bebauung: Sondereigentum an der Wohnung Nr. 3 im ersten OG
in einem teilsanierten Neubaublock

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
11.09.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 29.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 42 K 52/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 20. Mai 2014, 9:30 Uhr

im Gerichtsgebidude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erdge-
schoss, Saal EOl, das im Grundbuch von Neupetershain
Blatt 592 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung gemil Be-
standsverzeichnis:
Gemarkung Neupetershain, Flur 1, Flurstiick 56, Karl-Marx-
Str. 25, 404 m? groB3,
versteigert werden.
Lage: 03103 Neupetershain-Nord, Karl-Marx-Strafle 25
Bebauung: Doppelhaushélfte mit eingeschossigen Anbauten,

82 m? Wohnfliche, teilmodernisiert
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
15.08.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemaf § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 25.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 42 K 49/13
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Amtsgericht Strausberg

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 25. Miérz 2014, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Strausberg, Saal 1, Klos-
terstr. 13, 15344 Strausberg das im Grundbuch von Eggersdorf
bei Strausberg Blatt 2144 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Eggersdorf b. Strausberg, Flur 1, Flur-
stiick 1736, Gebdude- und Freiflache, Rosa-Luxem-
burg-Str. 43, Grofe 542 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 169.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
18.07.2013 eingetragen worden.

laut Gutachten:

Einfamilienhaus, Bj. 1999, nicht unterkellert, Wohnfléche It.
Bauakte ca. 160 m?, Fertighaus in GroBtafelbauweise, EG: Diele,
Flur, Kii., Wannenbad, 4 Wohnraume, Hausanschlussraum unter
der Treppe; DG: Abstellraum, Duschbad, 2 Wohnrdume, Balkon
Lage: 15345 Petershagen-Eggersdorf, Rosa-Luxemburg-Str. 43.
AZ:3K 197/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Mittwoch, 26. Mérz 2014, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebaude, Klosterstrafie 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, die im Grundbuch von Basdorf Blatt 3340 eingetrage-
nen Grundstiicke, Bezeichnung gemif3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Basdorf, Flur 4, Flurstiick 989, Gebau-
de- und Freifldche, Fliederstr. 25, Grofle 506 m?,
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Basdorf, Flur 4, Flurstiick 993, Gebau-
de- und Freifldche, Fliederstr. 26, Grofie 119 m?
laut Gutachten: Einfamilienhaus, Bauj. 2002, unterkellert,
Wohnflache ca. 89,26 m?, Nutzfldche Keller ca. 51,01 m?, Gar-
tenholzhaus
Lage: Fliederstr. 25/26, 16348 Wandlitz OT Basdorf
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
15.05.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

1fd. Nr. 1 (Flurstiick 989)
1fd. Nr. 2 (Flurstiick 993)
AZ:3K268/12

155.000,00 EUR
9.200,00 EUR.

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 26. Mirz 2014, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebiude, Klosterstrafle 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, das im Grundbuch von Wegendorf Blatt 549 eingetra-
gene Grundstiick, Bezeichnung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Wegendorf, Flur 1, Flurstiick 397, Ge-
bédude- und Freifldche Larchenweg 18, Grofie 319 m?
laut Gutachten: Doppelhaushilfte, Bauj. 1999/2000, Wohnfl4-
che ca. 105,35 m? nicht unterkellert, DG vollstdndig ausgebaut
Lage: Larchenweg 18, 15345 Altlandsberg OT Wegendorf
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
16.07.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 109.000,00 EUR.
AZ:3K 168/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 3. April 2014, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude, Klosterstrale 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 2, das im Grundbuch von Eberswalde Blatt 4574 eingetra-
gene Grundstiick, Bezeichnung gemil3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Finow, Flur 5, Flurstiick 11/13, Gebéu-

de-und Freiflache, Altenhofer Str. 48, Grofe: 965 m?
laut Gutachten: Grundstiick, bebaut mit einem Einfamilien-
wohnhaus (Kupferhaus), Baujahr ca. 1930, spéter in Teilberei-
chen verdndert. Nach 1990 umfangreiche Modernisierungen,
ca. 114 m> Wohnfléache, teilweise unterkellert. Das Grundstiick
liegt innerhalb des geschiitzten Denkmalbereiches ,,Messing-
werksiedlung®. Es ist in der Denkmalliste des Landes Branden-
burg als Einzeldenkmal eingetragen, Denkmalschutz besteht so-
wohl auflen als auch im Inneren des Gebéudes.
Garage und Schuppen. Es besteht ein Mietvertrag fiir das Erd-
geschoss.
Lage: Altenhofer Straf3e 48, 16227 Eberswalde
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
09.08.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 76.000,00 EUR.
AZ:3K366/12

* Hinweis der Redaktion: In den Zwangsversteigerungssachen des Amtsgerichts Frankfurt (Oder) wurden in der Landesrechtsdatenbank
BRAVORS, die das Amtsblatt fiir Brandenburg in nicht amtlicher elektronischer Fassung wiedergibt, einzelne Personenangaben unkenntlich
gemacht. Die gerichtliche Bekanntmachung dieser Zwangsvollstreckungssachen in der amtlichen papiergebundenen Ausgabe des Amtsblatts wird
hiervon nicht beriihrt.


Sandek
Schreibmaschinentext

Sandek
Schreibmaschinentext

Sandek
Schreibmaschinentext
* Hinweis der Redaktion: In den Zwangsversteigerungssachen des Amtsgerichts Frankfurt (Oder) wurden in der Landesrechtsdatenbank BRAVORS, die das Amtsblatt für Brandenburg in nicht amtlicher elektronischer Fassung wiedergibt, einzelne Personenangaben unkenntlich gemacht. Die gerichtliche Bekanntmachung dieser Zwangsvollstreckungssachen in der amtlichen papiergebundenen Ausgabe des Amtsblatts wird hiervon nicht berührt.
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SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Bekanntmachung iiber die
Ungiiltigkeitserklirung von Dienstausweisen

Ministerium fiir Bildung, Jugend und Sport

Der durch Verlust abhanden gekommene Dienstausweis von
Herrn Ministerialrat Detlef Diskowski, Dienstausweis-Nr.
200 345, ausgestellt am 15.04.2011, giiltig bis zum 31.10.2015,
wird hiermit fiir ungiiltig erklart.

Der durch Verlust abhanden gekommene Dienstausweis von
Frau Birgit Hensel, Dienstausweis-Nr. 206 914, ausgestellt am
31.01.2013, giiltig bis zum 31.12.2022, wird hiermit fiir ungiil-
tig erklart.

Zentraldienst der Polizei

Der durch Verlust abhanden gekommene Dienstausweis des Be-
schiftigten des Zentraldienstes der Polizei des Landes Branden-
burg Frau Dr. Geiller, Annette, Dienstausweis-Nr.: 000019,
Karten-Nr.: 2419, wir hiermit fiir ungiiltig erklart.
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